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E D I T O R I A L

„DIE FDP WIRD 

INZWISCHEN VON 

LEUTEN SCHMERZ-

LICH VERMISST, 

DENEN VOR WENIGEN 

MONATEN KEIN 

GUTES WORT ÜBER 

DIE LIBERALEN ÜBER 

DIE LIPPEN KAM.“

DAVID HARNASCH
CHEFREDAKTEUR

N
ach der Wahl wusste niemand, wo-
hin die Reise gehen soll: Wird der 
Wahlgewinner CDU sich wirklich 
vom Verlierer SPD die Agenda der 

kommenden Legislaturperiode vorschreiben 
lassen oder Königin Angela die Erste das ge-
duldige Papier des Koalitionsvertrags einfach 
aussitzen? Wird dauerhaft eitel Sonnenschein 
herrschen oder werden die Koalitionäre 
grundsätzlich disparate Standpunkte ausfech-
ten? Werden ausgerechnet die Grünen ihrer 
Ankündigung, das „liberale Erbe“ antreten zu 
wollen, Taten folgen lassen? Wird die liberale 
Stimme sich im Parlament als so entbehrlich 
erweisen, wie das in den Monaten vor der 
Wahl von einer ganz großen Koalition der Me-
dien unablässig proklamiert wurde? 

Nun können wir eine Zwischenbilanz zie-
hen: Die CDU rückt tatsächlich noch weiter 
nach links. Statt inhaltliche Gegensätze aus-
zudiskutieren, werden sie unter dem Geld der 
Bürger begraben. Krassestes Beispiel hierfür: 
Die CDU findet (zu Recht) die Rente ab 63 zu 
teuer, die SPD (zu Recht) die Mütterrente, also 
kommt folgerichtig beides. So richtig lieb hat 
man sich trotz der teuerstmöglichen Konflikt-
vermeidungsstrategie aber nicht. Dass der 
CSU-Minister Friedrich die politische Konse-
quenz aus einer – derzeit nur vermuteten (in 
dubio pro reo) – Straftat des aufsteigenden 
SPD-Stars Edathy ziehen musste, sorgt für 
nachhaltigere Verstimmung unter den Koali-
tionären, als jeder inhaltliche Disput es bisher 
vermochte.

Die Grünen konnten entgegen ihren Lip-
penbekenntnissen den in ihrer politischen 
DNA angelegten Hang zur Bevormundung 
der Bevölkerung für keinen Tag überwinden. 
Inzwischen erfuhr die Öffentlichkeit, dass 
ausgerechnet Vertreter jener Partei, die die 
radikalsten gesellschaftlichen Transformatio-
nen aktiv gestalten will, mit ihren ganz priva-
ten Steuererklärungen überfordert sind. (Wo-
bei diese Hybris mehr Kritik verdient als das 
Versehen, sich im deutschen Steuerrecht 
verlaufen zu haben.) Einen Zweitwohnsitz 
zeitig anzumelden scheint schwieriger zu 
sein, als die komplette Energie- und Landwirt-
schaft umzubauen. Und die FDP wird inzwi-
schen von Leuten schmerzlich vermisst, de-
nen vor wenigen Monaten kein gutes Wort 
über die Liberalen über die Lippen kam. Vom 
Mindestlohn bis zur Vorratsdatenspeiche-
rung fehlt eine wirklich kritische Stimme. Im 
Schwerpunkt dieses Heftes analysieren wir 
das staatsgläubigste Parlament der bundesre-
publikanischen Geschichte detailliert. 

In der Ukraine steht in diesen Wochen 
mehr auf dem Spiel als die unmittelbare Zu-
kunft des östlichen Landesteils und der Halb-
insel Krim. Am Umgang mit dieser Krise wird 
sich definieren, welche Interessen der freie 
Westen und Europa überhaupt zu verteidi-
gen willens sind – und um welchen Preis. Mi-
riam Kosmehl fasst vor Ort in Kiew die Ereig-
nisse zusammen, und Wolfgang Gerhardt 
erklärt die globale Bedeutung des Konflikts 
und zeigt auf, was nun zu tun ist.  ●Ill
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Das Rentenpaket der Großen Koalition ist das erste 

Großvorhaben der neuen Bundesregierung. Die Union 

hatte vor der Wahl die Mütterrente, die SPD die Rente 

ab 63 versprochen. Nun hat die Regierung schnell 

geliefert – allerdings fiel die Kritik verheerend aus. Der 

Präsident der Deutschen Rentenversicherung, Herbert 

Rische, beklagt insbesondere die Finanzierung aus den 

Rentenkassen. Diese habe „gravierende finanzielle 

Auswirkungen“, so Rische. Zudem sei sie „ordnungs­

politisch falsch und rechtlich unzulässig.“ Auch die 

Presse lässt kein gutes Haar an dem Rentenpaket von 

Union und SPD.

➧  �Genommen wird das Geld ganz überwiegend den Arbeiten-
den, deren Anspruch auf eine Rentenbeitragssenkung in den 
Wind geschlagen wurde. Und sie werden später noch ein 
zweites Mal zur Kasse gebeten, wenn mehr Steuergeld in die 
Rentenkasse muss, um Mütter mit älteren Kindern und eine 
neue Schar von Frührentnern zu begünstigen.
DER SPIEGEL

➧  �Das Rentenreformpaket von Sozialministerin Andrea Nahles 
(SPD) ist so teuer, dass dafür in einigen Jahren zwei 
Milliarden Euro an zusätzlichen Steuern aufgebracht werden 
müssen. Es ist eine Frage der Zeit und wir bekommen in 
Deutschland eine breite Debatte über Steuererhöhungen.
TAZ

➧  �SPD und Union freuen sich über ihr Rentenpaket. Opposition 
zu dem viele Milliarden Euro teuren Vorhaben hat die 
Regierung nicht zu fürchten – in einem Parlament ohne FDP.
FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG

➧  ��Vor allem aber wird die Belohnung der Kindererziehung aus 
der Rentenkasse skandalös falsch finanziert: Die Aldi-
Verkäuferin zahlt dadurch auch für die Mutter des 
Vorstandschefs. Beamte, Abgeordnete und Selbstständige 
kommen ungeschoren davon. Früher hätten das zumindest 
ein paar aufmüpfige SPD-Abgeordnete „Umverteilung von 
unten nach oben“ genannt.
FRANKFURTER RUNDSCHAU

➧  �Das aktuelle Rentenpaket […] kommt unter dem Schlagwort 
der Gerechtigkeit daher und produziert doch nur neue 
Ungerechtigkeiten. Noch nie wurde mit dem Begriff der 
Gerechtigkeit politisch so viel Schindluder getrieben wie bei 
dieser Rentenreform. 
WESTDEUTSCHE ZEITUNG

 „ …  z u  t e u e r ,  u n g e r e c h t
 u n d  d a s  f a l s c h e  S i g n a l . “
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 „ …  z u  t e u e r ,  u n g e r e c h t
 u n d  d a s  f a l s c h e  S i g n a l . “

➧  �Die Koalition wird liefern, allen Warnungen und horrenden 
Kosten zum Trotz. Sollte der Wirtschaftsflügel der Union 
am Ende wirklich rebellieren, kann er das gerne tun. Ange-
sichts einer gewaltigen Regierungsmehrheit darf schließ-
lich jeder Kritiker persönlich standhaft bleiben, ohne die 
Regierung nur im Mindesten zu gefährden. Wie praktisch! 
Diese riesengroße Koalition blendet mit ihrer Macht den 
inneren Widerstand einfach weg wie lästigen Lärm.
WIRTSCHAFTSWOCHE

➧  �Weil immer weniger Wähler nachwachsen, ist die Mehrheit 
der Wahlberechtigten inzwischen in den älteren 
Generationen zu finden. Da liegt es doch näher, etwas für 
künftige Rentner zu tun und nicht für junge Menschen. 
DEUTSCHE WELLE

➧  �Das neue Rentenpaket - ausgenommen die Erwerbsmin-
derungsrente - ist zu teuer, ungerecht und das falsche 
Signal. Nicht nur die Jungen, die noch Jahrzehnte einzah-
len und später immer weniger herausbekommen, werden 
durch diesen Griff in die Rentenkasse geprellt. Auch alle 
heutigen Rentner bekommen das zu spüren. Denn um die 
Kosten zu beherrschen, wird man den Finanzbedarf wohl 
zum Teil auch durch geringere Rentenanpassungen für 
jetzige Ruheständler finanzieren.

OFFENBACH-POST

➧  �Wer erst in einigen Jahren Rente bekommt, für den heißt 
es: viel einzahlen und wenig herausbekommen. Weil 
Studienzeiten nicht mehr angerechnet werden, ist es für 
einen Akademiker praktisch nicht mehr möglich, in 
Zukunft die höchste Rente zu erreichen. Außer, er wird 
Beamter: Dann kann er bequem die höchste Pensionsstufe 
erreichen. Wer hohe Beiträge in die Rentenkasse zahlt, 
dem fallen beim Blick auf die Rentenerwartung Worte wie 
Misswirtschaft und Enteignung ein.
THÜRINGISCHE LANDESZEITUNG

➧  �Union und SPD müssen sich den Vorwurf gefallen lassen, 
dass sie die gut gefüllte Rentenkasse nach dem Gieß
kannenprinzip verteilen und ihrer jeweiligen Klientel ein 
wenig unter die Arme greifen. Das erste große Projekt 
dieser Großen Koalition wird aller Wahrscheinlichkeit nach 
auch ihr teuerstes werden.
RHEIN-ZEITUNG

➧  ��Es geht darum, räumen auch Mitarbeiter im engeren Kreis 
von Andrea Nahles im vertraulichen Gespräch ein, die 
Gewerkschaften zu befrieden. Und den Koalitionsvertrag 
bei den Mitgliedern durchzupeitschen. Man wollte  
keine Gerechtigkeitslücke schließen, sondern Frieden.
STERN

➧  ��Die Große Koalition schert sich nicht um das Gebot der 
Generationengerechtigkeit, das den Ende der 50er-Jahre 
geschlossenen Generationenvertrag im Innersten zusam-
menhält. Union und SPD bürden den nachfolgenden 
Generationen, die ja schon auf einem gewaltigen Schul-
denberg sitzen, zusätzliche Lasten auf …
AUGSBURGER ALLGEMEINE

➧  ��Sie haben hauptsächlich ihre eigene Wählerklientel im 
Auge, egal ob das Ergebnis gerecht ist oder nicht. Von der 
langfristigen Finanzierbarkeit ganz zu schweigen. […] 
Statt ihre Klientel zu bedienen, hätten Union und SPD 
lieber die Renten wegen Erwerbsminderung stärker 
aufgebessert. Das planen sie zwar ein Stück weit.  
Aber in vielen Fällen wird es nicht reichen, über das  
Grundsicherungsniveau hinauszukommen.
SÜDWEST PRESSE
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DIE ALLMÄCHTIGEN 
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GROKO ZWISCHENZEUGNIS 



Mit 80 kann man alles.  
Mit 80 darf man alles.  
Mit 80 ist man allmächtig. 
MIT 80 PROZENT.

Die GroKo ist noch kein Jahr im Amt, aber längst 
hat das System der Allmächtigen die politische 
Kultur in Deutschland auf Linie gebracht. Eine 
Opposition gegen die Macht von Schwarz-Rot 
gibt es nicht. Allenfalls noch den grün-linken 
Versuch, den Linkskurs von Gabriel-Merkel noch 
ein bisschen weiter nach links zu drehen. Die 
Liberalen fehlen.

Keine Zeit mehr für die großen politischen De-
batten zwischen liberal-konservativ und grün-
sozialistisch – und auch kein Grund: Wer über 
eine Mehrheit von 80 Prozent (genau: 79,8732 
Prozent) der Abgeordneten im Deutschen Bun-
destag verfügt, braucht sich mit den Kleinigkei-
ten der „alten“ Republik, mit heißen Überzeu-
gungsschlachten über die wichtigen politischen 
Themen nicht mehr aufzuhalten, kann ruhig 
schon mal früher zum Schampus schreiten – die 
Mehrheit ist ja sicher. Das Volk kann schlafen. 
Das hat es sich doch verdient. Und die Fern-
sehnachrichten werden immer langweiliger.

Der flächendeckende Mindestlohn wird staatlich 
verordnet und dann quasi im Schweinsgalopp 
über die parlamentarischen Hürden getrieben, 
die keine mehr sind. Dafür sorgt schon die eben-
falls satte Mehrheit im Bundesrat. Und wenn die 
mittelständischen Unternehmen in höchster 
Existenznot um Hilfe rufen, sind die Gedanken 
der Allmächtigen längst schon bei der nächsten 
„Wohltat“ fürs gemeine Volk.

Unsere Energieprobleme, seit Jahrzehnten 
Inhalt von zahlreichen, oft mit viel Sachverstand 

geführten Debatten im deutschen Bundestag, 
werden mit einem schnellen Federstrich „ge-
löst“. Wie, das weiß sicherheitshalber niemand 
so genau. 

Ja, wenn man 80 Prozent hat, dann kommt man 
sogar auf die Idee, dass Naturgesetze außer 
Kraft gesetzt werden können. Rentenmathema-
tik und Medizinwissenschaft, die immer längeres 
Leben schenkt, werden einfach aufgehoben, 
wenn die Allmächtigen in Berlin es eben mal so 
beschlossen haben.

Die Gründerväter unserer Republik um Theodor 
Heuss haben dem deutschen Parlamentarismus 
im Nachkriegszeitalter eine liberale, engagierte 
Debattenkultur angelsächsischer Prägung 
vorgezeichnet. Dass gut sechzig Jahre später 
Selbstermächtigungspolitiker aus den Reihen 
der beiden klassischen Gegner Links und Rechts 
Deutschland eine alles lähmende Einheitsmacht 
überstülpen, hatten sie ganz sicher nicht als Ziel.

Merkel-Gabriel-Seehofer liegen sich im macht-
seligen Rausch siegestrunken in den Armen. Die 
Liberalen, die als Einzige im Sinne des Volkes 
gegen diese Gefährdung der Demokratie stets 
die Stimme erhoben haben, hat dieses Volk in 
die außerparlamentarische Opposition ge-
schickt. Für vier Jahre zumindest. 

Doch jedem Rausch folgt der Kater. Und wenn 
das Volk dereinst die Zeche zahlt, werden sich 
Angela und Horst und Sigmar immer noch ge-
genseitig versichern: Aber Spaß hat’s gemacht, 
einmal zu sein wie der Allmächtige.  …

Karl-Ulrich KuhloIll
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RÜCKWÄRTS IMMER, 
VORWÄRTS NIMMER
Mit ihrer Wirtschaftspolitik verspielt die Große Koalition die Wettbe-
werbsfähigkeit unseres Landes. Das Motto lautet: Wir haben den 
Menschen genug Anpassungslasten zugemutet, jetzt sollen sie vom 
Staat geschützt werden und die Früchte ernten. Dies mag einem 
vorübergehenden Zeitgeist entsprechen, wird die Deutschen aber 
teuer zu stehen kommen. //  TEXT //  KARL-HEINZ PAQUÉ
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GROKO WIRTSCHAFTSPOLITIK 



Das wirtschaftspolitische 
Programm der Großen Koali-
tion ist ein Wendepunkt für 
Deutschland. Mehr als ein 

Jahrzehnt lang fuhr der Reformzug nur in 
eine Richtung, und die hieß: mehr Wettbe-
werbsfähigkeit. Aus gutem Grund, denn zu 
Beginn des Jahrhunderts galt Deutschland als 
kranker Mann Europas. Hohe Kosten, ver-
krustete Arbeitsmärkte, zerrüttete Finanzen, 
stockender Aufbau Ost – das war das Bild, das 
die Nation abgab. Es folgte eine Welle von 
marktorientierten Reformen, weit mehr noch 
als nur Hartz IV und die Rente mit 67. Dies 
gab der deutschen Wirtschaft ein Stück 
Dynamik zurück. Es entstand eine „Soziale 
Marktwirtschaft 2.0“, flexibler als das Original, 
aber unverändert mit dem Anspruch, wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit und soziale 
Gerechtigkeit miteinander zu versöhnen. 

Der Erfolg ist seit einiger Zeit zu besichti-
gen: starke Innovationskraft der Industrie, 
moderate Lohnkosten, hoher Beschäftigungs-
stand, gesunde Finanzen, gut gefüllte Sozial-
kassen – das war das Bild Deutschlands zum 
Zeitpunkt des Regierungswechsels im letzten 
Vierteljahr 2013, und es ist es noch immer. Ein 
Bild, das in vielen anderen Industrienationen 
mit Bewunderung zur Kenntnis genommen 
wird. Damit könnte es schon in wenigen 
Jahren vorbei sein, denn die Große Koalition 
nimmt Kurs in die Gegenrichtung. Vier zent-
rale Baustellen der Großen Koalition – Ren-
tenreform, Mindestlohn, Mietpreisbremse 
und Energiepolitik – machen dies überdeut-
lich. Die Regierung unternimmt eine „Rolle 
rückwärts“, wie es sie in Deutschland noch 
nie gegeben hat.

Das sogenannte Rentenpaket der Bundes-
regierung ignoriert die bei Weitem größte 

Herausforderung, vor der die Gesellschaft in 
den nächsten Jahrzehnten steht: ihre Alte-
rung. Diese verlangt die Förderung längerer 
Lebensarbeitszeiten und nicht kürzerer, wie 
sie die geplante abschlagsfreie Rente mit 63 
nach 45 Jahren Beitragszahlung gewährleistet. 
Und sie fordert Entlastung der Beitragszahler, 
wo es nur geht, und nicht wie vorgesehen die 
Ausweitung von Ansprüchen bei der Mütter- 
und Erwerbsminderungsrente. Die Demogra-
fie arbeitet massiv gegen die Interessen der 
künftigen Leistungsträger – und ausgerechnet 
die Politik treibt diese Entwicklung jetzt noch 
mit einem großzügigen Reformpaket auf die 
Spitze. Sie tut dies zu einer Zeit, in der wir von 
südeuropäischen Krisenländern verlangen, 
dass sie die Lebensarbeitszeit ihrer Bürger 
verlängern, damit sie unsere Hilfe verdienen. 
Deutschland aber geht mit miserablem Bei-
spiel voran – und zwar in die falsche Richtung. Fo

to
: d

pa

11liberal  3.2014



Die Kosten des Rentenpakets sind gewal-
tig. Sie belaufen sich nach ersten Schätzungen 
ab 2016 auf knapp 10 Milliarden Euro pro 
Jahr, und dies über einen sehr langen Zeit-
raum, sodass schließlich ein dreistelliger 
Milliardenbetrag dabei herauskommen wird. 
Dies allein ist schon eine abenteuerliche 
Zusatzbelastung für die große Mehrheit der 
Beitrags- und Steuerzahler, die nicht zur 
ausgewählten Gruppe der Begünstigten 
gehört. Schlimmer noch sind die Folgen für 
die deutsche Wirtschaft: Ihr wird die Leis-
tungsfähigkeit und Erfahrung vieler älterer 
Menschen entzogen, die wir dringend brau-
chen, um im demografischen Wandel die 
Innovationskraft zu erhalten – durch Entlas-
tung der Jungen und zusätzlichen Einsatz der 
Älteren. Dies wird sich im fehlenden Wachs-
tum des Produktionspotenzials deutlich 
bemerkbar machen, und zwar spätestens 
gegen Ende dieses Jahrzehnts, wenn die 
große und gut ausgebildete Generation der 
Babyboomer in Rente geht. 

Nicht besser sieht es beim geplanten 
Mindestlohn von 8,50 Euro je Arbeitsstunde 
aus. Er beseitigt jene Elemente der Flexibili-
tät, die in den letzten Jahren so überaus 
hilfreich waren. In strukturschwachen Regio-
nen im Osten und auch im Norden der Repu-
blik wird er für Arbeitskräfte ohne Berufsaus-
bildung den Einstieg in die Arbeitswelt 
massiv erschweren. Und er wird zum Wegfall 
von Arbeitsplätzen führen. Erste seriöse 
Schätzungen zeigen, dass es –  je nach Modell-
annahmen – deutschlandweit um eine Grö-
ßenordnung von 1,2 bis 2,6 Prozent der 
Beschäftigungsverhältnisse geht. Dabei sind 
die Regionen Deutschlands je nach Wirt-
schaftsstärke sehr unterschiedlich betroffen: 

Im Westen geht es um 0,9 bis 2,1 Prozent, im 
Osten dagegen um 2,5 bis 4,5 Prozent der 
Arbeitsplätze. Ein völlig unnötiger Aderlass, 
der das wirtschaftliche Gefälle in Deutsch-
land akzentuiert statt es einzuebnen.

Vielleicht noch dramatischer als die 
direkten Wirkungen am Arbeitsmarkt ist die 
Konsequenz für den ordnungspolitischen 
Rahmen der sozialen Marktwirtschaft. Es 
wird – erstmalig in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland – durch den Staat 
ein Mindestniveau gesetzt, das die Tarifpart-
ner in allen Branchen als eine untere Basisli-
nie interpretieren, die man deutlich über-
schreiten muss, will man als Gewerkschaft 
oder auch Arbeitgeberverband die jeweiligen 
Besonderheiten der Branche berücksichti-
gen. Anders als beim staatlichen Mindestlohn 
in Großbritannien, wo es längst keinen Flä-
chentarifvertrag mehr gibt, werden Staat und 
Tarifparteien gleichzeitig zu Akteuren in der 
Lohnpolitik. Ein gefährlicher Weg, der an den 
Grundfesten der sozialen Marktwirtschaft 
samt dem Tarifvertragsgesetz von 1949 
rüttelt. Völlig außer Acht bleibt, dass erfolgrei-
che Länder mit starken Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbänden – allen voran Schwe-
den – auf staatliche Mindestlöhne explizit 
verzichten. Aus gutem Grund: Tarifautonomie 
und Mindestlohn passen nicht zusammen. 
Dass die Bundesregierung dem Gesetz ausge-
rechnet den Namen „Tarifautonomiestär-
kungsgesetz“ gibt, ist mehr noch als ein 
sprachlicher Missgriff eine grobe Fehldeu-
tung in der Sache. 

Was am Arbeitsmarkt die Löhne, das sind 
am Wohnungsmarkt die Mieten. Auch dort 
will die Regierung eingreifen – und zwar 
durch eine Mietpreisbremse, die „übermäßi-

ge“ Mietsteigerungen in Ballungszentren 
durch zusätzliche regulierende Eingriffe 
beschränkt. Die Folgen sind voraussehbar: 
Der wirtschaftliche Anreiz zur Ausweitung 
von Wohnraum durch Neubauten und Reno-
vierungen wird vor allem dort gekappt, wo 
die Wohnungsnot am größten ist: in den 
schnell wachsenden urbanen Großräumen. 
Statt die marktwirtschaftlichen Signale als 
wichtige Information zur Lenkung privater 
Investitionen zu akzeptieren und wirken zu 
lassen, geschieht das genaue Gegenteil.

Eine solche Politik ist offensichtlich 
ordnungspolitisch fragwürdig. Sie ist aber 
auch struktur- und regionalpolitisch unsinnig. 
Denn durch die Alterung der Gesellschaft im 
Zuge des demografischen Wandels steht 
Deutschland nach Jahrzehnten der Expansi-
on eher ländlicher und suburbaner Regionen 
vor einer Revitalisierung der Großstädte. 
Übrigens eine Entwicklung mit durchaus 
positiven Seiten, denn sie wirkt dem Trend 
zum Verfall der urbanen Zentren entgegen, 
mit dem sich deutsche Großstädte über 
Jahrzehnte herumquälen mussten. Mit ihrer 
geplanten Politik wird die Große Koalition 
den urbanen Wiederaufstieg behindern. 
Denn klar ist: Bei steigenden Grundstücks- 
und Immobilienpreisen sorgen staatliche 
Mietkontrollen für ein Absacken der Rentabi-
lität des städtischen Bauens – und damit zu 
einer Investitionsschwäche, die der Beseiti-
gung der Engpässe entgegensteht. Wie soll da 
die Wohnungsknappheit jemals beseitigt 
werden? Das einzig verbleibende Instrument 
wäre die massive Wiederbelebung des sozia-
len Wohnungsbaus. Der Preis dafür wäre sehr 
hoch, nämlich die Zerrüttung der kommuna-
len Finanzen durch den teuren Neueinstieg Fo
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des Staates in den Wohnungsmarkt. Kurzum: 
Schuldenbremse und Mietpreisbremse sind 
nicht gleichzeitig zu haben. Die Politik muss 
sich zwischen ihnen entscheiden. Die Große 
Koalition hat sich entschieden: für die Miet-
preisbremse.

Noch nebulös ist schließlich, was genau in 
der Energiepolitik geschehen wird, denn die 
vorliegenden Pläne der Bundesregierung 
stoßen zum Teil auf erbitterten Widerstand 
der Länder. Was bisher feststeht, lässt nichts 
Gutes für den Standort Deutschland erwarten. 
Zwar soll das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) auf den Prüfstand, um die Energieko-
sten für die privaten Verbraucher nicht weiter 
steigen zu lassen wie bisher. Weit weniger 
ernst wird dabei allerdings die neue Dimensi-
on industrieller Standortkonkurrenz genom-
men, die sich weltweit anbahnt. Als das EEG 
im Jahr 2000 verabschiedet wurde, waren 
große Schwellenländer wie Brasilien, China, 
Indien und Indonesien industriell noch weit 
weniger wettbewerbsfähig als heute, während 
die Vereinigten Staaten eine Deindustrialisie-
rung hinnehmen mussten. Wie hat sich dies 
verändert! Die USA erleben heute mit Hoch-
technologie plus billiger Energie durch Schie-
fergas einen machtvollen Wiederaufstieg ihrer 
Industrie – in frontaler Konkurrenz zu 
Deutschland. Die Tragweite dieses Prozesses 
wird von der Politik noch völlig verkannt.

Hier liegt eine der größten Herausforde-
rungen für die deutsche Politik in den nächs-
ten Jahren. Es gilt, sich aus der selbst gestell-
ten Falle des EEG zu befreien und 
zurückzukommen zu einer pragmatischen 
Energiepolitik, die zwei Schwerpunkte setzt: 
die marktwirtschaftliche Orientierung und 
die europaweite Zusammenarbeit. Beides 

gehört sowohl wirtschaftspolitisch als auch 
geostrategisch zusammen. Nur mit weniger 
Subventionierung von erneuerbaren Energi-
en sowie einer europaweiten Netzstrategie 
lässt sich die Gefährdung des Industriestand-
orts Deutschlands in Grenzen halten. Und 
nur mit einer Reduzierung der Abhängigkeit 
vom russischen Öl lässt sich künftig jene 
Erpressbarkeit vermeiden, die derzeit die 
Möglichkeiten einer angemessenen Reaktion 
auf die erste territoriale Annexion in Europa 
seit dem Zweiten Weltkrieg behindert.

Alles in allem liefert die Große Koalition 
mit ihrer Wirtschaftspolitik ein Bild der 
Selbstzufriedenheit. Das Motto lautet: Wir 
haben den Menschen genug Anpassungslas-
ten zugemutet, jetzt sollen sie vom Staat 

geschützt werden und die Früchte ernten. 
Dies mag einem vorübergehenden Zeitgeist 
entsprechen, wird aber die Deutschen teuer 
zu stehen kommen. Denn die Wirtschaftsge-
schichte lehrt, dass Standortvorteile schnell 
aufgezehrt sind, wenn die Politik, was markt-
wirtschaftliche Reformen betrifft, eine Auszeit 
nimmt und sich auf das Verteilen von schein-
baren Wohltaten beschränkt. Dies war schon 
in der ersten Großen Koalition zwischen 1966 
und 1969 so. In Zeiten der fortschreitenden 
Globalisierung gilt dies mehr denn je.   ●

Ein Bild der 
Selbstzufriedenheit 

KARL-HEINZ PAQUÉ, ehemaliger 
Finanzminister, ist Dekan der Fakultät 
für Wirtschaftswissenschaft der 
Otto-von-Guericke-Universität
Magdeburg. paque@ovgu.de
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VERTAUSCHTE 
ROLLEN
Nach einem halben Jahr Großer Koalition staunt die Republik: Der 
Wahlverlierer SPD kocht eine planwirtschaftliche Ausgabensuppe, die 
servile Union kellnert sie ins Land. Die Koch-Kellner-Logik der  
neuen Regierung wird teuer für Deutschland. //  TEXT //  WOLFRAM WEIMER

Groko“ hat es zwar zum Wort 
des Jahres gebracht. Eine 
superlative Regierung ist sie 
freilich nicht. Trotz sehr langer 

und angeblich sehr gründlicher Koalitions-
verhandlungen scheint die Große Koalition 
nach einem halben Jahr nur fahrig im Amt. 
In manchem gibt es sogar verblüffende 
Parallelen zum holprigen Start der schwarz-
gelben Koalition vor vier Jahren. Während 
seinerzeit nach wenigen Wochen zwischen 
den Koalitionspartnern von „Gurkentruppe“ 
und „Wildsauen“ die Rede war, hat diesmal 
die Edathy-Affäre – kaum war die Tinte auf 
dem Koalitionsvertrag getrocknet – das 
Vertrauen der Koalitionäre schwer rampo-
niert. „Dampfplauderer“ und „Vertrauensbre-
cher“ lauten nun die verbalen Komplimente.

Genau wie vor vier Jahren gab es auch 
diesmal einen Blitzrücktritt. Seinerzeit muss-
te Verteidigungsminister Jung nach wenigen 
Wochen sein Amt quittieren, diesmal 
erwischte es Agrarminister Friedrich in 
Windeseile, die erste Zerreißprobe für die 
Koalition gab es – damals wie heute – noch 
bevor alle Staatssekretäre neu bestellt waren.

Aber auch das sachpolitische Gezänk 
wirkt wie ein Déjà-vu. Die Doppelpass- und 
Elterngeldpläne der SPD provozieren die 
Union zu Drohgebärden, die militärpolitische 
Offensive der neuen Verteidigungsministerin 
wiederum bringt Sozialdemokraten in Wal-
lung. Erstaunlich unausgegoren sind die 
großen Reformprojekte der Großen Koalition 
– just wie seinerzeit die Steuerreformvorha-
ben von Schwarz-Gelb. Bei Rente, Mindest-
lohn und Energiewende werden die Regie-
rungskonzepte von Fachleuten weiträumig 
negativ beurteilt.

Nach Umfragen wird die Regierungsar-
beit eher schlecht als recht bewertet: 55 
Prozent der Deutschen sind weniger oder gar 
nicht zufrieden mit der Arbeit der Koalition 
in den ersten Monaten. Auch das liegt genau 
in der Nähe der Werte von vor vier Jahren.

Und damals wie heute überrascht die 
mangelnde Geschmeidigkeit, mit der politi-
sche Hauptprojekte angegangen werden. Der 
Mindestlohn wäre mit großzügigen Ausnah-
meregeln klug zu entschärfen gewesen und 
würde nicht Tausende von Arbeitsplätzen 
und Millionen von Einstiegschancen bedro-Fo
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hen. So aber dräut Deutschland die ord-
nungspolitische Lohnzwangsjacke und ein 
erster sachlicher Großfehler der Regierung. 
Andrea Nahles verfährt nach dem Lenin-
Motto: Ein Kompromiss ist zwei Niederlagen 
auf einmal. Also macht sie keinen. Deutsch-
land erhält aus Berlin ihren Planwirtschafts-
Lohnbefehl. Zentral und politisch festgelegt, 
für alle und überall gültig wird er dekretiert. 
Das Mindestlohndiktat wird in Ostdeutsch-
land ganze Gewerke zur Abwanderung nach 
Polen zwingen. Doch Andrea Nahles scheint 
es egal. Mit ideologischem Schneid befindet 
sie: Nicht die Menschen und ihre Märkte 
sollen über Löhne und Preise frei entschei-
den, sondern Parteien, Politiker und ihr Staat.

Die Rente mit 63 hat sogar das Zeug, zur 
Hoteliers-Steuersenkung der SPD zu werden. 
Nicht nur die Wirtschaftsverbände zweifeln 

an dem Versuch, die demografische 
Entwicklung per Dekret auszuschalten. Die 
überwältigende Mehrheit der Ökonomen 
warnt eindringlich vor dem Fehler, die Erfol-
ge der Agendapolitik jetzt ohne Not zu 
opfern. Auch SPD-Urgestein Franz Münte
fering kritisiert die neue Frührente mit 63 
heftig, dies sei ein Vorteil für eine kleine 
Gruppe, der auf das Sollkonto der Nachkom-
menden gehe. Altkanzler Gerhard Schröder 
ist erbost über die milliardenteuren Renten-
pläne, die er für „absolut falsch“ hält: „Das 
führt in einigen Jahren unweigerlich zu der 
Frage: Müssen wir deswegen die Renten
beiträge erhöhen?“ Dann stehe man wieder 
vor Entscheidungen wie zu Zeiten der 
Agenda 2010 – nur noch schmerzhafter, warnt 
Schröder in einem neuen Buch, das sich für 
Andrea Nahles liest wie Leviten. 

Die SPD-Duelle des Jahres 2005 werden 
also aufs Neue geführt. Nur dass diesmal die 
Nahles-Linke obsiegt. Das Ganze kommt dem 
staunenden Publikum vor wie ein ewiges 
Gruselmärchen von SPD-Richtungskämpfen. 
Dass aber ausgerechnet eine unionsgeführte 
Bundesregierung die alten Gespenster zum 
Leben erweckt und der SPD-Linken zum 
späten Rachesieg auf Kosten der Republik 
verhilft, ist eine bittere Ironie der Geschichte.

Für Andrea Nahles wäre es ein Leichtes, 
die Rente mit 63 für einige zu verbinden mit 
einer Öffnungsklausel für alle. Warum soll 
nicht jeder in einem bestimmten, gesetzlich 
vorgegebenen Korridor von 63 bis 70 Jahren 
frei entscheiden, wann er in Rente geht – mit 
entsprechenden Zu- und Abschlägen? Dieses 
Stück Liberalisierung käme den unterschied-
lichen Lebensentwürfen der Menschen 
entgegen und würde das Rentensystem von 
der Einheitsdenke teilweise befreien. Andrea 
Nahles aber denkt nicht in offenen, sondern 
in hermetischen Kategorien. 

Und bei der Energiewende wirkt das 
Gabriel-Konzept mehr wie Flickschusterei, 
nicht als ein strategischer Durchbruch. 
Anstatt die EEG-Planwirtschaft endlich 
abzuschaffen, wird sie durch neue Regu
lationen noch kompliziert verfeinert. Wie bei 
Rente und Mindestlohn droht auch die 
Energiewende für Deutschland vor allem 
teuer zu werden. Was einst ein Energiemarkt 
war, ist heute eine Räterepublik der Planvor-
gaben. Ökostromkontingente werden zu 
festgelegten Planpreisen verteilt, tonnen
ideologisch werden solare Willkürmengen 
produziert, die Bevölkerung zahlt Zwangsab-
gaben, Angebot und Nachfrage sind außer 
Kraft gesetzt und die Parteipolitik bestimmt 
Planerfüllungskennziffern. In diesem Öko-
stromsozialismus wundern sich Politiker 
plötzlich, dass die Versorgung unsicher wird, 
Fehlkapazitäten entstehen, die Preise steigen, 
die Innovation ausbleibt. Dabei ist das in 
jeder Planwirtschaft die logische Folge. 

Mindestlohn, Mietpreisbremse, Energie-
wende – ordnungspolitisch weisen alle gro- Fo
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ßen Projekte dieser Koalition in die falsche, in 
die planwirtschaftliche Richtung. Überall 
wird reguliert, gelenkt, befohlen und zentral-
verwaltet. Die erfolgreiche Agendapolitik der 
Bundesrepublik wird revidiert, man gönnt 
sich – als gäbe es keine Schulden – opulente 
sozialpolitische Wohltaten und setzt damit 
den künftigen Wohlstand aufs Spiel. Das 
verblüfft vor allem deshalb, weil doch eigent-
lich die CDU von Ludwig Erhard die letzten 
Bundestagswahlen haushoch gewonnen hat. 
Nun aber lässt sie sich von der SPD die kom-
plette Agenda der Relevanz diktieren – bis hin 
zur Frauenquote und Doppelpassregelung.

Das Mindestlohngesetz wird erst der 
Anfang von weiteren Eingriffen in den Ar-
beitsmarkt sein. Im Stile von Lohntüten-
Polizisten wollen die Sozialdemokraten 
wieder „für Ordnung am Arbeitsmarkt“ 
sorgen. Über Werkverträge, Leiharbeiten und 
befristete Stellen bis zur Zeitarbeit soll die 
neue Planwirtschaftswalze noch rollen. 

So soll auch die Mietpreisbremse dem-
nächst die freie Preisbildung am Immobilien-
markt beenden. Auch hier glaubt die Politik, 
im Mantel des Sozialhelfers dem Wohnvolk 
mit Preisdiktaten Gutes zu tun. In Wahrheit 
wird Mietern geschadet, denn Investitionen 
in Neubauten und Sanierungen bremst man 
damit zielsicher ab, Knappheit wird verfestigt 

anstatt überwunden. Die ultimative Folge von 
Mietpreisbremsen konnte man in den 
ruinierten Städten der DDR im Jahre 1989 
besichtigen.

Nach Löhnen, Mieten und Strompreisen 
sind die Planwirtschaftler der GroKo schon 
an Dispozinsen, Benzinpreisen und Medika-
menten dran. Man wäre kaum mehr verwun-
dert, wenn die Neosozialisten auch den 
Milch- und Brotpreis (wie einst nach dem 
Weltkrieg) wieder staatlich reglementieren 
wollen – man kann doch unmöglich lebens-
wichtige Grundnahrungsmittel der Gier des 
Kapitalismus überlassen! 

Wer besinnt die Politik wieder auf Ludwig 
Erhard und dessen Erkenntnis, dass nur die 
Marktwirtschaft Wohlstand für alle schafft? 
Erhard gab die Preise damals unter schwie-
rigsten Knappheitsbedingungen frei. Legen-
där geworden ist sein marktwirtschaftliches 
Selbstbewusstsein gegenüber dem amerika-
nischen Oberbefehlshaber Lucius D. Clay, der 
ihm vorhielt: „Alle meine Berater sind gegen 
Ihr Vorgehen.“ Erhard entgegnete ihm tro-
cken: „Meine Berater auch.“ Er beendete die 
Zwangsbewirtschaftung und gab die Preise 
einfach frei, anstatt sie mindestlohnig, miet-
preisbremsig, ökostromeinspeisig weiter zu 
politisieren. Als Clay ihn besorgt fragte, 
warum er denn die Preisvorschriften geän-

dert habe, entgegnete der Vater der sozialen 
Marktwirtschaft so lakonisch wie selbstbe-
wusst: „Ich habe sie nicht geändert, ich habe 
sie abgeschafft.“ Erhard war eben das Gegen-
teil von Nahles.

Und so fällt die Bilanz der GroKo bislang 
negativ aus. Es dominiert ein Handlungsmus-
ter, nach dem man – da es keine gemeinsame, 
ordnungspolitische Leitlinie dieser Regierung 
gibt – den politischen Kompromiss damit 
erkauft,  einfach alles zu beschließen, was ein 
Koalitionspartner will. Die Rente mit 63 will 
die Union eigentlich nicht, die Mütterrente 
mag die SPD nicht wirklich – also einigt man 
sich darauf, dass beides in voller Höhe 
kommt. Die Mietpreisbremse will die Union 
nicht, die Ausländermaut lehnt die SPD ab – 
auch dies wird beides kommen. Es ist eine 
All-inclusive-Koalition mit freiem Buffet für 
alle Etatismen. Sigmar Gabriel hatte die 
Kanzlerin einst als „Geschäftsführerin einer 
Nichtregierungsorganisation“ getadelt. Heute 
ist sie Rätevorsitzende eines Genossenbundes 
für politische Turboshopper geworden.    ●

Nochmals SPD 2005. 
Nur dass diesmal die 
Nahles-Linke obsiegt. 

WOLFRAM WEIMER ist Verleger und 
Publizist. Er gründete 2004 das 
Politmagazin Cicero und war 
Chefredakteur der Welt und des Focus. 
redaktion@libmag.de
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FALSCHE 
FREUNDE
Seit dem Ausscheiden der FDP aus dem Bundestag reklamieren SPD und  
Grüne plötzlich das freiheitliche Denken für sich. Allerdings zählt für sie nach wie  
vor das Kollektiv mehr als das Individuum. Wer aber Politik konsequent in den 
Dienst des Menschen stellen will, muss auf Zurückhaltung des Kollektivs  dringen 
– um die Freiheit des Einzelnen zu schützen. //  TEXT //  KAREN HORN

Wer den Schaden hat, 
muss für den Spott nicht 
sorgen. Wenn eine Partei 
aus dem Bundestag 

ausscheidet, dann ist es normal, dass die 
anderen Parteien sich freuen. Dementspre-
chend war sich selbst die Bundeskanzlerin 
nicht zu schade, den Abgang des einstigen 
Koalitionspartners FDP mit einem gewissen 
Hohn zu quittieren. Zu denken gibt freilich 
die Reaktion von SPD und Grünen. Diese 
frohlockten nicht etwa, wie man hätte mei-
nen können, dass liberale Inhalte in Zeiten 
des versagenden Raubtierkapitalismus eben 
keinen Platz mehr hätten in Deutschland. 
Nein, sie usurpierten flugs das freiheitliche 
Denken. „Meine Partei kann eine neue 
Heimat für viele Liberale werden“, bot Olaf 
Scholz (SPD) an. Und Anton Hofreiter (Bünd-
nis 90/Die Grünen) verkündete: „Ich sehe 
meine Partei seit jeher als starke Kraft der 
Freiheit“. 

Soll man sich darüber freuen? „Are we all 
liberals now“, um den Keynesianismus-Satz 

Milton Friedmans zu paraphrasieren? Es 
wäre doch herrlich, wenn es gar keine libe
rale Partei mehr brauchte, weil die politische 
Botschaft des Liberalismus längst in den 
meisten etablierten Parteien angekommen 
ist. Nur leider sind wir davon meilenweit 
entfernt. Ein genuin liberales Denken ist bei 
keiner der im Bundestag vertretenen Partei-
en auszumachen. Liberalismus ist in Deutsch-
land Mangelware – obwohl und gerade weil 
ihn so viele Politiker im Munde führen. 

Der Begriff „Freiheit“ ist inflationär und 
beliebig geworden, nicht viel anders als die 
„soziale Marktwirtschaft“. Auch sie gilt als 
unantastbar, selbst wenn jeder etwas anderes 
darunter versteht, wobei der Abstand zur 
ursprünglichen theoretischen Konzeption 
immer größer wird. Immer mehr Intellektuel-
le faseln davon, dass es nötig sei, den Libera-
lismus „zeitgemäß“ zu machen und Freiheit 
„neu zu denken“. Wie wäre es damit, sie 
überhaupt erst einmal konsequent zu denken 
und danach zu handeln? Sie sich nicht nur als 
Deckmäntelchen umzuhängen? 

Die Sozialdemokraten haben im Bundes-
tagswahlkampf einen entlarvenden Slogan 
verwendet: „Das Wir entscheidet“. Auf den 
ersten Blick wärmt der Spruch, klingt nach 
Gemeinschaft und übergeordneten Werten, 
genauso wie der Ruf der Grünen nach einem 
„umfassenden“ Freiheitsbegriff, der nicht bloß 
„egoistisch“ auf Abwesenheit von Zwang 
beharre und „Marktradikalismus“ bedeute. 
Einerseits. Andererseits heißt es genau vor 
solchem Kollektivismus auf der Hut zu sein. 
Denn „das Wir“ ist immer nur die Mehrheit 
und nicht die große Gesamtmenge aller 
Individuen. Wo aber eine Mehrheit eine 
Minderheit potenziell unterdrücken oder 
ausbeuten kann,  da ist eine grundsätzliche 
Zurückhaltung des regulierenden Kollektivs 
angeraten – zum Schutze der Einzelnen. Jedes 
Einzelnen, aller Einzelnen. Und was kann an 
einem solchen Freiheitsbegriff, der auf den 
Schutz des einzelnen Menschen größten Wert 
legt, „egoistisch“ sein? Die Abwehrrechte, die 
sich aus ihm herleiten, dienen doch den 
anderen nicht weniger als mir selbst. Fo
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Hätten Sozialdemokraten und Grüne und 
die anderen vermeintlichen Freiheitsfreunde 
in allen Parteien den Liberalismus richtig 
verstanden, dann wüssten sie, dass im Libera-
lismus die kleinste Einheit zählt und gerade 
nicht das Kollektiv: der Mensch, dem seine 
natürliche Freiheit und das Recht belassen 
sein möge, er selbst zu sein und tätig zu 
werden; auch wirtschaftlich, im Rahmen 
seiner Möglichkeiten; mit seinen Stärken, 
aber auch seinen Schwächen; auf dem Weg 
zu Erfolgen und Misserfolgen. Die Überbeto-
nung des Wir indes, der Kollektivismus, 
mündet automatisch in eine Beschneidung 
der Rechte der Einzelnen, in die Willkür der 
einen über die anderen, in Bevormundung 
und Entmündigung. Das ist es, wovor die 
Liberalen in allen Parteien warnen müssen. 

Doch davon ist derzeit in der politischen 
Diskussion erschreckend wenig zu hören. 
Stattdessen heißt es immer wieder, Abwehr-
rechte hätten wir genug, nun gehe es um 
Lebenschancen und um die Befähigung der 
Menschen zur Freiheit. Der Paternalismus 
des „Nudging“ ist „in“; schließlich ist es doch 
Aufgabe des Kollektivs, dem Einzelnen zu 
zeigen, was gut für ihn ist, und ihn entspre-
chend in diese Richtung zu schubsen. Mani-
pulation? Ach was! Selbstbescheidung der 
Politik hat nicht gerade eben Konjunktur. 
Stattdessen regiert jetzt die Koalition, die so 
groß ist wie noch nie, beherzt: Sie verteilt um, 
gibt aus, reguliert, entfernt sich von Markt 
und Wettbewerb, verplant dabei die Zukunft 
und den Spielraum jedes einzelnen Bürgers, 
dass es eine Pracht ist – man denke nur an die 

Rente, die Pflege und die sogenannte Energie-
wende, die mehr zur vollendet planwirt-
schaftlichen Halse gerät.

Wahrscheinlich liegt die Zaghaftigkeit 
bremsender individualistischer Stimmen in 
der Natur der Sache. Politiker machen nun 
einmal gern Politik, das ist ihr Job und meis-
tens auch ihr Lebensinhalt. Und in dieser 
Situation schauen sie von oben auf die Dinge 
statt von unten. Es kommt ihnen gelegen, 
dass der Kollektivismus ein Primat der Politik 
reklamiert, die Dinge gesamthaft zu regeln 
und zu gestalten, im Vorrang gegenüber 
ungeplanten dezentralen individuellen 
Lösungen, selbst wenn diese Planung sowohl 
Freiheitsrechten als auch der Zweckmäßig-
keit widerspricht. Wahrhaft Liberale hinge-
gen, die mit dem großen Ökonomen und 
Sozialphilosophen Friedrich August von 
Hayek (1899-1992) das Problem des konstituti-
ven Nichtwissens des Menschen ernst neh-
men und ihm mit größter Demut begegnen, 
setzen alles daran, „Raum für das Unvorher-
sehbare und Unvoraussagbare zu lassen“. 
Man muss nicht postulieren, dass freie Men-
schen immer rational handeln und dass alle 
Lösungen, die sie finden, optimal sind, um 
aber doch darauf zu setzen, dass in spontaner 
Interaktion immerhin ein Bestand an Wissen 
wächst, auf das zu verzichten für niemanden 
ein Segen wäre. Vielen Politikern ist das nicht 
nur zu abstrakt, es würde sie auch ihres 
Betätigungsfeldes berauben.

Die Kraft der individuellen Lösung zu 
betonen und ihr Raum zu geben bedeutet 
übrigens nicht, dass Liberale den Staat als 

Sphäre kollektiven Handelns abschaffen 
wollen. Sie sähen ihn im Spiel der gesellschaft-
lichen Koordination bloß lieber als Schieds-
richter denn als Mitspieler. Politik und Markt 
sind zwei gleichwertige, irgendwie in Balance 
zu haltende Plattformen der Interaktion mit 
dem Ziel des Interessenausgleichs zwischen 
freien Individuen. Einfach ist das nicht. „Die 
Ordnung der Freiheit ist keine Ordnung der 
Harmonie“, hat Peter Graf Kielmansegg ge-
schrieben, sondern sie sei von „Konsonanz 
und Dissonanz in einem“ geprägt. Diese prekä-
re Lage muss man aushalten und die Balance 
wachsam verteidigen. Entsprechend wachsa-
me Anwälte finden sich indes immer weniger.  

Hayek würde sich wohl im Grabe umdre-
hen, wenn er wüsste, dass wir es deshalb 
beim Liberalismus mittlerweile mit einem 
weiteren Wieselwort zu tun haben – einem 
umgewerteten Wort, das Diebe seines eigent-
lichen Inhalts beraubt haben, ganz wie das Ei, 
das vom Wiesel zwar nicht zerschlagen, aber 
ausgesaugt worden ist. Nun liegt es leer und 
öd herum. Zugleich aber tut sich eine Chance 
auf. Wo Freiheitlichkeit eine derart rare Perle 
ist, erklimmt ihr Wert unermessliche Höhen. 
Wer heute stringent liberal denkt, wer Politik 
konsequent in den Dienst des Menschen 
stellt und gerade deshalb auf Zurückhaltung 
des Kollektivs dringt, der macht sich verdient 
und unentbehrlich.   ●

KAREN HORN ist Vorsitzende der 
Friedrich A. von Hayek-Gesellschaft und 
lehrt ökonomische Ideengeschichte an 
der Humboldt-Universität zu Berlin.
redaktion@libmag.de
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„DIE BEVÖLKERUNG IST FÜR 
LIBERALE IDEEN OFFEN“

liberal: Im Bundestag 
regiert eine Große Koali-
tion aus Union und SPD, 
hinzu kommt eine links 

orientierte Mini-Opposition aus Grünen 
und Linken. Liberalismus findet im Parla-
ment nicht mehr statt – droht der Libera-
lismus in den kommenden Jahren in 
Vergessenheit zu geraten?
Vorländer: Ihre Frage geht davon aus, dass 
die FDP den Liberalismus exklusiv vertritt. 
Das trifft für eine Teilmenge an politischen 
Themen auch zu. Die FDP ist aber seit vielen 
Jahren nicht die einzige Partei, die liberale 
Ideen hat. Insofern kann man nicht sagen, 
dass der Liberalismus im Parlament nicht 
mehr vertreten ist. Aber Sie haben recht: 
Bestimmte Themen werden ohne FDP im 
Bundestag nicht mehr so zu Gehör gebracht. 
Ich nenne hier die Renten-, Gesundheits- 
und die Steuerpolitik. Hier gibt es tatsächlich 
so etwas wie eine Aufmerksamkeitslücke für 
klassisch liberale Themen. 

Nicht lange nach der Wahl waren es vor 
allem Vertreter von SPD und Grünen, die 

behauptet haben, der Liberalismus sei 
sowieso eher in ihrer Partei beheimatet 
als in der FDP. Ist da etwas dran?
Es gibt in den anderen Parteien einzelne 
Gruppen oder Personen, denen man Libera-
lismus-Affinität zuschreiben kann – so wer-
den Stimmen lauter, vor allem in der Union, 
die kalte Progression abzuschleifen. Das ist 
ein genuin liberales Thema, das die FDP in 
früheren Legislaturperioden vertreten hat. 
Ein Thema sucht sich, wenn es eine entspre-
chende Virulenz hat, seine Politiker. Da ist 
ein Hauch von steuerliberalen Gedanken vor 
allem in der Union zu spüren – was natürlich 
auch daran liegt, dass genau diese Position 
im Augenblick im Parteienspektrum ver-
waist ist. Die Union wäre gut beraten, wenn 
sie dieses Thema weiterbearbeitete. In der 
SPD gibt es Vertreter eines sozialliberalen 
Kurses, die sich allerdings kaum Gehör 
verschaffen.

Ungeachtet aller Widrigkeiten scheint 
das Stammwählerpotenzial der FDP den 
Umfragen nach bei vier Prozent zu liegen. 
Sind das die wenigen überzeugten Libe-

ralen in Deutschland oder ist die freiheit-
liche Strömung doch etwas breiter?
Zu dieser Frage gibt es ganz unterschiedliche 
Erhebungen. Für liberale Ideen und 
Grundintuitionen sind durchaus größere 
Teile der Bevölkerung offen, hier ist zum Teil 
von 15 bis 25 Prozent die Rede. Aber das sind, 
so wie alle Meinungsumfragen, nur Moment-
aufnahmen von Stimmungen. Von einer 
verlässlichen Bestimmung der Stammwäh-
lerschaft lässt sich bei der FDP nicht ausge-
hen. Doch das Potenzial einer genuin libera-
len Partei ist allemal höher als vier Prozent. 
Nur kann die FDP, vor allem auch wegen 
ihrer Absenz vom Bundestag, nicht die 
Aufmerksamkeit generieren, die notwendig 
wäre, um sich deutlich über fünf Prozent zu 
positionieren.

Immerhin – die FDP hat fast 60.000 
Mitglieder. Nach der Wahlniederlage 
2013 gab es sogar eine Eintrittswelle. Was 
ist diese breite Basis wert?
Für die Partei selbst eine Menge, nach außen 
hin spielt das keine entscheidende Rolle. In 
der politischen Welt zählen mediale Auf-
merksamkeitsgewinne. Die Partei muss nach 
außen hin punkten. Darum ist es egal, ob die 
Zahl der Mitglieder groß oder klein ist. 
Dennoch: Wenn 60.000 Mitglieder mobili-
siert werden könnten, um der Partei nach 
außen wieder Kontur, Profil und Aufmerk-
samkeit zu verschaffen, dann wäre das in der 
Tat ein erster Schritt zu einer Renaissance 
der FDP. 

Am Ende der Großen Koalition von 2005 bis 2009 stand für die FDP 
ein grandioser Wahlerfolg. Heute sind die Vorzeichen eigentlich 
gleich – nur tritt die FDP diesmal aus der außerparlamentarischen 
Opposition an. Ein entscheidender Unterschied, über den liberal mit 
dem Politikwissenschaftler Professor Hans Vorländer gesprochen 
hat. Vorländer ist Direktor des Zentrums für Verfassungs- und 
Demokratieforschung in Dresden.   //  INTERVIEW //  BORIS EICHLER

20 3.2014  liberal

GROKO PARTEIENFORSCHER 



Nach den vier Jahren Große Koalition in 
den Jahren 2005 bis 2009 erzielte die 
FDP ein Rekordwahlergebnis. Das ist für 
die FDP doch eigentlich ein gutes Omen 
für 2017 …
Das kann man mit der heutigen Situation als 
außerparlamentarische Opposition nicht 
vergleichen. 2009 hatten wir eine einmalige 
Konstellation, in der die FDP ganz deutlich 
klare und vor allem wirtschaftsliberale 
Positionen besetzt hielt, die von der Großen 
Koalition nicht vertreten wurden. Die FDP 
profitierte seinerzeit nachweisbar von 
unzufriedenen Wählern, vor allem aus dem 
Lager der Union, zum Teil auch der SPD und 
aus der Gruppe der Nichtwähler. Das war 
eine Konstellation, die die FDP sehr attraktiv 
erscheinen ließ. Nur hat sie den Schwung, 
den sie in der Opposition unbestreitbar 
hatte, nicht in die Zeit als Regierungspartei 
mitnehmen können.

Eine interessante Entwicklung ist in 
Österreich zu beobachten, wo der 
Liberalismus bereits als tot galt. Wie aus 
dem Nichts ist nun die liberale Partei 
NEOS gekommen und feiert Erfolge. Eine 
Blaupause für die FDP?
Ich glaube nicht. Die FDP muss sich in 
Deutschland ein eigenes Profil schaffen. 
Derzeit wählen unterschiedliche Landesver-
bände der FDP noch unterschiedliche 
Strategien, um Wähler auf sich aufmerksam 
zu machen. Da gibt es in Nordrhein-Westfa-
len so etwas wie ein Komplettangebot des 

Liberalismus, das für dieses Bundesland 
eine gewisse Plausibilität und Attraktivität 
hat, genauso wie in Südwestdeutschland. 
Eine andere Linie zeigt sich in Ostdeutsch-
land, vor allem in Sachsen: ein populisti-
scher Schrumpfliberalismus, der sich mit 
plakativen Forderungen an die Wählerschaft 
wendet. All dies hat Bedeutung für die 
jeweils nächste Wahl und das Überspringen 
der Fünf-Prozent-Hürde. Solange aber die 
nächste Bundestagswahl nicht vor der Tür 
steht, wird man wenig über eine erfolgreiche 
Gesamtstrategie sagen können, weil die FDP 
letztlich auch sehr stark davon abhängig 
sein wird, wie sich die anderen Parteien 
präsentieren und welche Lücke sich für die 
FDP ergeben wird.

Der FDP steht also ein langer Marsch 
bevor?
Das wird man wohl so sagen müssen.    ●

Z U R  P E R S O N

HANS VORLÄNDER, geboren 
1954, absolvierte ein Doppel­
studium der Politischen Wissen­
schaft und der Rechtswissen­
schaften in Bonn und Genf. Seit 
1993 hat er den Lehrstuhl für 
Politische Theorie und Ideen­
geschichte an der Technischen 
Universität Dresden inne. 
Vorländer war Gastprofessor 
in Paris, Dubrovnik und Mexico 
City. Einer seiner Schwerpunkte 
ist die Parteienforschung.  
Der gebürtige Wuppertaler 
beschäftigt sich seit Jahren  
regelmäßig mit der FDP. 
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WAS DAS AUSLAND TITELT

Welche Ereignisse als wesentlich 
gelten, hängt vom jeweiligen Land und 
seiner politischen und gesellschaft­
lichen Situation ab. Wir zeigen in jeder 
Ausgabe von liberal die Titelseite einer 
ausländischen Zeitung und reißen in 
kurzen Übersetzungen die Themen an.

Diesmal: 
DIE UKRAINISCHE  
TAGESZEITUNG „DENJ“  
(DER TAG),  
eine überregionale Tageszeitung 
für Politik und Kultur, Ausgabe vom  
23. April 2014

Mustafa Dschemilew,  
ehemaliger Vorsitzender der Nationalen Versammlung des krimtatari­
schen Volkes „Medschlis“ und Mitglied der Werkhowna Rada, des ukrai­
nischen Parlaments: 
„Uns brauchen die Russen anscheinend nicht, wenn es um Rehabilitation 
geht. Russland müsste sich selbst rehabilitieren, vor uns – für das 1944 
begangene Verbrechen … Russland hätte sogleich nach der Proklamation 
der Russischen Föderation 1991 deklarieren müssen, dass die Deportation 
ein Verbrechen war, hätte sich verpflichten müssen, die Krimtataren  
bei der Rückkehr auf ihr Land und in ihren Bemühungen, dort ihre Leben 
einzurichten, zu unterstützen.“ Seite 4

Biden mit Arsenij Jazenjuk,  
dem ukrainischen Übergangspremierminister:
Der US-Vizepräsident rief die Ukrainer auf, die Revolution zu vollenden  
und den Weg der Demokratie nicht zu verlassen. Seite 3

„Seine Zeichnungen dehnen die Zeit aus“
Der Karikaturist von „Denj“ Anatoli Kasanski wurde  
gestern 65 Jahre alt.  Seite 2

Mit wem und wie kann man im Donbass 
eine Übereinkunft finden.  Seiten 4, 5, 8 
Beschriftung des Plakats auf dem Bild: Der Donbass (Region aus dem 
Oblasti / den Gebieten Donezk und Luhansk) – das ist die Ukraine! Der 
Donbass – das sind wir! Darüber geschmiert: Rossija (Russland)

Ohne die Neutralisierung der „grünen Männlein“ (Uniformierte  
ohne Insignien, daher offiziell nicht zuzuordnen) und der  
„fünften Kolonne“ (Begriff aus dem spanischen Bürgerkrieg für der 
Subversion Verdächtige) wird es keine Reformen geben können,  
und Dezentralisierung wird zum Instrument des Zerfalls des Staates. 

»DURCHHALTEN!«
DENJ 
(DER TAG)  
Die Zeitung wird in Kiew auf Ukrainisch und 
Russisch herausgegeben und erscheint von 
Dienstag bis Freitag in einer Auflage von etwa 
60.000. Sie kam 1996 auf den Markt und  
gilt als seriös. Die Redaktion unterhält auch 
einen Webauftritt in Ukrainisch, Russisch  
und (in Auszügen) Englisch.  
(http://www.day.kiev.ua)
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In der Nacht auf den 22. November 2013 
begann, was als „EuroMajdan“ Europa 
beeindrucken sollte. Auf den Facebook-
Aufruf des ukrainischen Journalisten 

Mustafa Nayyem reagierten unerwartet viele 
Gleichgesinnte. Wer vom Scheitern des 
Abkommens mit der EU ebenso enttäuscht 
war wie der Journalist, kam zum Kiewer 
Unabhängigkeitsplatz „Majdan Nesalesch
nosti“. Einige blieben und errichteten  
eine Zeltstadt.

Andere Instrumente oder Verfahren, 
ihre Interessen vorzubringen, sahen die 
Menschen nicht mehr, nachdem 
Präsident Janukowitsch und 
seine Präsidialverwaltung demo-
kratische Institutionen und 
Verfahren ausgehöhlt hatten. Im 
lange friedlichen Verlauf der 
Proteste diskreditierte sich die 
Staatsmacht endgültig, weil sie 
entweder auf Zeit spielte oder 
auf Gewalt und Druck setzte, 
aber nie zum Dialog bereit war.

So war das Ziel der Protest-
ler bald ein grundlegender 

Wandel des politischen Systems. Gleichwohl 
aber eines, bei dem europäische Werte eine 
bedeutende Rolle spielten. Bürger aller 
Schichten aus dem ganzen Land verlangten 
ein wirksames Vorgehen gegen Korruption 
und Willkür und Achtung der Menschen-
würde.

Noch immer sehen viele in dem Vertrag 
mit der EU einen Rettungsanker. Zwar geht 
es nicht mehr darum, vor dem autoritären 
Staat des Ex-Präsidenten geschützt zu wer-
den, über den Verfassungsexperten des 
Europarats urteilten, er habe „viel mehr 

Macht als von den Wählern 
erteilt“. Aber einem Großteil der 
Bürger fehlt das Vertrauen in die 
ukrainische Politik. Da ist es 
willkommen, wenn eine respek-
tierte Instanz von außen demo-
kratische Strukturen und Prozes-
se einfordert.

Neben Rechtsstaatlichkeit, 
zollfreiem Marktzugang und 
Auslandsinvestitionen wün-
schen sich viele Ukrainer die 
„Beitrittsperspektive“. Immer-

Die Ukraine befindet sich in ihrer tiefsten Krise, seit sie 1991 als Staat 
unabhängig wurde. Bei bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen 
sind zahlreiche Bürger gestorben, Menschenrechtsverletzungen scho-
ckieren. Russland hat die Krim annektiert. Teile im Osten und Süden 
des Landes sind instabil und dürften es auf absehbare Zeit auch 
bleiben. Eine Analyse und ein Ausblick von Miriam Kosmehl aus Kiew. 
//  TEXT //  MIRIAM KOSMEHL 

PUTINS 
HYBRIDKRIEG

Brachte den „EuroMajdan“ 
ins Rollen: der ukrainische 
Journalist Mustafa Nayyem. Fo
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Wo alles begann: 
Proeuropäische Gegner von 

Wiktor Janukowitsch im 
Februar auf dem Majdan 

Nesaleschnosti.
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hin hat sich der Rat der Außenminister zu 
der Formulierung durchgerungen, die 
Assoziierung sei nicht das „Endziel in den 
Beziehungen der EU zur Ukraine“. Ralf 
Dahrendorf sprach sich bereits 2005 in 
einem Interview mit Der Zeit dafür aus: „Ich 
sehe nicht den geringsten Grund, warum 
man (...) nicht prüfen sollte, ob die Ukraine 
die ‚Kopenhagener Kriterien‘ erfüllt, die die 
EU für Beitrittskandidaten festgelegt hat. Sie 
sind ein ganz zentrales Element des Europas 
der letzten elf Jahre. Ihnen verdanken wir es, 
dass die nachkommunistischen Länder 
durch das Tal der Tränen gekommen sind, 
ohne dass es noch stärkere innere Unruhen 
gegeben hat.“

Geisel übermächtiger Finanzgruppen
Gesetze nicht nur einzuführen, sondern 
auch tatsächlich in ihrem Geist umzusetzen, 
wird für jede neue ukrainische Regierung 
eine enorme Herausforderung 
sein: Es gilt, landesweit die 
Regierungsführung zu reformie-
ren, der immensen Korruption 
entgegenzutreten, den Staats-
haushalt in den Griff zu bekom-
men und das Land in vielen 

Bereichen zu modernisieren. Entscheidun-
gen in dieser schwierigen Übergangsphase 
müssen umsichtig getroffen werden und in 
ihrer Ausrichtung integrativ sein. Sonst 
droht die Gefahr, dass jene, die Ämter inne-
haben oder übernehmen, das alte System 
nicht abschaffen, und dass Politik, Wirtschaft 
und Kriminalität verflochten bleiben.

Bislang hat die Politik in der Ukraine 
auch deshalb keine tiefgreifenden Reformen 
durchsetzen können, weil sie Geisel über-
mächtiger Finanzgruppen und regionaler 
Clans war. Politisch tätig zu sein galt den 
bisherigen Akteuren vor allem als Möglich-
keit, eigene Interessen durchzusetzen und 
nicht, mit Blick auf das Gemeinwohl zu 
handeln.

Hoffnungsvoll stimmen Stärke und 
Energie der ukrainischen Zivilgesellschaft. 
Die Majdan-Bewegung will die Kontrolle 
nicht aufgeben und Regierung, Parlamenta-

rier, Gouverneure und Oligar-
chen weiter beobachten – gera-
de wegen der schlechten 
Erfahrungen nach 2004, im 
ukrainischen Volksmund „die 
Revolution der Millionäre 
gegen die Milliardäre“ genannt. 

Einige Analysten warnen deswegen vor 
Populismus; optimistischer Gestimmte 
sehen eine Chance für die Politik, den An-
schluss an die Gesellschaft zu finden, die 
reifer sei als die politische Klasse. 

Umfragen geben der zweiten Gruppe 
recht. Von der Politik traditionell instrumen-
talisierte Themen wie Föderalisierung oder 
Sprache haben nicht die Bedeutung, die 
Politiker ihnen oft beimessen. Als die ukrai-
nischen Parlamentarier im Februar sogleich 
Sprache zum Thema machten, organisierten 
Bürger der westukrainischen Stadt Lemberg 
russischsprachige Tage, auf die die russisch-
sprachigen Hochburgen Odessa und Donezk 
mit ukrainischen Tagen antworteten. Und 
eine Mehrheit für die Abspaltung ostukraini-
scher Gebiete gibt es weder in Donezk noch 
in Luhansk.

Das Krim-Referendum vom 16. März war 
eine Farce – ein Schluss, zu dem auch ein 
versehentlich veröffentlichter Bericht von 
Präsident Putins Menschenrechtsrat kommt. 
Schnellschüsse in Form von sogenannten 
Volksbefragungen, ohne dass „das Volk“ 
vorher informiert und ein Dialog geführt 
wird – und die dann darüber hinaus noch 
gefälscht und manipuliert werden –, verhin-

Auf verlorenem Posten: 
Orthodoxe Priester 
versuchen im Janauar, 
Gewaltausbrüche zwischen 
proeuropäischen 
Demonstranten und der 
Polizei zu verhindern.

Das Krim- 
Referendum  
vom 16. März 

war eine Farce!
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dern eine demokratische Konsolidierung 
der Ukraine. Auch deshalb wollen viele 
Majdan-Aktivisten langfristig demokratische 
und programmatische Parteien aufbauen, 
um endlich politische Instrumente an der 
Hand zu haben, die inhaltliche Auseinander-
setzungen möglich und zugänglich machen. 
Gerade die Bürger im Osten bräuchten eine 
Partei beziehungsweise Politiker, von denen 
sie sich in Kiew vertreten fühlen würden.

Emotionsgeladene Propaganda
Reformen sind aber nur in einem stabilen 
Umfeld möglich. Die Übergangsregierung 
steht vor dem Dilemma, für öffentliche 
Ordnung sorgen zu müssen, wo bewaffnete 
Gewalttätige sie untergraben – am besten, 
ohne dabei selbst Gewalt anzuwenden. 
Einen Dialog mit den selbst ernannten 
„Amtsträgern“ zu führen, deren Legitimie-
rung vor allem auf ihrer eigenen Gewaltbe-
reitschaft beruht und die an einer freien 
Debatte aller Bürger gar nicht interessiert 
sind, ist schwer vorstellbar.

Dennoch und bei allen Schwierigkeiten 
ist mehr und proaktiver Dialog der Über-
gangsregierung mit den Menschen im Osten 
und Süden notwendig. Majdan-Aktivisten 
fordern, eine gemeinsame Zukunftsvision 
aufzuzeigen, die von allen Ukrainern  
mitgetragen werden kann, wie zu Hoch
zeiten des Majdan. 

In erster Linie Spaltung und Radikalisie-
rung mit der Protestbewegung zu verbinden 
ist falsch. Der Majdan hat vereinigendes 
Potenzial entwickelt, das geeignet war, einen 
weiteren Schritt zur Überwindung der 
schmerzhaften Geschichte der Ukraine zu 
tun. Leider ist dieses moralische Reservoir 
begrenzt. Und weil etwa das russische 
Staatsfernsehen wirtschaftlich schwache 
Bevölkerungsschichten im Osten und Süden 
der Ukraine mit emotionsgeladener Propa-
ganda aufwiegelt und sich die Kiewer Regie-
rungsmannschaft den Menschen dort nicht 
hinreichend erklärt, empfindet so mancher 
Bürger im Osten eine Kluft zwischen der 
eigenen Region und Kiew. So verfestigt sich 
der bestehende Vertrauensmangel weiter. 

Die Übergangsregierung scheint das 
verstanden zu haben. So hat der Premiermi-

 EIN RÜCKBLICK
Innerhalb weniger Februartage floh der damalige Präsident Wiktor Janukowitsch 
nach Russland, bestimmte das ukrainische Parlament in Kiew einen kommissarischen 
Präsidenten und wählte eine Übergangsregierung – während auf der Krim 
unbekannte Bewaffnete den Regierungschef der autonomen Republik nicht mehr an 
seinen Arbeitsplatz ließen. Dafür wurde der Chef der Randpartei „Russische Einheit 
auf der Krim“ zum neuen Ministerpräsidenten gewählt, derweil bewaffnete Einheiten 
ohne Abzeichen das Krim-Parlament besetzt hielten.

Bald konzentrierten sich an der ukrainischen Nord- und Ostgrenze mehrere Tausend 
einsatzbereite russische Soldaten. Am 1. März autorisierte das russische Parlament 
Präsident Putin, in die Souveränität der gesamten Ukraine militärisch eingreifen zu 
dürfen. Am 18. März besiegelte Russland die Annexion der Krim. Erst einen Monat 
später, am 17. April, gab Präsident Putin zu, dass dort russische Soldaten im Einsatz 
waren – nachdem Russland zuvor wiederholt erklärt hatte, es handele sich um 
krimeigene „Selbstverteidigungskräfte“. 

Im Osten der Ukraine begannen noch im März die Besetzungen von Verwaltungs-
gebäuden, in der Regel durch mehrere Dutzend Bewaffnete, unterstützt von einigen 
Hundert Demonstranten. Die sich stetig verschärfende Situation eskalierte an den 
Maifeiertagen in gewaltsamen Zusammenstößen mit vielen Toten und Verletzten, 
erstmals auch im Süden.

Indes gab es keine Massendemonstrationen oder gar Volksaufstände für einen 
Anschluss an Russland. Zu prorussischen Demonstrationen kamen einige Hundert bis 
einige Tausend Bürger – ebenso viele oder wenige wie bei Demonstrationen für eine 
einheitliche Ukraine. Doch mehrten sich gewaltsame Übergriffe auf proukrainische 
Aktivisten, lokale Abgeordnete, Journalisten und demonstrierende Bürger. Dutzende 
Menschen verschwanden, einige wurden tot und gefoltert wieder aufgefunden.

Dabei hatten es das im Oktober 2012 gewählte Parlament und die Repräsentanten der 
EuroMajdan-Bewegung zunächst vereint geschafft, nach der Flucht des Ex-Präsiden-
ten kein Machtvakuum entstehen zu lassen. Die Übergangsregierung begann mit 
Reformen, welche die Sieger der Orangenen Revolution nach 2004 verschleppt und 
der Ex-Präsident und seine Vertrauten seit 2010 konterkariert hatten. Auch ein Gesetz 
für Dezentralisierung ist darunter, das den Regionen mehr Kompetenzen einräumt. 
Man einigte sich mit dem Internationalen Währungsfonds, und fast auf den Tag vier 
Monate nach Beginn der ersten Proteste unterschrieb man am 21. März 2014 den 
politischen Teil des Assoziierungsabkommens mit der EU.
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nister eine Sitzung des Ministerkabinetts 
zum zentralen Thema Verfassungsreform 
kurzerhand ins östliche Charkiw verlegt.

Der Kreml-Faktor 
Die kriegsähnlichen Auseinandersetzungen 
erschweren der Ukraine den ohnehin 
schwierig zu bewältigenden Reformprozess 
über Gebühr. Russland führt, was ein westli-
cher Experte einen „Hybridkrieg“ nennt – 
ein Gemenge aus verdeckten und subversi-
ven militärischen Operationen – und 
unterstützt die prorussischen Aktivisten. 
Dass die sich auf einen breiten Rückhalt in 
der ost- und südukrainischen Bevölkerung 
stützen können, ist zu bezweifeln. Auffällig 
ist die Verbindung selbst ernannter Volks-
führer in neonazistische Kreise. 
Das ist umso perfider, als doch 
die prorussischen Aktivisten die 
Kiewer Übergangsregierung des 
Faschismus und Extremismus 
bezichtigen.

Mittels Manipulation, Täu-
schung und Gewaltandrohung 
werden Ängste einfacher Men-
schen geschürt. Im russischen 
Fernsehen sprechen Kommentatoren etwa 
von „realem Genozid“ (im Osten der Ukrai-
ne) und davon, dass man in Kiew bereits 
Konzentrationslager für die Ostukrainer 
baue, die man als Bürger zweiter Klasse 
verstehe.

Die direkte Folge russischer Aggression, 
rhetorischer wie faktischer, ist weitere 
Destabilisierung. Was verspricht sich die 
Kremlführung davon? Die Kohleindustrie 
des Donbass gilt als hoch defizitär und wird 
von Kiew jährlich mit Milliarden Hrywnja 
subventioniert. Thomas Gutschker verweist 
in der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszei-
tung vom 13. April auf die These des russi-
schen Militärfachmanns Wladimir Woronow, 
welche dieser im russischen Magazin Sovers-
henno Sekretno geäußert hatte: dass die 
russische Verteidigungsindustrie in hohem 
Maße von der ukrainischen abhänge. Ende 
März hat die Kiewer Übergangsregierung 
Russland die militärische Zusammenarbeit 
aufgekündigt. Dabei sei für Russland gerade 

die Kooperation mit der Ukrai-
ne im Rüstungssektor von 
strategischer Relevanz.

Um die Einbeziehung der 
Ukraine in den eigenen, staats-
kapitalistisch geprägten „ein-
heitlichen Wirtschaftsraum“ 
mit Belarus und Kasachstan 
bemühte sich der Kreml schon 
vor der Orangenen Revolution. 

Insgesamt bedroht eine sich auf der Basis 
demokratischer Grundsätze gut entwickeln-
de Ukraine das Putinsche Herrschaftssystem 
einer autoritär regierten, ostslawischen 
Zivilisation als wertkonservativer Gegenpol 
zur EU. 

Deshalb wird der Kreml auch fortfahren, 
das Nachbarland wirtschaftlich und politisch 
unter Druck zu setzen, weiter Geheimdiens-
te und Provokateure einsetzen und Propa-
ganda verbreiten. Offen militärisch interve-
nieren, um die eigenen Ziele zu erreichen, 
muss er nicht. 

Europa in der Verantwortung
Freilich müssen die Ukrainer ihre Regie-
rungsführung und ihre Institutionen selbst 
reformieren. Europa kann der Ukraine nur 
dann helfen, wenn die Ukraine sich selbst 
hilft. Aber Europa ist gegenüber der Ukraine 
in der Verantwortung. Die Kremlführung 
darf nicht ungehindert Recht brechen und 
die Ukraine so destabilisieren, dass sie zum 
„failed state“ wird. Es ist richtig, wenn jene, 
die jetzt ernsthaft und transparent arbeiten 
– wie Übergangspremierminister Arsenij 
Jazenjuk –, in politischer wie wirtschaftlicher 
Hinsicht zügig und effektiv unterstützt 
werden und dass Kredite ausgezahlt werden, 
wenn Reformen vorankommen („prior 
action“). 

Der Konflikt stellt Europa zudem vor die 
Aufgabe, nationale Interessen nicht gegenei-
nander auszuspielen, sondern sich gemein-
schaftlich, am besten EU und die USA ge-
meinsam, auf eigene Stärken zu besinnen, 
diese klar zu benennen und strategisch neu 
auszurichten. Dabei geht es um für die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Ent-
wicklung Europas zentrale Politikfelder wie 
Sicherheits- und Energiepolitik sowie um 
Handel und Wettbewerb.

Die Ukraine hat das Potenzial, eine frei-
heitliche und friedliche Gesellschaft aufzu-
bauen. In jedem Fall gilt, was der Historiker 
und Ukrainekenner Timothy Snyder im 
Interview mit der Süddeutschen Zeitung am 5. 
Mai betonte: „Die Ukrainer sind kein Objekt, 
mit dem man einen Vertrag schließt, dahin-
ter steht ein starkes Subjekt, das sich auf dem 
Majdan manifestiert hat.“   ●

MIRIAM KOSMEHL ist innerhalb der 
ukrainischen Zivilgesellschaft 
hervorragend vernetzt – sie leitet das 
Büro der Friedrich-Naumann-Stiftung 
für die Freiheit in Kiew
redaktion@libmag.de

Mittels  
Manipulation,  

Täuschung und 
Gewaltandro-
hung werden 

Ängste geschürt.

Majdan in Flammen: 
Massendemonstration 
gegen die Regierung 
Janukowitsch im Februar.
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Arbeitgeber: Staat 
Während der Schuldenkrise der vergangenen 
Jahre ist nicht zuletzt der aufgeblähte öffent­
liche Dienst Griechenlands in den Fokus der 
Kritiker geraten. In der Tat ist im EU-weiten 
Vergleich Griechenland fast Schlusslicht unter 
allen EU-Mitgliedsstaaten, wenn es um  
die Frage geht, wie sparsam der Staat das in 
der Wirtschaft verdiente Geld für eigene An­
gestellte ausgibt. Deutschland, so die Erhebung 
von liberal, liegt im unteren Mittelfeld.

Anteil der Beschäftigten im öffentlichen Dienst an der Zahl der 
insgesamt Beschäftigten in Prozent

Quelle: Eigene Erhebung. Bezugszeitraum: 4. Quartal 2013, 
Datenbasis nach Eurostat, Beschäftigung nach Geschlecht, Alter 
und Wirtschaftszweigen (ab 2008, NACE Rev. 2) – 1 000[lfsq_
egan2] 

Es gibt nur wenige Begriffe im 
Politischen, die derart negativ besetzt sind 

wie „Kapitalist“. Selbst überzeugte 
Marktwirtschaftler scheuen davor zurück, 

sich so zu bezeichnen – selbst wenn sie 
sich als solcher sehen. In linken Kreisen 
wird der Begriff kaum ohne den Zusatz 
„Schwein“ gebraucht. Doch es gibt ein 
Kapitalistenschwein, das selbst dort 

akzeptiert wird: Bei der Aktion „Kunst 
gegen Bares“ von Gerd Buurmann und 
Hildegart Scholten präsentieren auf der 

Bühne des Kölner ARTheaters regelmäßig 
Künstler ihre Talente – vom 

Schauspielmonolog zum Kabarettbrüller, 
von eigenen Gedichten bis zur Eier-

Jonglage im Kopfstand – eigentlich eine 
typische offene Bühne. Vor jeder 

Künstlerin und vor jedem Künstler steht 
ein Sparschwein, in das das Publikum 

nach Gutdünken Geld werfen kann. Der 
Künstler oder die Künstlerin mit dem 

meisten Geld wird zum 
„Kapitalistenschwein des Abends“ gekürt.

  
KAPITALISTENSCHWEIN

1 FINNLAND  
4,5

2 IRLAND 
5,1

3 BULGARIEN 
5,2

4 RUMÄNIEN 
5,3

5 DÄNEMARK 
5,8

6 ITALIEN 
5,8

7 SLOWENIEN 
5,9

8
VEREINIGTES 
KÖNIGREICH 
6,1

…

18 DEUTSCHLAND 
7

19 PORTUGAL 
7

20 SPANIEN 
7,3

2 1 ZYPERN 
7,5

22 MALTA 
7,5

23 BELGIEN 
8,7

24 SLOWAKEI 
8,7

25 FRANKREICH 
8,9

26 UNGARN 
9,3

27 GRIECHENLAND 
9,5

28 LUXEMBURG 
11,2
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PHRASOMETER
Wie oft finden sich bestimmte Schlüsselwörter auf den Webseiten der Parteien? 

1
Johannes Finke, 38,  

Schriftsteller
Ich vermisse Freiheit in meinem Leben, weil 

ich bis heute nicht weiß, was Freiheit ei­
gentlich bedeutet, und ich mit der Ahnung 

lebe, dass es nicht nur mir so geht.

2
Heike Melba Fendel, 52,  

Geschäftsführerin 
von Barbarella Entertainment

Freiheit ist der Schlaf der Süchte.

3
Fabian Wolff, 24,  

Journalist
Ich habe Wassili Grossman gelesen. Bertha 
Pappenheim, James Baldwin, bell hooks. 
Ich weiß, was Unfreiheit bedeutet. Ich, als 
Einzelner, lebe nicht in ihr. Ich kann aber 

versuchen, die Unfreiheit der Menschen um 
mich herum aufzulösen.

4
Stefanie Lohaus, 35,  

Herausgeberin des Missy Magazins
Ich vermisse eine Gesellschaft, die erkannt 

hat, dass nicht jeder Mensch gleich frei 
geboren wurde, und die alles daran setzt, 

diesen Missstand zu beseitigen.

5
Valentin Tritschler, 27, 

schreibt derzeit seine Master-Arbeit an  
der FU Berlin zum Thema „Tierethik in  

der Literatur“. Er arbeitet für  
die Elisabeth Ruge Agentur.

Faktisch bin ich frei – da gibt’s nichts zu 
vermissen. Nur das Wissen um die 

Unfreiheit der anderen nimmt auch meinem 
Leben die gefühlte Freiheit.  

Die Schweine.

Es gibt ein paar Begriffe in  
der Politik, die geradezu inflationär  

gebraucht werden. Das Phrasometer ermittelt  
sie genau – diesmal:

Q U O T I E R U N G
(Stand: 16. April 2014)

W O  V E R M I S S E N  S I E  F R E I H E I T  I N  I H R E M  L E B E N ?
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Am frühen Nachmittag des 18. Oktober 1989 verlässt ein gebrochener alter Mann das Ge-
bäude des Zentralkomitees der SED. Sein Name ist Erich Honecker. Achtzehn Jahre lang war 
er als Generalsekretär der Partei und Staatsoberhaupt die unangefochtene Nummer eins der 

DDR gewesen. Das Ritual seiner Absetzung dauerte nur 20 Minuten. Es gab nur eine trotzige 
Gegenstimme: Hannah Wolf, die greise Rektorin der Parteihochschule und bekennende Kritikerin des 
Gorbatschow-Kurses, bewahrte ihm die Treue. Das war freilich kaum mehr als eine ohnmächtige 
Geste. Bereits am Vortag war im Politbüro die eigentliche Entscheidung gefallen. Dem ungeschrie-
benen Gesetz der Parteidisziplin folgend, hatte er zum Schluss selbst für seine Ablösung von allen 
Funktionen gestimmt und Egon Krenz als Nachfolger vorgeschlagen. Nun verlässt der gestürzte 
Generalsekretär zum letzten Mal das große Haus am Werderschen Markt. Auf dem Hof steht sein 
Dienstwagen, eine gepanzerte Staatskarosse der Marke Citroën. Einer der Personenschützer reißt 
beflissen die Wagentür auf. Immerhin das klappt noch. Der alte Mann murmelt abwesend „Objekt 
Waldsiedlung“ und der Kraftfahrer nickt unmerklich. Dann setzt sich die Kavalkade der Begleitfahr-
zeuge und Motorradfahrer in Bewegung. Der alte Mann sinkt erschöpft in die weichen Polster. Er sehnt 
sich nach Schlaf, doch die starken Aufputschmittel halten ihn wach. Hinter den getönten Scheiben 
der silbergrauen Limousine gleitet die ihm fremd gewordene Stadt Berlin vorbei. Er nimmt sie so 
wenig wahr wie sonst. Seine Gedanken umkreisen die Vergangenheit und Zukunft jenes Staates, der 
von Anfang an sein Staat gewesen ist und dessen Existenz er nun aufs Äußerste gefährdet sieht.

Was genau im Kopf Erich Honeckers vorgegangen ist, als er sein Amt verlor  
und sein Staat zusammenbrach, wird die Menschheit nie erfahren. Aber  
der Historiker Stefan Wolle, Leiter des DDR Museums und ehemaliger Referent 
bei der Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, hat sich dazu  
einige Gedanken gemacht. Ein fiktiver innerer Monolog des Genossen E. H.  
//  TEXT //  STEFAN WOLLE 
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So also sieht das Ende aus. Davongejagt wie ein alter 
Hund, der zu nichts mehr zu gebrauchen ist. Nun gut, 
das ist der Lauf der Welt. Aber sie werden sich noch 

wundern. Im Moment der Gefahr hält man den Kurs und dreht sich 
nicht im Kreise. In Ungarn hat sich gezeigt, wie gefährlich das ist. 
Diese traurigen Ritter von der Salamiwurst haben alles verkauft: die 
Solidarität der Bruderstaaten, den proletarischen Internationalismus, 
die Treue zur Sowjetunion. Ohne Vorabsprache mit den anderen 
Staaten des Warschauer Pakts die Grenze zu öffnen war schon ein 
starkes Stück. Unsere Partei wurde blamiert vor der Welt und der 
eigenen Bevölkerung. Im rechten Moment waren die Reporter und 
Fernsehteams an Ort und Stelle, um zu filmen, wie die bezahlten 
Freiheitshelden in Sektlaune kreischend über die Grenze stürmten. 
Und das alles mit Duldung der Moskauer Führung. Nun hat in Un-
garn praktisch die Konterrevolution gesiegt. Wozu wurde 1956 das 
Blut der besten Genossen vergossen? In Polen das gleiche Spiel: freie 
Wahlen, die nur dem Gegner Tür und Tor öffnen. Wo hat es das in 
einem sozialistischen Land schon mal gegeben, dass die Partei die 
Macht friedlich aus den Händen gibt? Umgeben von schwankenden 
Kantonisten hatte sich bisher allein die DDR behauptet. Alle wollen 
uns belehren, die Moskauer Verräter, die Versager in Budapest und 
Warschau. Dabei hat der Sozialismus nirgends so gut funktioniert wie 
in der DDR. An uns hätten sie sich ein Beispiel nehmen können, statt 
von Perestroika und Glasnost zu faseln. Und jetzt schwenken Egon 
und die wankelmütige Mehrheit im Politbüro auf den Kurs des Kapi-
tulantentums ein. So hat das ja wohl Lenin genannt. Aber die Herren 
Genossen werden sich wundern. Egon, diese unbedeutende Figur, 
mit dem ewig blöden Grinsen. Was wäre er ohne mich? Unter nor-
malen Umständen hätte er es vielleicht zum Leiter einer Konsum-
Kaufhalle gebracht oder bis zum Kreissekretär der Volkssolidarität. 
Nun meint der Schlauberger, er könne auf der Welle der Konterrevo-
lution nach oben schwimmen. Der Beifall der Westpresse ist ihm 
wichtiger als der Rat kampferfahrener Genossen. Ein deutscher 
Gorbatschow? Zum Totlachen! Die Partei braucht Erneuerung, hat er 
gesagt und gemeint, sie braucht ihn. Wahrhaftig der geborene Vertre-
ter des freiheitlichen Sozialismus. Noch vor einigen Tagen der größte 
Stiefellecker und nun erweckt vom heiligen Geist der demokrati-
schen Erneuerung. Das ist fabelhaft organisiert von diesem 
Oberverräter in Moskau. Dass sich das die Genossen vom Gene-
ralstab der Roten Armee bieten lassen! Auch im Stab der Westgruppe 
der Roten Armee macht man sich die größten Sorgen. Wozu haben 
wir den Großen Vaterländischen Krieg gewonnen? Wozu haben 
unsere Väter Deutschland vom Faschismus befreit? Damit jetzt 

großdeutsche Revanchegelüste aus den Gräbern auferstehen? Erst 
wollen sie die DDR, dann Schlesien, Ostpreußen und das Sudeten-
land. Warum schläft die Führung der Westgruppe in Wünsdorf? Ich 
werde das Ruder herumreißen und dem Kraftfahrer sagen, er soll die 
Fahrzeugkolonne wenden lassen und schnurstracks nach Wünsdorf 
fahren. Noch bin ich Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik. Eine Armee von hundert-
tausend Soldaten, die im Geiste des Internationalismus erzogen 
wurde, hört auf meinen Befehl. Die Freunde werden dem Spuk ein 
Ende bereiten, wie beim faschistischen Putsch am 17. Juni 1953, wie 
bei der Konterrevolution in Ungarn, wie bei der Hilfsaktion der 
Bruderstaaten gegen die parteifeindliche Clique in Prag am 21. Au-
gust 1968. Noch liegt alle militärische Macht in unseren Händen. Die 
paar Plüschheinis von der sogenannten Menschenrechtsbewegung 
werden beim ersten Gegenschlag den Schwanz einziehen. Die ge-
heimdienstlich gesteuerten Organisatoren des politisch-ideologi-
schen Untergrunds werden ganz flink auf Tauchstation gehen, wenn Fo
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sie merken, dass es ernst wird. In einer von Mielkes Analysen, die ja 
sonst voller Redensarten waren, stand, dass es sich höchsten um 300 
Aktivisten handelt. Dazu kommen ein paar Leute, die meinen, sie 
kämen auf diesem Weg schnell in den gelobten Westen. Dort fliegen 
ihnen dann die gebratenen Tauben ins Maul, denken sie. Ein Dut-
zend von den bezahlten Kreaturen vor ein Gericht gestellt, und es 
herrscht wieder Ruhe, Ordnung und Sicherheit. Gleich werde ich 
dem jungen Genossen vom Personenschutz die Weisung geben, die 
Kolonne nach Wünsdorf umzulenken. Er wird sagen: Ganz wie Sie es 
anordnen, Genosse Generalsekretär. Getreu seinem Fahneneid wird 
er den Befehl über Sprechfunk durchgeben. Denn diesen Eid hat er 
der Arbeiter- und Bauernmacht geleistet, nicht den Versagern, die 
jetzt im Politbüro sitzen. Die Kolonne wird wenden und mit Höchst-
geschwindigkeit durchs Land rasen. Die sportlichen Burschen wer-
den fröhlich lachen. Endlich eine Entscheidung! Schluss mit der 
Miesmacherei! Wir weichen nicht mehr zurück! Solche Pracht-
kerle! Sportlich, immer korrekt gekleidet, ordentliche Frisuren und 
dazu pflichteifrig. Wenn man sich dagegen die dekadenten Gestalten 
der BRD-Jugend vor Augen hält. Nichts als Rauschgift und Gruppen-
sex im Kopf, manipuliert durch Springerpresse und Westfernsehen, 
ohne lichtvolle Ideale. Ich werde die Genossen vom Personenschutz 
antreten lassen und werde mit allem gebotenen Ernst die politische 
Lage umreißen: „Das sozialistische Vaterland ist in Gefahr“, werde ich 
sagen, so wie damals Feliks Dzierzinsky, als im Juni 1918 die Sozialre-
volutionäre gegen die bolschewistische Führung putschten und 
Lenin verhaftet hatten. „Tschekisten“, werde ich sagen, „es ist an euch, 
die Revolution zu retten!“. „Ja, Genosse Generalsekretär, die Macht 
liegt im Lauf unserer Gewehre!“, werden sie antworten. „Tod all 
denen, die uns heimtückisch in den Rücken gefallen sind, die im 
Augenblick der äußersten Gefahr mit dem Gegner paktiert haben, 
die angesichts des Feindes knieweich geworden sind!“ Und wenn der 
innere Feind besiegt ist, werden wir die Heere der Weißgardisten 
schlagen. Sie mögen englische Gewehre, französische Feldgeschütze 
und feine amerikanische Wickelgamaschen haben. Solange unsere 
Herzen für den Sieg der Revolution brennen, sind wir unschlagbar. 
Nun bin ich doch ein bisschen eingeschlummert. Irgendetwas Wirres 
habe ich da zusammengeträumt.  Doch erhebend und schön war 
es. Wie eines jener Revolutionslieder, die wir damals beim Kommu-
nistischen Jugendverband so gerne gesungen haben. „Von all unsern 
Kameraden / war keiner so lieb und so gut/wie unser kleiner Trom-
peter, / ein lustiges Rotgardistenblut …“ Ach Gott, wir sind schon in 
der Greifswalder Straße. Linker Hand muss jetzt gleich das herrliche 
Thälmann-Monument kommen. Der verdiente Sowjetkünstler Lew 

Kerbel hat es geschaffen und der Eröffnungstag war überwältigend: 
Die Jungen Pioniere waren angetreten und haben mit Blu-
mensträußen gewinkt. Die Sonne hat gelacht. Über Lautsprecher-
anlagen spielte man Kampflieder der Arbeiterklasse und fröhliche 
Jugendlieder. Und hinter mir stand grinsend Egon, der das alles 
organisiert hat. Wohlgemerkt: Hinter mir! So wurde der Thälmann-
Park eröffnet. Umgeben von neuen modernen Vollkomfortwohnun-
gen für unsere werktätigen Menschen. So viele glückliche und sor-
genfreie Tage hat es früher gegeben. Und das soll nun alles schlecht 
gewesen sein? Woran habe ich gerade gedacht, als ich für einen 

Moment eingeschlummert war, ach so. „Jawohl, Genosse Generalse-
kretär!“, werden die jungen Tschekisten rufen. „Wir dienen der Deut-
schen Demokratischen Republik.“ Aber Generalsekretär bin ich ja 
seit heute Nachmittag gar nicht mehr. Wie soll ich den Genossen 
Kraftfahrer eigentlich ansprechen? So oft hat er mich gefahren und 
ich weiß nicht einmal seinen Namen. Vielleicht frage ich ihn? Aber 
wie soll mich der Genosse vom Fahrdienst überhaupt anreden? 
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Genosse Honecker? Immerhin Genos-
se bin ich ja noch. Ansonsten Rentner 
mit ungewissen Zukunftsaussichten. 
Wo soll ich eigentlich in Zukunft woh-
nen? In der Waldsiedlung wird man 
mich wohl nicht mehr haben wollen. 
Was muss man eigentlich unterneh-
men, um eine Wohnung zu bekom-
men? Ich kann mich doch nicht aufs 
Wohnungsamt setzen und eine Ein-
zimmerwohnung für ein Rentnerehe-
paar beantragen. Doch warum nicht? 
Um irgendwelche Privilegien ging es 
mir nie. Vielleicht ist so ein einfaches 
Leben an der Basis gar nicht schlecht. 
Ich könnte gelegentlich im Vetera-
nenklub Vorträge über die politische 
Lage halten und Margot könnte den 
Kuchenbasar beim Internationalen 
Kindertag organisieren. Aber wird es 
überhaupt noch einen Veteranenklub 
und so schöne Feste geben? Das wird ja nun alles schlechtgemacht. 
Nun gut, wenn alles weg ist, dann wird man sich im Alltag nach 
dieser Art von Menschengemeinschaft sehnen. Dann gibt es nur 
noch die Kälte des Kapitalismus, eigensüchtige Interessen, 
Ellbogenmentalität. Der Mensch ist dem Menschen ein Wolf. 
Irgendein Philosoph hat das auf Lateinisch gesagt. „Homo hominis 
lupine“. Aber nein, das ist ja eine Pflanze. Egal. Wenn nur diese innere 
Schwäche nicht wäre. Ich glaube, mein Blutdruck ist viel zu hoch, 
vielleicht auch der Zuckerspiegel. Zu viel Aufregung für mein Alter. 
Morgen werde ich zum Genossen Medizinalrat gehen. Ich werde 
Margot anrufen, dass sie mir einen Termin macht. Überhaupt die 
arme Margot. Nun wird man auch über sie herfallen. Nach so vielen 
Jahren der erfolgreichen Arbeit. In der ganzen Welt schätzt man das 
einheitliche sozialistische Bildungswesen. Nur im eigenen Lande 
wird gemeckert und gemeckert. Bloß weil bei uns samstags Schule 
ist, im Westen aber schulfrei. Immer der Westen! Da ist alles vortreff-
lich! Freiheit und Haribo-Gummibärchen, bis es allen aus den Ohren 
herauskommt. Gerade die junge Generation hat ja keine Ahnung. 
Diese unwissenden Gestalten, die sich da im Garten der BRD-Bot-
schaft in Prag zusammengerottet hatten. Dem BRD-Außenminister 
kam das gerade recht, sich als Heilsbringer zu profilieren. Was aus 
den jungen Leuten wird, die man aufgehetzt und verleitet hat, ist den 

bürgerlichen Politikern doch vollkommen gleichgültig. Sie werden in 
Aufnahmelagern landen oder provisorisch untergebracht in Turnhal-
len und Lagerräumen. Bald schon wird den eingesessenen 
BRD-Bürgern der Kragen platzen angesichts des faulen Gesin-
dels, das auf ihre Kosten bequem leben will. Aber die werden sich 
umgucken, abgespeist mit ein paar Mark Arbeitslosengeld ohne 
Zukunftsperspektive. Vielen wird es bald schon leidtun. Aber wir 
weinen niemandem eine Träne nach. Sollen sie doch gehen. Sie 
werden schon noch begreifen, was sie mit unserer Republik aufgege-
ben haben. Eine klare berufliche Perspektive, gute Zukunftsaussich-
ten, preiswerte Krippen- und Kindergartenplätze, garantierte Arbeits-
plätze, niedrige Mieten und Lebenshaltungskosten. Aber das war ja 
alles nicht genug. Mein Gott, wenn wir das damals in Wiebelskirchen 
gehabt hätten! Keiner der Arbeiter konnte von mehr träumen als von 
ein paar Reichsmark für eine ganze Woche Maloche, einer beschei-
denen Wohnung und genug zu essen für alle Kinder. Vielleicht am 
Sonntag ein Bierchen in der Gastwirtschaft. Keiner von uns hat je 
Bananen oder Ananas zu sehen bekommen. Ein halber Apfel aus 
dem eigenen Garten oder eine Handvoll Sauerkirschen zum Früh-
stücksbrot – und Schluss. Nun wollen alle nach Mallorca oder sonst 
wohin fahren. Wenn wir damals einen Ausflug ins Steinbachtal zur 
Forstscheune Neuhaus machten, mit dem roten Wimpel und der Fo
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Klampfe vorneweg und Butterstullen im Tornister, so war das für uns 
ein großes Glück. Und wir wollten nicht mehr, als dass alle Arbeiter 
der Welt so viel hätten. Dafür haben wir gekämpft. Dafür haben wir 
noch ein paar Groschen in die Sammelbüchse geworfen, für die 
Hungernden im zentralrussischen Schwarzerdegebiet. Dort sieht es 
neuerdings auch nicht gerade rosig aus. 70 Jahre nach der Großen 
Sozialistischen Oktoberrevolution sind die Lebensmittel wieder 
knapp und die Verantwortlichen belehren uns in der DDR über den 
demokratischen Sozialismus. Die Menschen aber wollen keinen 
demokratischen Sozialismus, sie wollen den richtigen Sozia-
lismus, so wie er in der DDR so erfolgreich war. Sie wollen 
keinen bürgerlichen Wahlschwindel mit einem Dutzend Parteien, die 
alle das Gleiche versprechen und nichts halten. Als ob man mit dem 
Kreuz auf dem Wahlzettel die Machtverhältnisse verändern könnte. 
Sie wollen auch keine Scheinfreiheit, die darauf fußt, dass man sich 
einen Berg Zeitungen kaufen kann, in denen überall die gleiche 
Hetze gegen alle fortschrittlichen Kräfte stattfindet. Was soll über-
haupt der Unsinn von der Meinungsvielfalt? Eine richtige 
Meinung reicht doch aus. Wozu braucht es denn noch eine Flut von 
falschen Meinungen? Wie kann man nur auf so einen Unsinn herein-
fallen? Und der kleine Mielke mit dem großen Rand, der Meister-
schnüffler und Neudemokrat à la Gorbatschow, hat das alles gedul-
det. Er hat die politische Untergrundtätigkeit zugelassen und so viele 
seiner Geheimschnüffler in die Gruppen des politischen Untergrun-
des geschickt, bis sie wirklich so stark waren, dass seine eigenen 
Leute mit ihnen nicht mehr fertig geworden sind. Tschekisten wollen 
das sein! Stalin mag ja viele Fehler gehabt haben, aber da gab es so 
was nicht. Über angebliche Verbrechen wird ja nun viel geschrieben, 
nicht zuletzt in dieser kleinformatigen Illustrierten aus Freundesland, 
die auch in der DDR verbreitet wurde. Aber vor Stalin hatten alle 
Respekt. Irgendwo hier im Norden von Berlin gab es damals – 1948 
oder 1949 – einen Arbeitseinsatz zum 70. Geburtstag des großen 
Stalin. Wir trugen sein Bild voran. Tausende Jugendliche kamen 
freiwillig, um NAW-Schichten zu leisten. Ob sie heute überhaupt noch 
wissen, was die Abkürzung bedeutet? Nationales Aufbauwerk hieß 
das. Und das waren keine leeren Worte. Auf einem Trümmerhaufen 
war das blaue Banner mit der aufgehenden Sonne aufgepflanzt. Es 
wehte feierlich im Sommerwind. Haben wir bei der Arbeit gesungen 
oder wurde die Musik über Lautsprecher gespielt? Egal, es war 
großartig. Wir waren eine große Familie, die es gemeinsam anpackt. 
Man müsste noch einmal so jung sein, voller Hoffnung. Soll das alles 
vergeblich gewesen sein? Endlich kommt der Wald. Jetzt ist es nicht 
mehr weit nach Hause. Doch was heißt schon zu Hause?  Habe ich 

mich jemals dort zu Hause gefühlt in der langweiligen Siedlung 
zwischen all den Kiefern und Sträuchern? Nicht einmal spazieren 
gehen konnte man dort, ohne Egon im Trainingsanzug zu begegnen 
oder Mielke auf dem Weg zum Schwimmbad. Ekelhaft! Es wird ihnen 
eines nicht mehr fernen Tages nicht besser ergehen als heute mir. 
Von allen werden sie verlassen sein. Die ihnen eben noch zugejubelt 
haben, werden sie am lautesten schmähen. Ich gehe ihnen nur ein 
kleines Stück voran auf dem Weg in die Namenlosig-
keit des Kommunisten. Doch neue Kämpfer werden 
auferstehen. Die Enkel fechten’s besser aus. 

Die große Hornbrille ist dem alten Mann auf die Nase 
gerutscht. Die Tränen des Selbstmitleids haben die 
Gläser beschlagen lassen, sodass er kaum noch den 
vertrauten Kontrollpunkt des Objekts „Waldsiedlung“ 
erkennen kann. Die bewaffneten Posten erstarren zur 
Salzsäule und salutieren militärisch korrekt. Es ist das 
letzte Mal, dass er so empfangen wird. Es folgt eine 
Odyssee, an deren Ende Verklärung und Tod stehen 
werden. 

DR. STEFAN WOLLE, Historiker, war 1989/90 bei der Stasi- 
Auflösung aktiv, veröffentlichte mehrere Bücher zur DDR-Geschichte, 
unter anderem „Die heile Welt der Diktatur“. Seit 2006 ist Wolle 
wissenschaftlicher Leiter des DDR Museums Berlin.
redaktion@libmag.de
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Mein Name ist Johannes Clair. 
Ich bin Kriegsveteran“, sagt 
der junge Mann mit dem dun-
kelroten Wollpullover und dem 

modischen Vollbart. Knapp 40 überwiegend 
männliche Studenten sind zum Vortrag des 
ehemaligen Zeitsoldaten ins Hauptgebäude 
der Universität Hamburg gekommen. Der 
Weg zum Veranstaltungsraum führte sie 
vorbei an einem mit roten Fahnen dekorier-
ten Büro einer sozialistischen Studenten-
gruppe. Ob er nicht Angst vor Protesten 
habe, möchte ein Zuhörer von Clair wissen. 
Die Universitätslinke ist nicht gerade für ihre 
Toleranz gegenüber Andersdenkenden 

bekannt, und insbesondere die Bundeswehr 
stellt für sie ein Feindbild dar. Bei einer 
ähnlichen Veranstaltung in Göttingen wurde 
Clair von selbsternannten „Anti-Militarist_in-
nen“ niedergebrüllt. Das ist erst wenige 
Monate her, und nicht wenige haben den 
29-Jährigen vor dem Auftritt in Hamburg 
gewarnt. Aber dieses Mal bleibt es ruhig. Es 
sind Semesterferien, und den Vortrag des 
Kriegsveteranen haben die Universitätsrevo-
lutionäre offenbar verschlafen.

TAGELANGER BESCHUSS
Nein, Clair hat keine Angst vor Protestlern. 
Wer in Afghanistan unter feindlichem Be-

schuss in den Schützengräben lag, hat ande-
re Sorgen. 1985 geboren, wächst er in einem 
7.000-Einwohner-Ort zwischen Hamburg 
und Bremen auf, wo er das renommierte 
Privatgymnasium Eichenschule besucht.  
Während die meisten seiner Mitschüler nach 
dem Abitur ein Studium beginnen, verpflich-
tet sich Clair für vier Jahre als Zeitsoldat – in 
der Mannschaftslaufbahn. Er wird nicht aus 
Verlegenheit Soldat, sondern aus der Über-
zeugung, als Teil einer Parlamentsarmee 
seinen Beitrag zur Durchsetzung von Demo-
kratie und Menschenrechten zu leisten. Ob 
es angesichts seiner Höhenangst eine gute 
Idee war, ausgerechnet Fallschirmjäger zu 

„Wir sterben 
für die Freiheit“
Seit 15 Jahren beteiligt sich die Bundeswehr an internationalen 
Kampfeinsätzen. Es gibt Tote, Verletzte und eine Vielzahl  
von Heimkehrern mit seelischen Erkrankungen oder Wiederein­
gliederungsproblemen. Die einsatzerfahrenen Soldaten organisieren 
sich in Veteranenverbänden – und fordern Anerkennung.  
 // TEXT //  KARSTEN DUSTIN HOFFMANN 
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werden, ist sich Clair heute nicht mehr so 
sicher. Aber es sei ihm eben auch darum 
gegangen, sich seinen Ängsten zu stellen. 

Im Sommer 2010 wird Clairs Einheit aus 
der Kaserne im beschaulichen Seedorf ins 
Feldlager Kunduz verlegt, wenige Wochen 
nach dem sogenannten „Karfreitagsgefecht“, 
bei dem drei deutsche Soldaten ums Leben 
kamen. In den folgenden Monaten bleibt die 
Lage angespannt. Nachdem sich die Nato in 
den Monaten zuvor immer weiter zurückge-
zogen hatte, ändert das Bündnis nun seine 
Strategie. Mit der Operation „Halmazag“ 
(Dari für „Blitz“) beginnt im November 2010 
die erste deutsche Bodenoffensive seit dem 

Zweiten Weltkrieg – und bringt den Stabsge-
freiten Clair an die Grenzen seiner Leis-
tungsfähigkeit. Irgendwann, verschanzt 
hinter einem Erdwall und nach tagelangem 
Beschuss, macht die Angst ihn zeitweise 
handlungsunfähig. Anschließend wirft er 
sich vor, seine Kameraden im Stich gelassen 
zu haben. Aber der Krieg geht weiter. In den 
sieben Monaten seines Auslandseinsatzes 
übersteht Clair zwei Sprengstoffanschläge 
und 20 Gefechte – äußerlich unverletzt. 

Es hätte auch anders kommen können. 
Die deutschen Streitkräfte beteiligen sich 
seit 1990 an Auslandsmissionen, seit dem 
Kosovo-Krieg 1999 auch an Kampfeinsätzen. 

Unfälle und Selbsttötungen eingeschlossen 
kamen über 100 Soldaten bei Auslandsein-
sätzen ums Leben, allein 54 davon in Afgha-
nistan. Jedes Jahr erleiden mehrere Tausend 
ernste körperliche Verletzungen. Aber auch 
ohne diese stellen die mehrmonatigen 
Auslandseinsätze besondere Belastungen 
für alle Beteiligten dar. Beziehungen zerbre-
chen, Kinder entfremden sich von ihren 
Eltern. Nach der Heimkehr haben die Solda-
ten oftmals Probleme, wieder im zivilen 
Leben Fuß zu fassen.

Bis zu 10.000 Soldatinnen und Soldaten 
sind dauerhaft außerhalb Deutschlands 
stationiert – nicht nur in Afghanistan oder im 

Deutsche Truppen in Afghanistan: 
Bundeswehrsoldaten gehen nach einem 
Appell über den staubigen Aufmarsch-
platz in Kundus.
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Kosovo, sondern auch am Horn von Afrika, 
im Libanon, in der Türkei, in Mali, im Senegal, 
in Uganda, im Sudan, in der Westsahara und 
im Kongo. Die Bundeswehr hat sich von einer 
Verteidigungs- zu einer weltweit operieren-
den Interventionsarmee entwickelt, ohne 
dass sich nennenswerter Protest geregt hätte. 
Die Zahl der Bundeswehrangehörigen, die 
mindestens einen Auslandseinsatz hinter sich 
haben, liegt mittlerweile bei etwa 200.000. 
Immer mehr von ihnen organisieren sich in 
Verbänden wie Pro Veteran oder dem Bund 
Deutscher Veteranen (BDV), dessen zweiter 
Vorsitzender Johannes Clair ist. 

Der im August 2010 gegründete BDV 
wächst stetig. Er betreibt ein eigenes Büro in 
Berlin, organisiert Besuche bei verletzten 
und erkrankten Kameraden, schickt Briefe 
und Pakete an die Soldaten im Einsatz, 
offeriert über Sponsoren vergünstigte Ein-
trittskarten für Theater und Fußballspiele, 
organisiert Kameradschaftstreffen und 

öffentliche Diskussionsveranstaltungen. 
Denn vor allem geht es dem BDV um Akzep-
tanz. Während die Gesellschaft ihren Streit-
kräften immer mehr abverlangt, bringt sie 
ihnen immer weniger Respekt entgegen – das 
ist zumindest das Empfinden vieler Heim-
kehrer. Je nach Umfrage lehnen zwischen 50 
und 70 Prozent der Deutschen den Afghanis-
tan-Einsatz ab, aber knapp 90 Prozent der 
Wählerstimmen gehen an Parteien, die den 
Einsatz befürworten. Afghanistan ist weit 
weg und das Schicksal der dort stationierten 
Soldaten vielen egal. Aber das Desinteresse 
ist nur die eine Seite der Medaille.

Ausgerechnet in der Heimat gerät die 
Bundeswehr immer mehr in die Defensive: 
Während Einsatzrückkehrer verbündeter 
Nationen mit Fähnchen und Applaus am 
Flughafen bejubelt werden, können deut-
sche Soldaten froh sein, wenn keine Protest-
kundgebung während ihres Empfangs veran-
staltet wird. Schulen und Universitäten 

erteilen Jugendoffizieren Hausverbote und 
werden dafür mit dem Aachener Friedens-
preis ausgezeichnet (wie etwa 2013 das 
Berliner Robert-Blum-Gymnasium). Öffentli-
che Vereidigungen von Rekruten können oft 
nur unter Polizeischutz stattfinden. Immer 
wieder kommt es zu Brandanschlägen auf 
Bundeswehrkasernen, teilweise mit Millio-
nenschäden. Und nicht zuletzt die Abschaf-
fung der Wehrpflicht lässt die Distanz zwi-
schen den Streitkräften und der Gesellschaft 
weiter wachsen.

HEIMLICH IM AUSLANDSEINSATZ
Der gesellschaftliche Zuspruch für die deut-
schen Truppen scheint im Sinkflug begriffen. 
Und wer sich solidarisch mit ihnen zeigt, 
muss Konsequenzen fürchten. Zu den weni-
gen Prominenten, die sich demonstrativ 
hinter die Veteranen stellen, gehört der 
Schauspieler Til Schweiger. Als er im vergan-
genen Jahr anlässlich einer Filmvorstellung 
öffentlich Sympathien für die deutschen 
Soldaten in Afghanistan bekundete, verübte 
eine militante linke Gruppe einen Brandan-
schlag auf den vor seinem Wohnhaus ge-
parkten Wagen seiner damaligen Lebensge-
fährtin. Wen wundert es da, dass viele 
Soldaten in der Öffentlichkeit nicht gern über 
ihre Tätigkeit sprechen. Vor den Arbeitskolle-
gen der Ehefrau wird der Auslandseinsatz 
zur Dienstreise, Verwundungen zu Verlet-
zungen bei Motorradunfällen. Permanent 
müssten sich die Veteranen für ihren Einsatz 
rechtfertigen, meint Johannes Clair.

Auch von der Bundeswehr fühlen sich 
viele Veteranen vernachlässigt. Zurück in 
Deutschland werden sie in denselben Ver-
wendungen eingesetzt wie vor ihrem Einsatz 
– und damit den unerfahrenen Kameraden 
gleichgestellt. Das gilt insbesondere bei den 
Mannschaftsdienstgraden. Eine realistische 
Chance auf den Status eines Berufssoldaten 
haben die wenigsten. Und auch wer ins zivile 

Wenig Akzeptanz: Demonstranten protestieren vor dem Bonner  
Landgericht gegen den Luftangriff von Kundus.
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Berufsleben wechselt, hat oft schlechte 
Karten. Zwar gewährt die Bundeswehr groß-
zügige Wiedereingliederungshilfen, aber für 
potenzielle neue Arbeitgeber stellt die Ein-
satzerfahrung keinen Wert dar. Gründe für 
eine organisierte Interessenvertretung der 
Einsatzrückkehrer gibt es also genug.

Der BDV versucht, diese Aufgabe zu 
übernehmen. Er fordert unter anderem eine 
bessere materielle Versorgung der Rückkeh-
rer und einen offiziellen Veteranenvertreter 
in Berlin. Seit seiner Gründung kämpft der 
Verein für die Einführung eines bundeswei-
ten Veteranentages: Nach amerikanischem 
Vorbild sollen Kriegsveteranen einmal im 
Jahr eine besondere Würdigung erfahren. 
Nach mehreren Anläufen fand der BDV im 
damaligen Verteidigungsminister Thomas de 
Maizière schließlich einen wichtigen Unter-
stützer. Der Minister schlug den 22. Mai vor, 
denn im Jahr 1956 waren an diesem Datum 
die wehrverfassungsrechtlichen Grundlagen 
für die Bundeswehr in Kraft getreten.

Im Bundestag erntete de Maizière jedoch 
Skepsis bei seinen Parteikollegen und Wider-
spruch bei der rot-grünen Opposition: Darf 
man das überhaupt angesichts der deut-
schen Geschichte? Wer gilt überhaupt als 
Veteran? Müssten nicht auch Polizisten, 
Feuerwehrleute und Lokomotivführer glei-
chermaßen geehrt werden? Der Veteranen-
tag verlief im Sande, und irgendwann war de 
Maizière nicht mehr Verteidigungsminister. 
Der BDV führte seinen Gedenktag schließlich 
ohne staatlichen Segen ein. Von 2014 an soll 
– zunächst unter dem Namen „Veteranenfest“ 
– jeden Samstag nach Himmelfahrt nicht nur 
der Gefallenen gedacht werden, sondern 
auch aller, die lebend von Auslandseinsätzen 
zurückgekehrt sind. 

OBDACHLOSE VETERANEN
Während der BDV das Licht der Öffentlich-
keit geradezu sucht, konzentriert sich der 

Verband Pro Veteran auf die Arbeit mit 
seinen Mitgliedern. Es gehe nicht darum, 
T-Shirts, Bücher und Fanartikel zu verbrei-
ten, meint Dustin Schubert, sondern die 
Probleme des täglichen Lebens zu bewälti-
gen. Auf die Frage, ob auch er in Afghanistan 
gedient habe, antwortet Schubert: „Selbstver-
ständlich!“ – als wäre es selbstverständlich. 
Gleich zweimal war der Pro-Veteran-Vorsit-
zende in Afghanistan stationiert. Wer mit 
ihm spricht, verspürt einen etwas trotzigen 
Unterton, als wolle Schubert mit jeder Ant-
wort eigentlich etwas anderes sagen, näm-
lich: „Ich habe für euch mein Leben riskiert, 
und ihr wisst es nicht zu würdigen!“ 

Aber Pro Veteran bettele nicht um Aner-
kennung, denn das, was in Afghanistan 
stattfinde, sei Außenstehenden ohnehin 
kaum zu vermitteln. Gerade deswegen 
hätten viele Heimkehrer Schwierigkeiten im 
zivilen Leben. Schubert kennt Fälle deut-

scher Veteranen, die am Existenzminimum 
lebten oder sogar obdachlos seien. Phäno-
mene, die in den USA seit Jahrzehnten be-
kannt und empirisch belegt sind: Unter den 
Veteranen der dortigen Streitkräfte finden 
sich überdurchschnittlich viele Obdachlose, 
Straffällige und Alkoholkranke. Die Schei-
dungs- und Trennungsrate ist außergewöhn-
lich hoch. Es sterben mehr US-Soldaten 
durch Suizid als im Feld durch aktive Feind-
einwirkung.

In Deutschland steckt die wissenschaftli-
che Auseinandersetzung mit den seelischen 
und sozialen Folgen der Teilnahme an 
Kampfeinsätzen noch in den Kinderschuhen. 
Das ist ein ernst zu nehmendes Versäumnis 
der Bundeswehr und der Sozialwissenschaf-
ten. Aber man braucht kein Wissenschaftler 
zu sein, um zu erkennen, dass die Betroffe-
nen eine besondere Betreuung benötigen, 
die von der Bundeswehr – nach Auffassung 

Johannes Clair
Vier Tage im November
Taschenbuch, 416 Seiten
ISBN-13 9783548375212

»Wir waren dort, um zu 
kämpfen. Wir wurden gedrillt, 

auf Menschen zu schießen.«
Johannes Clair
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der Veteranenverbände – kaum gewährleis-
tet wird. „Das hat die Bundeswehr einfach 
verpasst“, meint Schubert, und der Zuspruch 
für seinen Verein gibt ihm recht. 

Die Betreuung von Soldaten mit Post-
traumatischen Belastungsstörungen (PTBS) 
ist ein besonderer Schwerpunkt beider 
Veteranenverbände. Laut einer Studie der 
Universität Dresden zeigen zwei Prozent der 
Afghanistan-Rückkehrer ein Jahr nach ihrem 
Einsatz PTBS-Symptome. Auf 20.000 Fälle 

schätzt Andreas Timmermann-Levanas die 
PTBS-Dunkelziffer. Der langjährige Berufsof-
fizier im Dienstgrad eines Oberstleutnants  
(a. D.) zählt sich selbst zu den Betroffenen. 
Sein Buch „Die reden – wir sterben“ wird 
mittlerweile von der Bundeszentrale für 
politische Bildung herausgegeben. Darin 
schreibt der Autor zwar auch über die 
Angriffe und Anschläge, die er während 
seiner Auslandseinsätze in Bosnien und 
Afghanistan über sich ergehen lassen muss-
te. Im Wesentlichen handelt es sich jedoch 
um eine 200 Seiten starke Anklage gegen 
seinen ehemaligen Arbeitgeber. Die Bundes-
wehr sei im Hinblick auf Posttraumatische 
Belastungsstörungen völlig unvorbereitet in 
die Auslandseinsätze gegangen. Selbst zehn 

Jahre nach Beginn der Afghanistan-Mission 
sei die Situation immer noch unbefriedi-
gend. Es gebe zu wenig Psychologen und zu 
wenig Betreuungsmöglichkeiten. Die Bun-
deswehr beauftrage keine wissenschaftli-
chen Untersuchungen, damit daraus keine 
Anspruchsgrundlage für Geschädigte entste-
he. Die hohe Anzahl abgelehnter Entschädi-
gungsanträge interpretiert der ehemalige 
ISAF-Pressesprecher als „deutliches Zeichen 
für die generelle Verweigerungshaltung der 

Bundeswehr“. Und diese mache selbst vor 
Menschenleben nicht halt.

Für Timmermann-Levanas war die 
passive Haltung der Bundeswehr Anlass zur 
Gründung des BDV. Fast fünf Jahre danach 
bietet der Verein den PTBS-Betroffenen eine 
umfassende Betreuung. Über 20 speziell 
ausgebildete und ehrenamtlich tätige „Fall-
manager“ kümmern sich um derzeit mehr 
als 400 Betroffene und deren Angehörige. 
Der Verein hat Wohnraum angemietet, den 
Veteranen mit psychischen oder sozialen 
Problemen vorübergehend nutzen und in 
diesem Rahmen auch auf weitere Hilfsange-
bote zurückgreifen können. Dazu unterhält 
der BDV ein Netzwerk externer Traumathe-
rapeuten, Verwaltungsfachleute und Juris-

ten, deren Hauptaufgabe es ist, die Interes-
sen der Betroffenen gegenüber der 
Bundeswehr zu vertreten. Mittlerweile zeigt 
die kontinuierliche Arbeit des BDV erste 
Erfolge: Die Bundeswehr hat einen PTBS-
Beauftragten angestellt. Die TU Dresden 
veröffentlichte im Auftrag des Deutschen 
Bundestags eine Dunkelzifferstudie. Außer-
dem wurde mit dem „Einsatzversorgungs-
Verbesserungsgesetz“ eine ganze Reihe 
materieller Verbesserungen erreicht.

DEN ÄNGSTEN STELLEN
Das Mandat für den deutschen Afghanistan-
Einsatz endet am 31. Dezember 2014. Der 
Abzug läuft auf Hochtouren, das Feldlager in 
Kunduz ist geräumt. Fest steht: Es war der 
bisher schwerste und verlustreichste, aber es 
wird nicht der letzte Auslandseinsatz der 
Bundeswehr gewesen sein. Die Aufarbeitung 
der Folgen hat gerade erst begonnen. Kaum 
überschaubar sind die Kosten für die Versor-
gung der oftmals arbeitsunfähigen, traumati-
sierten Soldaten – von den gesellschaftlichen 
und individuellen Folgen ganz zu schweigen. 
Für die Soldaten und ihre Angehörigen ist 
die Welt „vor dem Krieg“ eine andere als 
„nach dem Krieg“. 

Gegen Ende seines Vortrags wird Johan-
nes Clair nachdenklich. Er habe drei Jahre 
gebraucht, es sich einzugestehen, aber 
offenbar leide auch er unter den seelischen 
Folgen seiner Kampfeinsätze. Es gebe gute 
und schlechte Tage, sagt er. An den schlech-
ten könne er kaum etwas Sinnvolles bewerk-
stelligen. Er habe lange mit sich gerungen, 
aber nun nehme auch er ein Angebot psy-
chologischer Betreuung in Anspruch. Dabei 
werde er zwar erneut mit seinen Einsatzer-
lebnissen konfrontiert, aber die Behandlung 
helfe ihm sehr: „Man muss sich seinen 
Ängsten stellen.“   ●

KARSTEN DUSTIN HOFFMANN, 
Politikwissenschaftler und freier 
Publizist, leistete von 1996 bis 1997 
Wehrdienst im Marinefliegergeschwader 
3 in Nordholz. Seine freiwillige Meldung 
zu UNO-Auslandseinsätzen blieb 
unberücksichtigt. Heute ist er darüber 
froh. post@karstendustinhoffmann.de

 »Die reden, 
wir sterben.«

Oberstleutnant a. D. 
Andreas Timmermann-
Levanas
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Experten sind in unübersichtlichen 
Zeiten eine gefragte Spezies. 
Schließlich müssen zahllose Fern-
sehtalkrunden irgendwie besetzt 
werden, und auch die Kollegen aus 
den Printmedien adeln ihre Artikel 
gerne mit der Kompetenz von Fach-
leuten. Dumm nur, dass die Verant-
wortlichen häufig Hochstaplern auf 
den Leim gehen – oder zu bequem 
sind, die Motive der Befragten  
zu prüfen.  //  TEXT //  JAN-PHILIPP HEIN
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M
achen Sie mal den Test: Wenn Sie die 
Begriffe Parteien, Diäten und Selbstbedie-
nung hören, denken Sie an … Na? Genau: 
Hans Herbert von Arnim, der mal als 

Parteienforscher und mal als Verfassungsrechtler 
anmoderiert wird. Oder denken Sie an diese drei 
Begriffe: Krise, Absatzmärkte, Automobilbranche. Na? 
Die Synapsen küssen sich und landen bei … Bingo! 
Ferdinand Dudenhöfer, Professor für Betriebswirt-
schaftslehre und Automobilwirtschaft. Letzter Versuch: 
Revolution, Mubarak, Putsch. Sie haben es erraten: 
Hamed Abdel-Samad, ägyptischstämmiger Politologe.

Journalisten haben in den vergangenen Jahren 
zwei wesentliche Erfahrungen machen müssen: 

1. Uns wird nicht mehr alles geglaubt. Denn der 
nächste echte Experte sitzt nur einen Mailaccount 
entfernt und nimmt unsere Geschichten und ver-
meintlichen Analysen in den Kommentarspalten unter 
den Texten genüsslich auseinander. 

2. Wenn wir uns selbst das Expertenwissen be-
schaffen und einen Experten anrufen, sparen wir uns 
viel Arbeit, Zeit und oft langweilige Sekundärliteratur.

Und das ist der Deal. Wir schenken ihm die Bühne, 
er uns seine Expertise. Dumm nur, wenn wir Hoch-
staplern auf den Leim gehen oder zu bequem sind, die 
Motivation unserer ausgelagerten Gehirne zu prüfen. 
Hans Herbert von Arnim, Ferdinand Dudenhöfer und 
Hamed Abdel-Samad wissen genau, wovon sie spre-
chen. Doch das ist längst nicht immer der Fall. Und 
wenn Experten Ahnung haben, müssen sie nicht 
unvoreingenommen sein. Deshalb hier die überflüs-
sigsten Experten, die es geschafft haben, Journalisten-
lieblinge zu werden:

Thilo Bode ist Chef der sich selbst als Verbrau-
cherschutzorganisation verstehenden NGO „Food-
watch“. Die „Essensretter“ plante Bode 2001 am Reiß-
brett. „Untersuchung zur Machbarkeit einer 
unabhängigen Verbraucherschutzorganisation – Ar-
beitstitel: ,Foodwatch‘“ stand auf dem Deckblatt der 
Blaupause. Darin heißt es: „Diese Organisation erhebt 
[…] jedoch nicht den Anspruch, alle Verbraucher zu 
repräsentieren, sondern sie tritt nur für bestimmte, 

klar definierte Interessen der Verbraucher ein und will 
den Teil, eine Minderheit, organisieren, der sich damit 
eindeutig identifiziert.“ Ein Elitenprojekt also. Weiter 
heißt es im Text: Ein gutes Beispiel seien Umweltver-
bände, die mit einer relativ geringen Mitgliederzahl, 
jedoch gut organisiert „ein wesentliches Gewicht in 
der politischen Debatte gewonnen haben“. Gelernt ist 
halt gelernt. Bode war mal Chef der deutschen Green-
peace-Sektion. Foodwatch funktioniert mittlerweile 
ebenfalls als gut geölte Empörungsmaschine, vor der 
Nestlé und andere Lebensmittelkonzerne durchaus 
Angst haben. Jede noch so kleine Pressemitteilung von 
Foodwatch wird von den Leitmedien der Republik 
begeistert und ohne einen Hauch Distanz verbreitet. 
Thilo Bode ist also zweifellos einer der führenden 
Kampagnendesigner des Landes. Seltsamerweise wird 
er jedoch als Lebensmittel- und Ernährungsexperte 
und nicht als Lobbyist in eigener Sache in Talkshows 
eingeladen und zu Interviews gebeten.

Hannes Jaenicke ist Deutschlands nervigste und 
lauteste Ein-Mann-NGO. Als solche gibt er eine in ein 
Buch gepresste Schrift heraus, die den Titel „Die große 
Volksverarsche — Wie Industrie und Medien uns zum 
Narren halten“ trägt. Und der Einzige, der durchblickt, 
ist Jaenicke als Chef der Organisation. Kostprobe aus 
dem Vorwort: „Können wir wirklich nichts mehr 
kaufen, essen, anziehen, ohne unsere Gesundheit oder 
Umwelt zu gefährden und die Machenschaften von 
skrupellosen Konzernen und deren Managern zu 
unterstützen?“ Sie sehen also: Die Lage ist ernst. Wie 
gut, dass der Schauspieler Jaenicke, der in Filmen wie 
„Love Trip – Ehe mit Hindernissen“, „Sex oder Liebe“ 
und „Ein Date fürs Leben“ mitspielte, uns die Augen 
öffnet. Sein umfassendes Hintergrundwissen bezüglich 
der Weltläufte und des abgrundtief bösen Kapitalismus 
hat Jaenicke womöglich beim Dreh des Films „Will-
kommen im Krieg“ erworben. Für Frank Plasberg & Co. 
Grund genug, ihn öfter einzuladen. Was sagt Jaenicke 
selbst übers Fernsehen? „Kinder, die exzessiv dem 
Fernsehprogramm frönen, neigen im Erwachsenenal-
ter zu aggressivem, unsozialem Verhalten; und bei 
jungen Männern, die wöchentlich mehr als zwanzig 

THILO BODE

DIE NEUNMAL	 KLUGEN
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Stunden vor der Glotze hängen, wurde eine deutlich 
verringerte Spermienkonzentration festgestellt.“

Fernsehköchin Sarah Wiener bedient dieselbe 
Nische wie Jaenicke und sagt auf die Frage, was sie 
empöre, Sätze wie: „Dass dem wirtschaftlichen Wachs-
tum und der Gewinnmaximierung alles andere unter-
geordnet wird: Mitmenschlichkeit, Gerechtigkeit, 
Freiheit und Solidarität – obwohl wir längst begriffen 
haben, dass Wachstum endlich ist.“ Ökonomin oder 
Betriebswirtin ist Sarah Wiener freilich so wenig wie 
gelernte Köchin. Dass der „ewige Konsum“ uns nicht 
„glücklicher, reifer oder gesünder“ mache, beruht auf 
ihren Beobachtungen. Vielleicht flüstert der Frau mal 
jemand, dass es auch etwas mit der Qualität der Le-
bensmittel zu tun hat, dass wir immer älter werden. 
Das wäre eine gute Aufgabe für den nächsten Sitznach-
barn in einem der vielen Talkformate, in welche die 
Österreicherin als TV-Köchin häufig eingeladen wird.

Solide Talkerfahrungen hat auch ein weiterer 
Österreicher vorzuweisen. Christian Felber firmiert 
bei Wikipedia als „Autor und Referent zu Wirtschafts- 
und Gesellschaftsfragen“. Kein Wunder. Denn schließ-
lich ist er Mitgründer der Austria-Dependance von 
Attac. Das reicht Journalisten in der Regel schon locker, 
jemanden zum Ökonomie-Experten zu adeln. Felber 
ist aber auf Nummer sicher gegangen und hat noch 
einen doppelten Boden eingezogen, indem er ein 
Projekt namens „Demokratische Bank“ initiierte. Die 
Titel seiner Bücher lassen auf fundierten ökonomi-
schen Sachverstand schließen: „Retten wir den Euro!“, 
„Die Gemeinwohl-Ökonomie – Das Wirtschaftsmodell 
der Zukunft“ oder „Kooperation statt Konkurrenz – 10 
Schritte aus der Krise.“ Sein Wissen erwarb Felber bei 

seinen Studien der Philologie, der Politikwissenschaf-
ten sowie der Psychologie und Soziologie.

Seit gefühlt 350 Jahren sitzt im ARD-Morgenmaga-
zin ein weißhaariger Mann, der auch wie ein „Grand-
seigneur“ anmutet, und erzählt den schlaftrunkenen 
Zuschauern von den neuesten Sensationen aus der 
wundersamen Welt der Rechtsprechung. Auch die 
ZDF-„Drehscheibe“ greift auf den Journalisten Wolf-
gang Büser zurück. Wer vor Jahren Unterstützung 
beim Mittagsschlaf brauchte, schaute sich Büser als 
Experten der Gerichtsshow „Streit um Drei“ im Zwei-
ten an. Was wenige wissen: Büser hat sich keine Sekun-
de seines Lebens als Jurist betätigt oder Jura studiert, 
diesseits der Mattscheibe dürfte er laut Rechtsdienst-
leistungsgesetz überhaupt nur engen Verwandten 
oder Freunden Rat in juristischen Fragen erteilen – 
und auch das nur unentgeltlich. Merkwürdig ist außer-
dem seine Leidenschaft fürs Detail: Büser vermeldet 
laufend, was Amtsgerichte bei Nachbarschaftsstreitig-
keiten oder Auseinandersetzungen mit Versicherern 
entscheiden. Für die Betroffenen sind das mitunter 
existenzielle Fragen, für die Verbraucher an den Fern-
sehschirmen sind die Kleinode der Juristerei meist 
irrelevant, da sie keine Wirkung über die Einzelfälle 
hinaus entfalten – erst höchstrichterliche Entscheidun-
gen betreffen alle ähnlich gelagerten Fälle, die sich 
noch auf dem Weg durch die Instanzen befinden.

Neben Experten ohne Expertise ist eine andere 
Spezies Fachleute dauerhaft und gebührenfinanziert 
in unseren Wohnzimmern präsent: echte Koryphäen, 
die aus einleuchtenden Gründen weniger an neutraler 
Aufklärung der Zuschauer als an der Verbreitung ihrer 
politischen Agenda interessiert sind. 

CLAUDIA KEMFERTCHRISTIAN FELBER
MICHAEL SAILER

MICHAEL LÜDERS

„Viel Fantasie 
und wenig 

seriöse 
Recherche.“
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Das 1977 aus der Anti-Atomkraft-Bewegung her-
vorgegangene Öko-Institut wird stets angefragt, 
wenn das Thema Kernenergie die Debatten be-
herrscht. Seine letzte Blütephase hatte der Laden also 
im Frühjahr 2011 anlässlich der Reaktorkatastrophe 
von Fukushima, die sich infolge des Tsunamis ereigne-
te. Praktisch am Öko-Institut: Die zweifellos fachkundi-
gen Spezialisten des Hauses servieren genau das, was 
eine atomhysterische Nation wie Deutschland – Sie 
erinnern sich: Tiefkühlfisch, der vor dem Unglück 
gefangen wurde, wollte niemand mehr kaufen – haben 
möchte. Das Gesicht der Freiburger Institution ist 
Michael Sailer. Der „Atomexperte“ kam in den Tagen 
nach Fukushima nicht mehr zur Ruhe und wurde im 
„Brennpunkt“, der „Tagesschau“, im „Heute Journal“, 
bei „Frontal 21“ und am laufenden Band bei Phoenix 
verhört. Kernbotschaft: Japan habe gezeigt, dass Atom-
kraft nicht beherrschbar sei und Deutschland deshalb 
so schnell wie möglich aussteigen müsse. Sein Insti-
tutskollege Christian Küppers verarztete damals 
parallel die Printlandschaft. Als „Reaktorexperte“ hielt 
er Frankfurter Rundschau, das Handelsblatt und das 
Hamburger Abendblatt auf dem Stand der Dinge.

Eine Frage an die Branchenkollegen aus den 
Sportressorts: Würden Sie einen Spielerberater, der ein 
Dutzend Kicker bei mehreren Bundesligavereinen 
betreut, als unbefangenen Experten zur Lage der 
Vereine oder der ganzen Liga interviewen? Wohl eher 
nicht, oder? Niemand würde Ihren Kronzeugen ernst 
nehmen, schließlich muss er morgen wieder Geschäfte 
mit den Vereinsbossen machen. Und damit sind Sie, 
liebe Kollegen vom Sport, Ihren Kollegen, die sich um 
Außenpolitik kümmern, weit voraus. Die haben näm-

JAN-PHILIPP HEIN ist Journalist aus dem kleinsten 
Bundesland der Welt. Expertenwissen hat er sich in 
langwierigen Studien als Kunde der Bremer 
Gastronomie erworben. Er schreibt regelmäßig für 
Focus und ist Kolumnist mehrerer Tageszeitungen. 
redaktion@libmag.de

lich keine Skrupel, regelmäßig mit dem „Nahostexper-
ten“ Michael Lüders wie oben beschrieben zu ver-
fahren — egal ob ARD, ZDF oder Deutschlandradio.

Wer Lüders das Mikrofon vor die Nase hält, ihn aus 
dem Radiostudio anruft oder in einen Talkshowsessel 
schubst, erfährt, dass Despoten, Autokraten und 
Terroristen nicht immer ganz so schlimm sind, wie 
man so denken würde. In Lüders’ Nahem Osten ist nur 
einer stets der Bösewicht: Israel. Die iranische Führung 
kann dagegen jederzeit mit Nachsicht rechnen. Das 
könnte damit zu tun haben, dass zur Ein-Mann-Firma 
des Orientinsiders noch ein weiteres Profitcenter zählt, 
das sich „Nahostberatung“ nennt. Auf Lüders' Website 
lernen wir, dass es nicht immer einfach sei, in der 
Region Fuß zu fassen: „Persönliche Kontakte und 
kulturelles Know-how sind entscheidend, um im 
Wettbewerb mit anderen Anbietern zu bestehen. 
Diesen Vorteil garantiert Ihnen die Nahostberatung 
von Michael Lüders.“ Sylke Tempel, Chefredakteurin 
der Zeitschrift Internationale Politik, die von der Deut-
schen Gesellschaft für auswärtige Politik herausgege-
ben wird, attestierte Lüders nach der Lektüre seines 
Buchs „Iran: Der falsche Krieg“: „viel Fantasie und 
wenig seriöse Recherche“. 

Als Professorin für Energieökonomie und Nachhal-
tigkeit weiß Claudia Kemfert eine ganze Menge über 
das deutsche Gigaprojekt „Energiewende“. Nicht nur 
das macht sie in den Redaktionen äußerst beliebt. 
Kemfert kann druckreif formulieren und ist in Talk-
shows für jeden Streit zu haben. Wo immer sie auftritt, 
bricht die Leiterin der Abteilung Energie, Verkehr und 
Umwelt am Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) eine Lanze für die Ökostrombranche. 
Und das ist das Problem. Die „Expertin“ tritt nicht als 
neutrale Begleiterin der Energiewende auf, sie ist eine 
lautstarke Vorkämpferin. Wer auf die Schattenseiten 
des größten planwirtschaftlichen Projekts, das in 
Deutschland seit dem Zusammenbruch der DDR 
versucht wird, hinweist, wird verlässlich abgekanzelt. 
Höhepunkt der Journalistenverehrung Kemferts war 
eine Überschrift in der Frauenzeitschrift Brigitte: „Wie 
lebt die Frau, die alles weiß?“ Wenn wir das wissen 
wollten, würden wir eine „Society-Expertin“ befragen. 
Wollen wir aber nicht.   ●

WOLFGANG BÜSER
CHRISTIAN KÜPPERS
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G
äste zu bekochen war früher einfacher. Heute muss man 
zunächst bei jedem Eingeladenen nachfragen, welcher 
Diät oder Ernährungslehre er anhängt. Die Antwort „Ich 
esse alles“ fällt immer seltener. Wer dies über sich sagt, 

gerät leicht in den Ruf, ein oberflächlicher Typ zu sein, ein Simpel 
ohne Grundsätze. Die Zeiten sind vorbei, als es genügte, mit Rück­
sicht auf muslimische oder jüdische Freunde, kein Schweinefleisch 
aufzutischen und höchstens noch bedenken zu müssen, dass unter 
den älteren Gästen womöglich Diabetiker sind. Wenn sich heute 
das gebildete Mittelschichtsmilieu deutscher Großstädte um einen 
Esstisch versammelt, ist mindestens ein Vegetarier dabei und einer, 
der es für einen Akt globaler Zerstörung hält, irgendwas zu sich zu 
nehmen, was nicht biozertifiziert ist.

Irgendwie fühle ich mich an die 70er-Jahre erinnert. Damals war 
es in der akademischen Jugend von ungeheurer Wichtigkeit, 
welcher linken Sekte man angehörte. Wer stramm maoistisch 
gepolt war, hasste die Undogmatischen mehr als den Klassenfeind. 
Adorno-Jünger und Trotzkisten zelebrierten ihre intellektuelle 
Gelehrsamkeit. Und für die Anarchos waren alle anderen sowieso 
bereits etablierte Säcke. Eine gemischte Tischrunde wäre undenk­
bar gewesen. Auch der beste Koch hätte die weltanschaulichen 
Gräben nicht zuschütten können. Zumal damals gutes Essen eine 
untergeordnete Rolle spielte. Billiger Rotwein und ein Topf Spaghet­
ti reichten aus, um einen Abend in fröhlicher Runde zu verbringen.

Aus heutiger Sicht wirkt der ideologische Starrsinn der damali­
gen Zeit bizarr. Selbst wenn man teilgenommen hat, weiß man nicht 
mehr so recht, worum es bei manchen der doktrinären Debatten 
eigentlich ging und wieso sie so furchtbar wichtig waren. Wer sich 
zurückversetzen möchte, der muss nur mit Veganern diskutieren. 
Deren Überzeugungen glühen mindestens ebenso heiß wie die 
junger Linker von einst. 

Weltanschauung wird heute nicht mehr durch die Auswahl der 
Bücher im Regal und der Poster an der Wand demonstriert, 
sondern auf dem Teller. Das Essen ist zur geistigen Selbst­
vergewisserung geworden. Es definiert, wie man gesehen werden 
will und was man seinen Mitmenschen mitzuteilen hat. Ludwig 
Feuerbachs berühmter Satz, „Der Mensch ist, was er isst“, gilt mehr 
denn je, nur anders, als der Philosoph es meinte. 

Warum ist das so gekommen? Zunächst einmal sind weltan­
schauliche Nahrungstabus nichts Neues. Von den heiligen Kühen 
der Hindus bis zum freitäglichen Fischgericht der Christen gibt es 
kaum eine Religion, die nicht mit ein paar Essensvorschriften auf­
wartet. Das dient der Abgrenzung von den Ungläubigen und Falsch­
gläubigen. Wir essen anders! 

Wo es um Religion geht, ist das schlechte Gewissen nicht weit. 
Man denke nur an den langen Kampf der Aufklärer und Huma­
nisten für selbstbestimmte Sexualität. Es ist noch kein halbes 
Jahrhundert her, da gab es noch den Kuppeleiparagrafen, Homo­

Weltanschauung  
auf dem Teller

// TEXT // MICHAEL MIERSCH  //   ILLUSTRATIONEN // BERND ZELLER
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sexualität war kriminell, Masturbation krankhaft und es war 
schamlos zu behaupten, Frauen hätten ein Bedürfnis nach lust­
voller Erotik. Fromme Menschen definierten ihre geistige Haltung 
darüber, dass sie diese Tabus befolgten und es auch von anderen 
verlangten. Die weniger Frommen setzten sich beherzt darüber 
hinweg und prangerten die Unmenschlichkeit der Sittenstrenge an.

Das schlechte Gewissen, das einst Jugendliche plagte, wenn sie 
die Hände nicht über der Bettdecke halten konnten oder vor der 
Ehe miteinander schliefen, beschleicht sie heute beim Essen: Fett 
ist Sünde, Zucker frivol und McDonald’s obszön. Wer nicht auf alle 
tierischen Produkte verzichtet, ist aus Sicht von Veganern moralisch 
einem Mörder gleichzusetzen. 

Doch es kommt noch ein anderer Impuls hinzu: die generelle 
Tendenz, Ernährung zur Identitätsstiftung zu benutzen. Es reicht 
nicht mehr, wenn Essen gut schmeckt. Es muss das richtige Essen 
sein. Ernährungslehren haben die Rolle politischer Ideologie über­
nommen. Während der eine nichts essen will, was von einem Tier 
stammt, will sich die andere von „inneren Schlacken“ befreien. Ob 
man der Detox- oder der Paleo-Diät anhängt, ist mindestens so 
wichtig geworden wie einst die Frage, ob Marcuse oder Wilhelm 
Reich den richtigen Weg weist. Keine Frauenzeitschrift ohne eine 
neue Wunderdiät auf dem Titel, und in den Buchhandlungen wach­
sen die Regale mit Ratgebern zur bestmöglichen und moralisch 
einwandfreien Nahrungsaufnahme. Manche Menschen betrachten 

ihre Verdauung als Selbstoptimierungsprojekt, an dem sie unent­
wegt arbeiten müssen. Die Diätindustrie wurde dadurch zu einem 
bedeutenden Wirtschaftszweig. 

Zum Glück isst die Mehrheit der Bevölkerung entspannter als 
die Hipster in den angesagten Vierteln der Großstädte. Umfragen 
und Konsumstatistiken zeigen: Manche Ernährungslehren, die in 
der medialen Öffentlichkeit Dauerthema sind, haben im wirklichen 
Leben kaum mehr Anhänger als studentische Ideologien der 70er-
Jahre. Der Anteil von Bioprodukten am Gesamtumsatz von Lebens­
mitteln liegt 13 Jahre nach Renate Künasts „Agrarwende“ immer 
noch bei etwa 4 Prozent. 20 Prozent in zehn Jahren, war damals das 
Ziel. Eine Studie der Universitäten Göttingen und Hohenheim kam 
2013 zu dem Ergebnis, dass weniger als 0,5 Prozent der deutschen 
Bevölkerung vegan leben. Aber diese 0,5 Prozent ziehen ganz schön 
viel Aufmerksamkeit auf sich. Auch darin gleichen sie den Student­
en der 70er-Jahre.   ●

MICHAEL MIERSCH ist Ressortleiter Forschung bei Focus, Autor, Dokumentarfilmer 
und Mitbegründer des Autorenblogs Die Achse des Guten (www.achgut.de). Website: 
www.maxeiner-miersch.de miersch@libmag.de

BERND ZELLER arbeitet als Cartoonist, Autor, Satiriker und Maler vorzugsweise in 
Jena. Während des Jura-Studiums hat er sich mit der rechtsstaatlichen Verfassung 
und der Aufklärung angefreundet. zeller@libmag.de
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Montagsdemos 
Auf der Suche nach der verlorenen Wut kann ein Besuch am Branden-
burger Tor helfen. Denn die dort abgehaltenen Montagsdemos  
sind ein probates Mittel gegen ideologisches Burn-out. Peace off.

I
ch spüre einen umwerfenden 
Überdruss. So eine Art ideologi-
sches Burn-out. Zum Beispiel ein 
Feminist-Burn-out. Sobald ich das 

Gefühl habe, es wird gleich über die 
Gleichberechtigung gesprochen, fliehe 
ich. Die Begriffe, die dann nämlich 
weiter durch den Raum fliegen würden 
und die Diskussionen, deren bekannter 
Ablauf, sind ungefähr so wie die stu-
dentischer Gruppen an Unis: Vier 
Stunden lang reden und am Ende weiß 
keiner mehr, worüber geredet wurde. 

Ich habe auch, und ich glaube das 
wird eine Volkskrankheit, das Anti
semiten-Burn-out. Ich bekomme Juck-
reiz, wenn ich die Namen Sarrazin oder 
Pirincci höre oder lese oder schreibe. Aber 
ansonsten regt sich in mir auch nichts 
mehr. Ich habe meine Wut verloren. Gibt 
es dafür bereits ein Krankheitsbild?

Um überhaupt wieder etwas zu spüren 
in dieser liederlichen Gesellschaft, die sich 
mit tausend Begriffen bewirft wie Kinder 
im Sandkasten, habe ich mich aufgemacht, 
die Montagsdemonstration zu besuchen. 
In Berlin. Am Brandenburger Tor. Ja, so wie 
es sich für Aufmärsche gehört. Gleich 
neben dem Max Liebermann Haus, auf 
dessen Dach Liebermann 1933 die Fackel-
züge strammer SA-Leute beobachtete und 
diesen Kotze-Satz sagte. Hier könnte ich 
meine Wut wiederfinden.

Hier in der einen Ecke sind eindeutig 
ein paar Glatzen zu sehen, etwas weiter 
Muttis in Wallewallekleidern, die ein 
Transparent hochhalten, auf dem ein 

Peace-Zeichen zu sehen ist. Wenn das 
Frieden ist, dann will ich Krieg, denke ich. 
Ich freue mich über den warmen Ekel, der 
sich in mir ausbreitet. Leute, die glücklich 
sind, das kommt auf Demos aber nicht so 
gut an. 

Wir kommen von unten“, schreit der 
österreichische Anführer (schon wieder?) 
vom Podium und beginnt einen an die 
„Finanzmärkte“ und „Israel“ gerichteten 
Hass-oder-Gerechtigkeitshiphop. „Von 
ganz ganz ganz ganz unten“, höre ich 
hinter mir die rettende Stimme von Frank 
Künster, dem berühmten Türsteher 
Berlins. „Menschen sind vielschichtige 
Wesen“, ruft es nun von einem zotteligen 
Typen von der Bühne. „Ja, nur sind die 
nicht anwesend“, sagt Künster, und ein 
bisschen Ruhe kehrt ein – wenn nicht gar 
Wut.  ●

Saison 
1 9 8 7/ 8 8

Skandal – Kondomwerbung im Fußball! Nur 
Fußballexperten wissen, dass auch der FC 08 
Homburg zur Riege der ehemaligen Bundes-
ligavereine gehört. Schlagzeilen machte der 
saarländische Club auch weniger durch 
sportliche Höchstleistungen. In der Spielzeit 
1987/88 sorgte der neue Trikotsponsor des 
Vereins für Aufregung. Die Saarländer prä-
sentierten sich mit dem Firmenlogo eines 
Kondomherstellers und kassierten dafür die 
nach heutigen Verhältnissen unfassbar nied-
rige Summe von 200.000 D-Mark. Für den 
Deutschen Fußball-Bund (DFB), der ansons-
ten mit Alkohol- und Glücksspielwerbung nie 
ein Problem hatte, war das ein Verstoß gegen 
„Ethik und Moral“ – wohlgemerkt zu einer 
Zeit, in der eine breit angelegte Aufklärungs-
kampagne die Benutzung von Kondomen 
empfahl. Kurzum: Der DFB verweigerte die 
erforderliche Zustimmung zu dem Sponso-
ren-Deal. Gerhard Mayer-Vorfelder, seinerzeit 
Vorsitzender des DFB-Ligaausschusses, wur-
de daraufhin scharf kritisiert. Der damalige 
FDP-Sprecher Lothar Mahling sagte, es sei 
kaum zu erwarten gewesen, „dass der selbst-
ernannte Tugendwächter Mayer-Vorfelder 
über seinen kleinbürgerlichen Schatten sprin-
gen würde“. Entschieden wurde der Streit 
vom Landgericht Frankfurt am Main. Die 
Richter hielten Kondome für nichts Unan-
ständiges und schrieben dem DFB ins 
Stammbuch, seine Entscheidung sei „offen-
sichtlich willkürlich“. Die ganze Affäre brach-
te dem Kondomhersteller viel kostenlose 
Publicity – dem Verein half sie nicht. Der FC 
Homburg stieg ab, ward in der Bundesliga nie 
mehr gesehen und spielt heute viertklassig in 
der Regionalliga Südwest.

ANDREA HANNA HÜNNINGER,  
Journalistin und Buchautorin, arbeitet 
für FAZ, FAS, Die Zeit und Die Welt. 
2011 erschien ihr Debüt „Das Paradies 
- Meine Jugend nach der Mauer“.
redaktion@libmag.de Fo
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AUTOREN DER FREIHEIT

In Würde sterben
Andreas Döding hat grundsätzlich Verständnis für ein Verbot  
aktiver Sterbehilfe – dennoch hält er eine andere Lösung für sach- 
gerecht. Für seinen Beitrag „Plädoyer für die aktive Sterbehilfe“  
wählten ihn unsere Leser auf libmag.de im Februar zum „Autor der 
Freiheit“. Wir veröffentlichen hier eine gekürzte Fassung.

 E s gibt vermutlich wenige Themen, bei 
denen es so schwierig ist, keine 
dezidierte Position einzunehmen wie 

die Frage nach der Gestaltung des Lebensen-
des und der Frage, wie man mit dem Thema 
„Tötung auf Verlangen“ umgehen sollte

Aktuell positioniert sich CDU-General
sekretär Peter Tauber bereits eindeutig 
dagegen und führt die ideologischen Leit
begriffe zur Diskussion („gewerbsmäßige 
Tötung“) sogleich mit ein. Auch Franz 
Müntefering (SPD), der vor wenigen Jahren 
seine an Krebs erkrankte Frau verloren hat, 
spricht sich gegen aktive Sterbehilfe aus. 
Bundesgesundheitsminister Hermann 
Gröhe (CDU) fordert darüber hinaus eine 
Verschärfung der gegenwärtigen Gesetze, 
indem auch die momentan noch straffreie 
Beihilfe zum Suizid (beispielsweise durch 
Bereitstellung geeigneter Substanzen) 
künftig unter Strafe gestellt werden soll.

Man kann nur hoffen, dass die Debatte 
vor der kommenden Novellierung des 
entsprechenden Gesetzes nicht zu einem 
Glaubenskrieg ausartet, sondern an der 
Vernunft orientiert geführt werden wird. 

Natürlich, die großen, grundsätzlichen 
und prinzipiellen Positionen haben immer 
etwas für sich. Das trifft auf den ersten Blick 
auch auf ein Totalverbot des assistierten 
Sterbens zu. Die grundsätzlich verbietende 
Position ist ihrem Wesen nach einfach. Sie ist 
darüber hinaus in diesem Fall vermutlich 
auch aus der christlichen Ethik heraus zu 
begründen, und jeglichem Missbrauch wird 
zunächst einmal ein Riegel vorgeschoben. 

Allein, dieser Ansatz malt die Welt in 
Schwarz und Weiß, und das geht oft genug 
am Menschen vorbei.

„Die Würde des Menschen ist unantast-
bar“, lautet der erste Artikel des Grundgeset-
zes. Wer wollte dem widersprechen? Bein-
haltet Menschenwürde aber nicht auch den 
(berechtigten) Wunsch nach einem würde-
vollen Lebensende? Und hat Würde nicht 
auch wesentlich etwas mit Selbstbestimmt-
heit zu tun?

Sicher, als 1949 die Väter des Grundge-
setzes diesen Satz nicht nur unter dem 
Eindruck des millionenfachen Mordes an 
den europäischen Juden formuliert haben, 
sondern auch wenige Jahre nach den unsäg-
lichen, als „Euthanasie“ euphemistisch 
verbrämten Morden an körperlich und 
geistig Behinderten, werden sie dabei sicher 
nicht an irgendeine Form des assistierten 
Sterbens gedacht haben. Aber ist denn das 
hunderttausendfache, man verzeihe die 
drastische Wortwahl, elende Krepieren in 
deutschen Krankenhäusern und Pflegehei-
men menschenwürdig? Ich meine: nein.

Die grundsätzlich verbietende Haltung 
von CDU-General Tauber ist zwar einfach, 
wird den Menschen jedoch nicht gerecht, 
weil die Idee des „sich Kümmerns“ um die 
Menschen auf Kosten ihrer Autonomie geht.

Es ist ja schließlich auch heute so, dass 
sich Todkranke suizidieren. Nur dass dies 
eben aus Sorge, zu früh aufgefunden zu 
werden, im Elend, in der Einsamkeit, des 
Nachts auf irgendwelchen Bahngleisen, 
Parkplätzen oder anderswo passiert. Und in 

aller Regel können sich die zum Freitod 
Entschlossenen aus Furcht, ihre Angehöri-
gen könnten in schwere Gewissenskonflikte 
geraten, nicht einmal von ihnen verabschie-
den. Das Argument Münteferings, den 
Innsbrucker Bischof Peter Scheuer zitierend, 
die Menschen sollten „an der Hand, nicht 
durch die Hand“ von Menschen sterben, 
nimmt sich vor dem Hintergrund dieser 
tausendfachen Tatsache merkwürdig aus.

Eine menschenwürdige Lösung wird 
komplizierter ausfallen müssen. Für welche 
Krankheiten und in welcher Krankheits
phase soll Töten auf Verlangen zugelassen 
werden? Eine Positivliste also, aber wer stellt 
diese nach welchen Kriterien zusammen? 
Wie hoffnungslos muss die medizinische 
Prognose sein? Und den nicht einwilligungs-
fähigen Kranken wird man damit freilich 
auch nicht gerecht; sie werden den quäleri-
schen Kelch weiterhin bis zur Neige leeren 
müssen.

Umgekehrt kann der Staat sich natürlich 
nicht zum Handlanger Suizidaler degradie-
ren lassen. Dass es durchaus möglich ist, 
vertretbare Lösungen jenseits der Extrem-
positionen zu finden, hat die Novellierung 
der „Abtreibungsparagrafen“ 218 und 219 
StGB gezeigt. Es gibt eine Fristen-, Indika-
tions- und Beratungslösung, die niemandem 
ganz, aber den meisten halbwegs gerecht 
wird, und mit der dieses Land nun seit 
Jahren ganz gut lebt.

Vielleicht ist das eine Blaupause für die 
nun anstehende Debatte und Gesetzgebung 
zum Thema aktive Sterbehilfe?  ●

Z U R  P E R S O N

ANDREAS DÖDING ist Stammautor von 
„Zettels Raum“ und arbeitet als nieder­
gelassener Psychotherapeut in eigener 

Praxis in Schmallenberg/Sauerland. 

Mehr zu den Autoren der  
Freiheit unter libmag.de

53liberal  3.2014



Herr Pfaller, wann haben Sie sich zum letzten Mal 
in Ihren bürgerlichen Freiheiten eingeschränkt 
gefühlt?
Meine eigenen Lieblingsbeschäftigungen sind ver-
gleichsweise überschaubar und werden wohl nicht als 
erste zum Gegenstand der nächsten Verbotswellen 
werden. Aber man sollte sich politisch nicht nur für die 
Dinge engagieren, die einen persönlich betreffen. Bei 
all den aktuellen Verboten und Bevormundungen steht 
ja nicht nur das jeweils Persönliche der Leute auf dem 
Spiel, sondern auch etwas Allgemeines: ihr Status und 
ihre Würde als mündige, erwachsene Menschen, die 
durchaus in der Lage sind, kleine Unannehmlichkeiten 
im öffentlichen Raum zu verkraften, ja vielleicht sogar 
Freude daraus zu gewinnen. Vieles, was wir persönlich 
nicht unbedingt wollen, lassen wir uns ja oft mit Freu-
de gefallen, wenn wir in guter Gesellschaft sind – zum 
Beispiel manche Sportübertragungen im Fernsehen. 
Die aktuellen Verbote zerstören die Geselligkeit der 
Menschen; sie nehmen ihnen die Möglichkeit, die 
Erfahrung zu machen, dass sie dank der Gesellschaft 
mehr Freude empfinden können als alleine. 

Sie sind Mitbegründer der Initiative „Mein Veto“, 
die sich gegen die zunehmende Beschneidung 
bürgerlicher Freiheiten und die Bevormundung 
durch den Staat richtet. Also etwa gegen ein Ver­
bot von Mentholzigaretten oder Alkohol auf öf­
fentlichen Plätzen. Wieso sind Ihnen diese The­
men wichtig?
Bei „Mein Veto“, einer österreichweiten Initiative, die 
von der Werbeagentur Ecker und Partner gegründet 

„Wir werden immer 
     mehr wie  
   Kinder behandelt.“

Komfortverzicht. Armutsheroisierung. Genussverachtung. 
Deutsches Gutmenschentum breitet sich in Europa aus. Jute 
statt Kaschmir, Kartoffelkultur statt Haute Cuisine, lauwarmes 
Leitungswasser statt kühlspritzigem Champagner: „Ich habe 
keinen Porsche, und das ist auch gut so.“ Wer Freude hat, ist 
verdächtig. Und damit die Leute lernen, was für sie gut ist, gibt 
es immer mehr Vorschriften und Verbote. Das Erschreckende 
daran: Niemand wehrt sich – Verbotsfanatiker haben auch 
noch Zulauf. Weil doch dann alles so schön gleich ist. Der 
Wahlwerbespruch heißt nicht mehr „Freiheit statt Sozialis-
mus“, sondern „grauer Einheitsbrei statt bunter Individualität“. 
Brüssel verbietet inzwischen nicht nur 100-Watt-Glühbirnen, 
sondern auch Staubsauger, die zu stark Staub saugen. 
Behörden behandeln Menschen wie Kinder. Aufmucken ist 
unsolidarisch. Der österreichische Philosoph Robert Pfaller 
hat dazu seine sehr eigene Meinung. In liberal sagt er, was er 
denkt: über die Lächerlichkeit des Brüsseler Beamtenappara-
tes und amerikanische Freiheitsdefizite.

 //  INTERVIEW //  OLIVER JEGES //  FOTOS //  JEFF MANGIONE
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wurde, war ich nur einer der ersten Unterstützer. 
Inzwischen habe ich zusammen mit Alexandra Ötzlin-
ger eine weitere, EU-weite Initiative gegründet – sie 
heißt „Adults for Adults“. Wir versuchen, Bewusstsein 
für das Problem zu erzeugen, dass staatliche Behörden 
Individuen immer mehr wie Kinder behandeln und 
ihnen Dinge vorschreiben, die sie gut selbst regeln 
können. Zugleich lassen diese Behörden auf der ande-
ren Seite entscheidende Dinge ungeregelt – etwa die 
Vereinheitlichung der Steuer- und Sozialsysteme in der 
EU oder die Besteuerung von Finanztransaktionen.

In den allermeisten Regionen der USA gilt ein 
Verbot des Alkoholkonsums in der Öffentlichkeit. 
Die USA gelten trotzdem als freiheitsliebendes und 
offenes Land. Wo ist also das Problem, wenn das 
nun auch in Deutschland oder Österreich so ge­
handhabt würde?
Wer eine Weile in den USA gelebt hat, weiß, dass dort 
nicht allein die soziale Sicherheit der Menschen, son-
dern auch ihre Freiheit und persönliche Würde keine 
allzu hoch gehandelten Güter darstellen. Elfjährige 
Kinder, die man beim Doktorspielen ertappt, und 
ausländische Spitzenpolitiker, für die die Unschuldsver-
mutung gilt, führt man in Handschellen vor. Und nir-
gends sitzt ein so großer Bevölkerungsanteil im Gefäng-
nis wie in diesem Land. Der Mangel an unterstützenden 
und fördernden staatlichen Einrichtungen führt hier 
sichtlich zu einer Ausweitung von repressiven staatli-
chen Maßnahmen. Eine ähnliche Entwicklung zeichnet 
sich auch in Europa ab. Man kürzt den Leuten die 
Sozialleistungen, dafür gibt man ihnen immer mehr 
Verbote, Vorschriften und Warnungen.
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Warum darf die Droge Alkohol verkauft werden, 
Drogen wie Hasch oder Kokain aber nicht?
Weil wir eine jahrhundertealte Kultur des Alkohol
genusses haben. Auch der Gebrauch anderer Genuss-
mittel wie Haschisch oder möglicherweise auch Kokain 
hat sich inzwischen in vielen Subkulturen der west
lichen Welt zu einer kulturellen Praxis entwickelt; 
darum muss man ihm das Recht auf Anerkennung als 
öffentliche Geste vielleicht nicht länger versagen. 
Lächerlich und bedenklich finde ich nur die in 
manchen westlichen Ländern bereits beobachtbare 
Tendenz, das Zigarettenrauchen zu verbieten, das 
Haschischrauchen dagegen zu erlauben. Mein Ein-
druck ist, dass man das Selbstbestimmte, Nachdenk
liche, Rebellische, das der adoleszenten Tabakkultur 
anhaftet, zerstören will, während dafür das Harmlose, 
Weltflüchtige des Haschischkonsums durchaus poli-
tisch willkommen ist.

Da Sie offensichtlich kein Befürworter von 
Alkoholverboten sind, befürworten Sie im Um­
kehrschluss die Liberalisierung härterer Drogen?
Mit gefährlichen Substanzen sollte man so umgehen 
wie mit dem Glücksspiel: mit Bildung staatlicher Mono-
pole. Die Leute, die solche Dinge brauchen, sollen sie 
auf legalem Weg bekommen können, anstatt gezwun-
gen zu sein, sich in die Kriminalität zu begeben. Nur auf 
diesem Weg kann man ihnen auch Beratung und Hilfe 
zur Verfügung stellen.

Beim Handel und Konsum von Marihuana fühlt 
sich doch niemand beeinträchtigt, nur weil der 
Staat es nicht erlaubt. Die Menschen tun es, ob es 

der Gesetzgeber will oder nicht. Was sind Verbote 
wert, wenn sie in der Praxis relativ einfach um­
gangen werden können und obendrein kaum 
geahndet werden? 
Sie haben völlig recht. Wie man am Alkoholverbot 
während der amerikanischen Prohibitionszeit sehen 
kann, senkt es den tatsächlichen Konsum nicht. Man 
darf aber nicht übersehen, dass es neben dem Konsum 
mancher Dinge auch eine Kultur für sie gibt: Kultur des 
Alkoholgenusses, Tabakkultur etc. Es gibt an diesen 
Praktiken also etwas Öffentliches – zum Beispiel, dass 
es früher zum guten Ton gehört hat, bei eleganten 
Anlässen zu rauchen, weil man dadurch ruhiger, ent-
spannter und mondäner wirkt. Man hat so etwas nicht 
allein für sich selbst getan, sondern vor allem auch den 
anderen zuliebe. Mit der Zerstörung der Öffentlichkeit 
dieser Genusskulturen wird in der Gesellschaft das 
Bewusstsein zerstört, dass das Glück des anderen auch 
mein Glück ist. Die Bevormundungs- und Verbotswelle 
produziert eine gewaltige Entsolidarisierung in der 
Gesellschaft. Der andere wird grundsätzlich nur noch 
als Beeinträchtigung und Gefahr dargestellt, und der 
Staat nur noch als notwendiger Separationsapparat 
gegenüber diesem gefährlichen anderen. 

Warum empfinden viele liberale Menschen einen 
„Veggie-Day“ in Kantinen als Einschränkung ihrer 
Freiheit, die Anschnallpflicht im Auto aber nicht?
Vermutlich weil sie zu Recht einsehen, dass sie das 
Risiko eines Aufpralls individuell nicht abfedern kön-
nen, das Risiko des individuellen Fleischessens aber 
schon.

Ab wann geht der Gesetzgeber in Ihren Augen 
einen Schritt zu weit und dringt in einen Bereich 
ein, der ihn nichts angeht?
Dort, wo er aufhört, mündige Staatsbürger als erwach-
sene Menschen mit einer ihnen eigenen Würde zu 
behandeln. Dort, wo er teilvernünftige Prinzipien wie 
Sicherheit, Gesundheit, Umweltschutz oder Kosteneffi-
zienz verabsolutiert. All diese Dinge sind ja für die 
Menschen da und nicht umgekehrt. Ihretwegen dürfen 
wir uns nicht das gute Leben zerstören. Und wenn wir 

Wenn wir alles nur noch der  
Gesundheit opfern müssen, 
dann ist das nicht einmal gesund.
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alles nur noch der Gesundheit opfern müssen, dann ist 
das nicht einmal gesund.

Brüssel macht sich durch zunehmend absurde 
Regelungen immer unbeliebter bei den aufgeklär­
ten Citoyens. Man denke nur an das Glühbirnen­
verbot und andere Ökodesignrichtlinien, wie etwa 
die Staubsaugerdrosselung, Schockbilder auf 
Zigarettenschachteln oder die Seilbahnverord­
nung, die per Strafandrohung auch von berglosen 
Regionen wie Berlin oder Brandenburg umgesetzt 
werden muss. Ist die EU Ihrer Meinung nach trei­
bender Motor oder lediglich Opfer eines Zeitgeis­
tes, der immer mehr Verbote und Vorschriften 
hervorbringt? 
An diesen Lächerlichkeiten wird ein politisches Prob-
lem der EU sichtbar: nämlich dass ihre Gesetzesinitia-
tiven nicht von der Regierung, sondern von der Beam-
tenebene ausgehen. Diese Sachbearbeitertypen stürzen 
sich mit Vorliebe und Überengagement auf Details in 
vermeintlich unpolitischen Bereichen wie Umwelt oder 
Gesundheit. Dabei werden aber einerseits die tatsächli-
chen Prioritäten vernachlässigt. Und andererseits 
strömen durch das Schlupfloch des vermeintlich 
Unpolitischen die Interessen sehr mächtiger Lobbys 
und Konzerne, wie zum Beispiel der Pharmaindustrie 
oder der Krankenversicherungen, herein. So wird in 
sehr heiklen Fragen jegliche demokratische Entschei-
dungsfindung umgangen. Wie wir bei der Bologna-
Reform der Universitäten gesehen hat, neigen die 
nationalen europäischen Regierungen dazu, sogar 
unverbindliche Empfehlungen der EU-Kommission wie 
einen Marschbefehl diskussionslos durchzuwinken.  

Darf in einer freiheitlichen Demokratie ein Staat 
oder eine Institution überhaupt unser Verhalten 
steuern?
Der Staat muss dort, wo es unterschiedliche Interessen 
gibt, Regeln schaffen, damit es nicht zu Mord und 
Totschlag kommt. Außerdem hat er dafür zu sorgen, 
dass die Menschen sich ein menschenwürdiges Leben 
leisten können und Zugang zu Ressourcen wie sozialer 
Sicherheit, Altersvorsorge und Bildung haben. Er hat 
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sie aber nicht zu irgendeinem vermeintlich guten oder 
moralisch richtigen Leben zu zwingen. 

Was raten Sie Menschen, die sich von jener 
Verbotskultur erdrückt fühlen? Wie kann man in 
einer Gesellschaft, die  jeden Lebensbereich 
normieren will, Bezirke der Freiheit wahren?
Da immer mehr Leuten diese Tendenzen als unange-
nehm bewusst werden, bin ich zuversichtlich, dass sie 
auch die richtigen Antworten finden werden: den 
politisch Verantwortlichen deutlich signalisieren, dass 
man sich das nicht gefallen lässt. Sie dazu zwingen, 
dass sie sich den tatsächlichen Prioritäten zuwenden, 
anstatt uns durch lächerliche Pseudopolitik zu gängeln. 
Den öffentlichen Raum gegen das modische Schüren 
von Empfindlichkeiten aller Art verteidigen und in 
Erinnerung Rufen, dass erwachsene Menschen mehr 
sind als eine Summe von Privatinteressen und Weh-
wehchen: dass sie in der Lage sind, über ihre individu-
ellen Schranken hinauszuwachsen und das Glück und 
die Freiheit des anderen auch als eigenes Glück und 
eigene Freiheit zu erleben.  ● 

57liberal  3.2014



Let’s start to answer
 it by taking a brief look 

at the history of 
planet Earth.

what do 
PEOPLE have 
to do with it? 

good 
question! 

But if the climate is 
always changing then 
what’s different 

THIS TIME?

14

CartoonIntrotoClimateChange.indb   14 4/11/14   2:38:23 PM
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DER WIRTSCHAFTS-
WITZENSCHAFTLER
Die Ökonomie gilt gemeinhin als eher trockenes Sujet. Der Amerikaner Yoram  
Bauman beweist, dass es rund um das Thema Wirtschaft doch einiges zu lachen gibt.  
Er selbst bezeichnet sich als weltweit einzigen Stand-up-Economist – und feiert  
als solcher große Erfolge an Elite-Unis und in der Werbung.  //  TEXT //  CHRISTINE MATTAUCH

B
eim Ökonomen Edmund Phelps 
klingelt das Telefon. „Mein Name 
ist Adam Smith, und ich bin von 
der Nobelstiftung“, sagt eine 

Stimme. „Ha, ha, ha“, entgegnet Phelps. Der 
Anrufer beginnt sich zu entschuldigen: 
„Mein Name ist eine furchtbare Last für 
mich.“

Yoram Bauman hält einen Moment inne. 
Wieso lacht hier keiner? Wissen die in 
Princeton etwa nicht, wer der Vater der 
Volkswirtschaftslehre ist? Er legt sich noch 
einmal ins Zeug, lässt seine Arme wirbeln 
und verrät die Pointe: Es ist gar kein Witz, 
sondern ein echter Dialog aus dem Jahr 
2006, als Phelps den Nobelpreis für Wirt­
schaftswissenschaften erhielt und ein Mann 
namens Smith die frohe Botschaft über­
mittelte. Nun, endlich, kichern alle, und 
Applaus setzt ein. Ein paar Studenten 
trommeln sogar auf den Holzstühlen der 
ehrwürdigen Guyot Hall.

Ökonomie gilt als humorloses Fach – 
doch Bauman beweist, dass es trotzdem 
etwas zu lachen gibt. Der schlaksige Brillen­
träger ist der weltweit erste und einzige 
Stand-up-Economist, so jedenfalls seine 
Eigenwerbung. Seit fast zehn Jahren 
amüsiert er Kollegen, Studenten und 

Manager mit Witzen über den Homo oeco­
nomicus, über Keynesianer und Monetaris­
ten und die Methodengläubigkeit der Zunft. 
„Das Fach ist kompliziert und trocken ge­
nug“, findet Bauman, „ich will eine Brücke 
zum Alltag bauen.“ 

Dabei kann sein Publikum sicher sein, 
dass das, worüber es lacht, fundiert ist, denn 
Ökonom ist der 40-Jährige tatsächlich. 2003 
promovierte er an der University of Wa­
shington in Seattle, mit einer Dissertation 
über den Einfluss von Umweltpolitik auf 
Innovation. Danach schlug er sich mit Lehr­
aufträgen und Assistenzjobs durch. „Mit 
meiner akademischen Karriere wollte es 
nicht so recht vorangehen“, gesteht er frei­
mütig. Das komische Fach lag ihm mehr. 
Jedenfalls kann er heute von seinen Parodi­
en gut leben. Er wird von Universitäten und 
Unternehmen gebucht, tritt in Werbespots 
auf und verfasst Cartoons. Seine Videos sind 
Hits – mehr als eine Million Mal wurden sie 
im Internet abgerufen. 

„Der Unterschied zwischen Volks- und 
Betriebswirten? Die einen behaupten, dass 
Unternehmen ihre Gewinne maximieren, 
die anderen tun es“ – so geht einer von 
Baumans Sprüchen. Er selbst macht gern 
sein eigenes Ding, auch wenn das anstren­
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Was ist an Ökonomie so komisch?
Etwas wird komisch, wenn man mit 
Klischees spielen kann. Zu den Stereoty­
pen über Ökonomen gehört, dass sie nur 
mit Geld beschäftigt sind und auf eine 
sonderbare Weise rational. Ich persifliere 
das, indem ich sage: Ein Ökonom ist 
jemand, der seine Kinder nicht verkaufen 
will, weil er denkt, dass sie später mehr 
wert sind. Darüber müssen die Leute 
lachen, selbst wenn sie gar nicht viel von 
Ökonomie verstehen.

Die Protagonisten des Fachs gelten 
nicht gerade als Ausbund von Fröh-
lichkeit.
Das ist wahr und gibt Witzen über sie eine 
besondere Würze. 

Könnte es der Zunft helfen, wenn sie 
etwas humorvoller wäre?
Ich glaube schon. Ökonomie ist eine 
wichtige Wissenschaft, und es ist schade, 
dass wir das so zudecken mit viel Mathe­
matik und einem Jargon, den außer uns 
keiner versteht. Viele Leute finden des­
halb keinen Zugang, obwohl sie sich 
wünschen, mehr über die Materie zu 
wissen. Wenn sie den Weg über Humor 
gehen können, fällt ihnen das viel leichter. 

Wie packen Sie das an?
Zum Beispiel habe ich eine Reihe von 
Witzen über Nobelpreisträger, deren 
Namen viele Leute schon mal gehört 
haben – John Nash, Paul Krugman, Joseph 
Stiglitz. Ich packe nicht zu viel Informati­
on hinein – schließlich ist es eine Come­
dy-Show, keine Vorlesung. Aber ich bilde 
mir ein, so etwas wie Motivation zu bieten 
– wenn die Leute interessiert sind, infor­
mieren sie sich woanders weiter. So 
funktionieren auch meine Cartoons. 

„�WITZE KÖNNEN HELFEN,  
WIRTSCHAFT ZU VERSTEHEN“
Stand-up-Economist Yoram Bauman  
über die amüsanten Seiten der Ökonomie 

gender ist, als Vorlesungen zu halten. Um in 
Princeton aufzutreten, ist er sechs Stunden 
von seiner Heimatstadt Seattle nach New 
York geflogen, nimmt dann die Vorortbahn 
in die kleine Universitätsstadt in New Jersey. 
Er trägt eine blaue Jeans und eine petrolfar­
bene Windjacke und wirkt noch leicht 
verschlafen. Sein Tag ist vollgepackt mit 
Auftritten an der Eliteuniversität, doch erst 
einmal steht eine Videoaufnahme mit Grady 
Klein an, dem Zeichner seiner Cartoons.

ENJOY CAPITALISM

Der wartet schon an dem winzigen Bahnhof 
von Princeton: beige Jeans, schwarzer Pulli, 
Sonnenbrille. Schlaksig wie Bauman und 
humoristisch auf der gleichen Wellenlänge: 
„Wie geht es deinen bezaubernden Kin­
dern?“ „Oh, sie sind bezaubernd.“ Seit 2009 
arbeiten sie zusammen, und ihre Cartoonbü­
cher zur Einführung in die Makro- und 

Gibt es einen Ökonomen, dessen Arbeit 
Sie besonders gut ausschlachten können?
Es gibt keinen speziellen Ökonomen, über 
den ich mich lustig mache. Ich nehme eher 
die Zunft aufs Korn – ihre Art zu denken, ihre 
Studien. Ich habe ein Papier gefunden, das 
ernsthaft untersuchte, ob Finanzinnovatio­
nen die Konjunkturzyklen dämpfen – kurz 
bevor 2008 der Finanzsektor zusammen­
brach und die größte Rezession seit der 
Weltwirtschaftskrise verursachte. Es gibt 
auch Ökonomen, die absichtlich witzige 
Sachen verfassen. Paul Krugman zum Bei­
spiel schrieb in den 70er-Jahren eine Studie 
zum Handel mit Außerirdischen. So etwas ist 
großartiges Material.

Was macht einen Witz zu einem guten 
Witz?
Witze ähneln Geschichten. Und genauso wie 
bei Geschichten scheint es oft vorhersehbar 
zu sein, wie sie enden. Ein Trick besteht 
darin, die Zuhörer zu täuschen und mit einer 
vollkommen unerwarteten Pointe zu überra­
schen. Ich probiere aus, ob ein Witz funktio­
niert. Die Comedy-Regel lautet: Wenn du 
einen Witz bei drei unterschiedlichen Gele­
genheiten erzählst und keiner lacht, musst 
du ihn begraben. Selbst wenn du denkst, 
dass er gut ist.

Was ist Ihr Lieblingspublikum?
Ich bin ein paar Mal vor Akademikern aufge­
treten, die keine Ökonomen waren – Natur­
wissenschaftlern zum Beispiel. Sie sind 
intellektuell sehr gut in der 
Lage, meinen Humor zu 
erfassen, und haben starke 
Vorurteile gegenüber 
Ökonomen. Das sind gute 
Voraussetzungen, um 
über meine Witze 
lachen zu können. 

„Vater,  
ich komme  

von der  
Angebots-

seite!“
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CHRISTINE MATTAUCH, freie Journalistin 
in New York, hat selten so viel gelacht wie 
bei dieser Recherche. Auch sie studierte 
einst Ökonomie, an der Universität zu 
Köln. Dabei ging es allerdings 
vollkommen humorlos zu. Leider!
redaktion@libmag.de

Mikroökonomik werden von vielen Studen­
ten intensiver studiert als die offiziellen 
Lehrbücher. Es gibt sie inzwischen in zwölf 
Sprachen; ein Band ist unter dem Titel „Mit 
einem Comic zum Wirtschaftsweisen“ auch 
auf Deutsch erschienen.

Im Juni kommt ihr drittes Buch heraus, 
ein Comic über den Klimawandel, aus öko­
nomischer Perspektive. „Die Instrumente 
der Ökonomie und die Dynamik des Kapita­
lismus sind das Beste, um die Umwelt zu 
schützen“, sagt Bauman, und das ist zur 
Abwechslung ganz ernst gemeint. In jeder 
Comedy-Show verwendet er ein paar Minu­
ten, um für sein Konzept zu werben: Kohlen­
dioxidsteuern rauf, Unternehmen- und 
Einkommensteuern runter. Eigentlich ganz 
einfach. Wird aber trotzdem nicht immer 
verstanden. Im konservativen Arizona 
gratulierte ihm ein Zuhörer: „Der Witz über 
die Klimasteuern war der komischste.“

In der Regel aber funktioniert Baumans 
Humor quer durch das politische Spektrum. 
Umweltaktivisten buchen ihn ebenso wie 
Unternehmen. Eine Schweizer Bank ließ ihn 
für einen Auftritt vor 60 Führungskräften 
sogar zu einem Chalet am Matterhorn 
einfliegen. Dafür zieht Bauman dann auch 
schon mal ein Jacket an. Doch meist ist seine 
Bühnenkleidung minimalistisch: Jeans und 
ein groß kariertes Hemd. Das reißt er irgend­
wann im Lauf der Show auf, und ein knallro­
tes T-Shirt mit dem Schriftzug „Enjoy capita­
lism“ kommt zum Vorschein. „80 Prozent 
Baumwolle und 20 Prozent Ironie“, kom­
mentiert er. 

Kurze, einfache Gags braucht er im 
Repertoire, damit Zuhörer nicht aussteigen, 
die rein gar nichts von Ökonomie verstehen. 
Andere Witze sind anspruchsvoll und nur 
mit Vorwissen zu verstehen. Etwa wenn 
Bauman seine fiktiven Lieblingskochbücher 
vorstellt: „Rational Eggs-pectations“ von 
Robert Lucas, „Iss mehr, wiege weniger“ von 
Arthur Laffer und „Langfristig gesehen, 
verlieren wir alle an Gewicht“ von John 

Maynard Keynes. Ein paar Witze sind so 
insiderisch, dass Bauman sie nur bei der 
amerikanischen Ökonomenvereinigung AEA 
vorführt. 

Einen seiner größten Lacherfolge erzielt 
er regelmäßig, wenn er die Welt in Rechte 
und Linke einteilt – und Libertäre in beiden 
Lagern ortet. „Die rechten Libertären wollen 
die Freiheit, Waffen zu benutzen. Die linken 
Libertären wollen die Freiheit, Drogen zu 
nehmen. Beide Flügel wollen die Kranken­
versicherung für Rentner abschaffen. Was 
völlig logisch ist, denn keiner von ihnen wird 
älter als 65.“ 

WERBEFILME FÜR FORD

Eine Schlüsselrolle für die Karriere des 
Komikers spielte Gregory Mankiw. Der 
Starökonom aus Harvard hat „Zehn ökono­
mische Prinzipien“ formuliert, über die 
Bauman eine Vorlesung halten musste. Er 
begann sie zu persiflieren, einfach aus Spaß. 
Es folgten Auftritte im Freundeskreis. Als 
Mankiw ein Video von der Parodie sah, 
stellte er es in seinen populären Blog – und 
machte den Stand-up-Economist damit 
schlagartig in der Zunft bekannt. Es scheint, 
dass Ökonomen doch mehr Humor haben 
als gemeinhin angenommen. Oder sind sie 
nur gute Marketer? „Mankiw setzt meine 
Videos heute auch ein, um den Verkauf 
seiner Lehrbücher anzukurbeln“, sagt 
Bauman schmunzelnd.

Finanzkrise und Rezession haben seinen 
Erfolg eher noch befördert, denn das Be­
dürfnis vieler Menschen, sich mit Ökonomie 
zu befassen, hat zugenommen. Auch er 
selbst habe seine Lehre aus der Krise gezo­
gen, erzählt er im ratternden Vorortzug: 

„Wenn mich Banker anheuern, bestehe ich 
auf Vorkasse. Man weiß ja nicht, ob es das 
Institut morgen noch gibt.“ War das jetzt ein 
Witz oder nicht? Bauman verzieht keine 
Miene, doch seine Augen funkeln. 

Längst ist er als Komiker eine Marke 
– was sich auch daran zeigt, dass ihn der 
Autohersteller Ford kürzlich für gleich fünf 
Werbespots buchte. Darin doziert Bauman 
über den Trade-off von Sparsamkeit und 
Leistungskraft. Der quirlige Filmbetrieb hat 
ihm gefallen, „eine arbeitsintensive Bran­
che“. Er will sich um Anschlussaufträge 
bemühen, träumt von einem eigenen Agen­
ten in Hollywood. Baumans Frau Laura 
erwartet im August ein Kind, da wären weite­
re lukrative Werbehonorare mehr als will­
kommen.

VERMEINTLICH BROTLOSE KUNST

Die Mahnungen seines Vaters stecken ihm 
noch in den Knochen. Der hatte ihm pro­
phezeit, sein Komödiantentum werde eine 
brotlose Kunst bleiben. Bauman wäre nicht 
Bauman, wenn er das nicht auch in einen 
Gag verwandelt hätte. In dem mahnt der 
Vater: „Yoram, lass das bleiben, es gibt keine 
Nachfrage dafür!“ Und der Jungökonom 
erwidert: „Vater, ich komme von der Ange­
botsseite!“ Das ist, wie Ökonomen wissen, 
eine Anspielung auf den Dauerstreit zwi­
schen Keynesianern und Monetaristen 
darüber, was die Wirtschaft treibt. Doch 
vielleicht hat sich der Dialog ja wirklich so 
abgespielt? In der Guyot Hall in Princeton 
jedenfalls bekommt Bauman viel Beifall 
dafür. Diskussionen mit den Eltern über den 
optimalen Einsatz intellektueller Kapazitäten 
sind auch Elitestudenten vertraut.   ●
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QuarkXPress
Zahlen sind mindestens so geduldig wie Papier. Und selbst wenn Winston Churchill  
den berühmten Satz über selbst gefälschte Statistiken nie gesagt hat, ist Skepsis ange-
bracht. Denn auch heute wird häufig mit kruden Datenspielen Politik gemacht. Zehn  
populäre Milchmädchenrechnungen – und wie sie mit der Wirklichkeit korrespondieren. 

//  TEXT //  WALTER KRÄMER  //  ILLUSTRATI0NEN //   ERNST MERHEIM

F
angen wir mal mit dem Bundes-
präsidenten an. Anlässlich eines 
Treffens mit den Staatsoberhäup-
tern Italiens und Polens sagte 

Gauck unter anderem (vermutlich als Höf-
lichkeitsgeste den polnischen Teilnehmern 
gegenüber):

„Polen sind fleißiger als Deutsche“.

Laut OECD-Statistik leisten Polinnen und 
Polen tatsächlich pro Jahr im Durchschnitt 
1.937 Stunden Erwerbsarbeit, die Deutschen 
dagegen nur 1.413 Stunden. Aber diese Statis-
tik erfasst nur Personen, die auch tatsächlich 
einer Erwerbsarbeit nachgehen. Das waren 
etwa im Jahr 2011 in Deutschland 76 Prozent, 
in Polen jedoch nur 65 Prozent aller Bürger 
im Alter zwischen 20 und 64 Jahren. Insbe-
sondere gehen in Deutschland viel mehr 
Menschen als in Polen einer Teilzeitarbeit 
nach, bringen also nur wenige Stunden pro 
Woche in diese Statistik ein. Würde man also 
nur die Vollzeitarbeitskräfte vergleichen 
oder die geleisteten Arbeitsstunden durch 
alle Bürger im erwerbsfähigen Alter teilen, 
ergäbe sich ein völlig neues Bild.

Eine nie versiegende Quelle von Milch-
mädchenrechnungen ist auch unser 
Gesundheitswesen. Hier entstehen und 
verschwinden mehr als zehn Prozent unse-
res Sozialprodukts. Also sollte man erwarten, 

dass hier besonders hohe Anforderungen an 
Rationalität und kühles Nachdenken beste-
hen. In Wahrheit ist genau das Gegenteil der 
Fall. Das beginnt mit dem Klassiker aller 
Klassiker: 

Man könnte durch mehr Prävention das 
Gesundheitswesen preiswerter gestalten.

Aber auch Nichtraucher müssen sterben, 
genau wie Müslifreunde oder Antialkoholi-
ker, und eine per Prävention verhinderte 
Krankheit macht uns leider nicht unsterb-
lich, wie viele Präventionsverliebte offenbar 
zu glauben scheinen, sondern in erster Linie 
doch nur Platz für eine andere.

Ob also die erfolgreiche Prävention einer 
bestimmten Krankheit das Gesundheitsbud-
get als Ganzes entlastet oder nicht, hängt 
davon ab, was billiger ist: die verhinderte 
Krankheit oder die, die man stattdessen 
kriegt. Und da kenne ich einige sehr seriöse 
Modellrechnungen, die bezüglich des rein 
ökonomischen Nutzens von noch mehr 
Prävention zu eher skeptischen Ergebnissen 
gelangen.

Genauso wenig ist die Kostenexplosion 
im Gesundheitswesen eine Folge steigender 
Preise (und ließe sich damit, wie manche 
glauben, durch einen Preisstopp bremsen). 
Die reinen Preise von Gesundheitsgütern 
steigen eher geringer als die Preise anderer 

Güter. Die dennoch unübersehbare Auswei-
tung der Gesamtausgaben ist eine Folge 
steigender Mengen.

Dritte, und letzte Milchmädchenrechnung 
aus dem Gesundheitsbereich:

Mehr Geld für die Gesundheit macht uns 
gesünder. Auch hier ist das Gegenteil der 
Fall. Nehmen wir Nierenversagen. Wir haben 
in Deutschland mit die höchsten Raten an 
Nierenkranken in der ganzen Welt, aber 
doch nicht, weil unsere Medizin so schlecht 
ist, sondern weil sie so gut ist. Hätten wir 
nicht die weltweit vorbildlichen Möglichkei-
ten der künstlichen Blutwäsche für alle, die 
sie benötigen, gäbe es heute bei uns sehr 
viele Nierenkranke weniger. In England 
beispielsweise gibt es nur rund 500 Nieren-
kranke pro eine Million Einwohner, ver
glichen mit mehr als 1.000 in der Bundes
republik. Aber nicht, weil in England diese 
Krankheit seltener auftritt, sondern weil dort 
– allen Fortschritten der letzten Jahre zum 
Trotz – immer noch kaum ein Nierenkranker 
seinen 60. Geburtstag überlebt.

Gehen wir über zur Sozialpolitik und zu 
Milchmädchenrechnung Nr. 5: Studien­
gebühren sind unsozial. 

Schon wieder gilt in Wahrheit das Gegenteil. 
Die Abwesenheit von Studiengebühren ist 
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unsozial. Im aktuellen System zahlt die 
untere Hälfte der bundesdeutschen Einkom-
menspyramide über ihre Steuern mehr in 
den universitären Bildungstopf hinein, als 
sie durch die „kostenlose“ Erziehung ihrer 
Söhne und Töchter wieder herausbekommt. 
Und in manchen „teuren“ Studiengängen 
wie etwa der Medizin, mit gesamten aus 
öffentlichen Mitteln finanzierten Kosten von 
fast 100.000 Euro pro Student, sitzen fast 
nur Kinder reicher Eltern auf den Hörsaal-
bänken. Bezahlen aber müssen alle, auch 
jene Familien, die kein Kind auf eine Univer-
sität schicken. Diese sind die mit Abstand 
größten Nettozahler unserer sogenannten 
„freien“ Hochschulbildung, die die Allge-
meinheit zusammen mit BAföG, Studenten-
kindergeld und öffentlichen Zuschüssen zu 
Wohnheimen jährlich rund 50 Milliarden 
Euro kostet. Von diesen 50 Milliarden Euro 
kommt rund die Hälfte aus der Kasse von 
Haushalten, die nicht den geringsten direk-
ten Nutzen davon haben, hatten oder haben 
werden. 

Milchmädchenrechnung Nr. 6: Mieter­
schutz schützt den Mieter.

Um eine Stadt dem Erdboden gleichzuma-
chen, gibt es laut Wirtschaftsnobelpreisträ-
ger Gunnar Myrdal (ein bekennender Sozia-
list) zwei Möglichkeiten: eine Atombombe 
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draufzuwerfen oder die Mieten einzufrieren. 
Ich habe schon in manchen Ländern dieser 
Welt zur Miete gewohnt – in Deutschland, 
Österreich, England, Frankreich, den USA, 
Australien und Kanada. Am schwierigsten zu 
finden und am teuersten zu bezahlen waren 
die Wohnungen da, wo man die Mieter am 
konsequentesten „beschützt“: in Deutsch-
land, Frankreich und in Österreich. Am 
leichtesten zu finden und am preiswertesten 
waren die Wohnungen dort, wo man das 
Wort „Mieterschutz“ nicht kennt, in den USA, 
Australien und Kanada. 

Milchmädchenrechnung Nr. 7: Den 
Arbeitgeberbeitrag zahlt der Arbeitgeber

Den nur in Deutschland sogenannten „Ar-
beitgeberbeitrag“ zur Kranken- und Renten-
versicherung zahlt der Arbeitnehmer selbst, 
ebenso wie er seine Steuern, Mieten, Zinsen, 
Hypotheken oder Pachten selbst zahlt. Denn 
sie sind Kosten der Arbeit, also das, was der 
Arbeitgeber für den Arbeitnehmer zahlt. Für 
ihn gilt: Aufwand = Bruttolohn zuzüglich 
„Arbeitgeberbeiträge“. Welche Etiketten man 
den Komponenten dieses Aufwands auf-
klebt, ist dem Arbeitgeber gleich.

Warum taufen wir nicht die kompletten 
Sozialbeiträge in „Arbeitgeberbeitrag“ um? 
Dann wäre – Hokuspokus Fidibus – die 
Sozialversicherung für die Versicherten 
umsonst! Denn nach herkömmlicher Sicht 
hätten wir jetzt einen Arbeitnehmeranteil 
von null Prozent!

Letztes Thema. Armut und Ungleichheit. 
Fangen wir an mit Milchmädchenrech­
nung Nr. 8: Frauen verdienen weniger als 
Männer. 

Auch wenn Bundesministerin von der Leyen 
im Bundestag das Gegenteil behauptet: die 
unbestritten niedrigeren Verdienste von 
Frauen – im Durchschnitt sind es 23 Prozent 
weniger – müssen keine Konsequenz von 
Diskriminierung sein. Anders nämlich als 
Frau von der Leyen meint, erhalten Frauen 
„für die gleiche Arbeit“ gerade nicht nur 77 
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Prozent des Einkommens von Männern. Sie 
verdienen zwar weniger, aber nicht für die 
gleiche Arbeit. So gehen Frauen häufiger 
einer Teilzeitbeschäftigung nach und arbei-
ten im Vergleich zu Männern häufiger im 
Dienstleistungssektor und seltener im verar-
beitenden Gewerbe, wo die Gehälter höher 
sind.

Eine weitere Milchmädchenrechnung ist 
die Theorie wohlmeinender sogenannter 
„Dependenztheoretiker“, die Armut in der 
Dritten Welt sei eine Folge ihrer 
Ausbeutung durch den reichen Westen.

Hier verkennt man gleichermaßen triviale 
wie zentrale Erkenntnisse: Freiwilliger Han-
del nützt allen Beteiligten, sonst fände er 
nicht statt. Folgerichtig gehören die ehemali-
gen Armenhäuser mit den intensivsten 
Handelskontakten wie Taiwan, Südkorea 
oder Singapur heute zu den reichsten Län-
dern dieser Erde. Die sich dem Handel mit 
dem Westen verweigern, wie Nordkorea 
oder Kuba, bleiben weiter arm. 

Die zehnte, letzte, und für mich 
ärgerlichste Milchmädchenrechnung:

Sie betrifft die Armut in der Bundesrepublik. 
Die will nämlich trotz beispiellosen Wirt-
schaftswachstums nicht verschwinden. Aber 
nur deshalb, weil sie so definiert ist, dass sie 

rein logisch nicht verschwinden kann. Denn 
für den Deutschen Gewerkschaftsbund ist 
jeder elfte Bundesbürger – und jedes fünfte 
Kind in Deutschland – arm. Aber nicht, weil 
sie nichts zu essen oder anzuziehen hätten, 
sondern weil der DGB es so bestimmt.

Nach den Maßstäben der Vereinten 
Nationen gilt als arm, wer weniger als einen 
Dollar täglich zum Überleben zur Verfügung 
hat. Damit ist in Deutschland niemand, 
weltweit aber jeder Fünfte arm.

Der DGB, dem auch die Bundesregie-
rung in ihren Armutsberichten folgt, defi-
niert jene als arm, die weniger als 60 Prozent 
des durchschnittlichen Einkommens zur 
Verfügung haben. Nach dieser Berechnungs-
weise ist Armut praktisch niemals auszurot-
ten. Auch wenn der Sultan von Brunei das 
Einkommen aller Bundesbürger real verdop-
peln würde: der Anteil derjenigen, die weni-
ger haben als 60 Prozent des Durchschnitts, 
bliebe der gleiche wie zuvor. 

Hier mein Radikalvorschlag zur Beseiti-
gung der Armut in Deutschland: Wir neh-
men den Reichen ihre Mehrverdienste weg, 
dann haben alle das Gleiche und die Armut 
ist verschwunden.   ●
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E
rst im vergangenen Spätsommer 
wurde das Projekt „Euro Hawk“ 
von Verteidigungsminister Tho-
mas de Maizière (CDU) zu Grabe 

getragen. Jetzt fehlt allerdings ein Trägersys-
tem für die Spionagetechnik. Eine teure Nach-
richt für Nachfolgerin Ursula von der Leyen 
und die Steuerzahler.

Dass die Rüstungsbeschaffung im Bun-
desverteidigungsministerium hinten und 
vorne nicht funktioniert, ist seit dem Euro-
Hawk-Desaster ein offenes Geheimnis. Perso-
nelle Konsequenzen folgten jedoch nicht, bis 
die Bundesministerin noch im Februar den 
verantwortlichen Staatssekretär Stéphane 
Beemelmans in den einstweiligen Ruhestand 
versetzte. Bei einer Überprüfung der 15 teu-
ersten Rüstungsvorhaben stellte sich heraus, 

dass sich keines dieser Projekte im vorgese-
henen Rahmen bewegte.

Eines dieser Projekte war eine Signalerfas-
sungstechnik mit dem schönen Namen ISIS, 
die ursprünglich in den Euro Hawk integriert 
werden sollte. Dieser bekam keine Fluger-
laubnis, die dafür notwendigen Nachbesse-
rungen wären zu teuer geworden. Zu Beginn 
des Jahres erhielt der Generalinspekteur der 
Bundeswehr, Volker Wieker, nun vier alterna-
tive Vorschläge für Trägersysteme. Pikant an 
den Alternativen sind die Kosten, denn so-
wohl die Montage in einem bemannten Flug-
zeug als auch die Beschaffung und der Um-
bau einer israelischen Heron-TP-Drohne – mit 
gültiger Flugerlaubnis – würden das vorhan-
dene Budget um mindestens 200 Millionen 
Euro übersteigen. In keinem Fall würde auch 

nur eine der Varianten das von der Bundes-
wehr geforderte Fähigkeitsspektrum erfüllen. 
Keine guten Aussichten für ISIS.

Dieses Ergebnis könnte den eingemotte-
ten Euro Hawk wie einen Phönix aus der 
Asche auferstehen lassen. Denn die zusätzli-
chen 200 Millionen Euro entsprechen ziem-
lich genau jenem Betrag, den die Rüstungsin-
dustrie für eine Zulassung des Euro Hawk im 
deutschen Luftraum veranschlagte. Damit 
liegt auch diese Option wieder auf dem Tisch. 
Allerdings schätzte das Verteidigungsministe-
rium die Mehrkosten damals auf 600 Millio-
nen Euro. Doch selbst wenn die Kostenschät-
zung zuträfe, wäre das Projekt mit fast 900 
Millionen Euro deutlich zu teuer. 
Fazit: Projekt ISIS sofort einstellen!  ● 

Kontakt: info@steuerzahler.de

D A S  P R O J E K T  „ E U R O  H A W K “ – 
U N D  E R  F L I E G T  D O C H ?

IN JEDER AUSGABE VON LIBERAL BELEUCHTEN WIR GEMEINSAM MIT DEM BUND DER STEUERZAHLER 
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Wolf Lotter positioniert sich in 
seinem neuen Buch „Zivilkapita-

lismus“ sowohl gegen diejenigen, 
die den Homo oeconomicus dä-

monisieren, als auch gegen die 
kritiklosen Umarmer des Systems. 

Er meint: „Der Antikapitalismus, 
den ich kenne, ist ein Gefühlsanti-

kapitalismus. Insofern ist er idio-
tisch.“ Wir alle sind Akteure in der 

Welt von Wirtschaft und Kapital 
– vor allem aber haben wir die 

Wahl: Wir können sehr wohl einen 
Kapitalismus gestalten, der uns 

gerecht wird und der gerecht ist. 
„Zivilkapitalismus“ bedeutet, dass 

der verantwortungsvolle Bürger 
sich die Ökonomie aneignet, als 

Ganzes, als Gestaltungsmittel, als 
Instrument zur Weltverbesserung. 

Von der Ohnmacht zur Markt-
macht des Einzelnen – dafür strei-

tet dieses Buch, aus dem liberal 
einen Auszug bringt. 

KAP I TA L I SMUS
RE LOADED
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I
mmer mehr gut Ausgebildete, Informierte, Selbst-
bewusste entscheiden sich gegen die Fürsorglich-
keit, gegen das Leben in der Erziehergesellschaft. 
Sie verteidigen ihre Freiheit. 

Bei der Verteidigung der Freiheit, so hat es der Öko-
nom Friedrich von Hayek gelehrt, gibt es „keine Zweck-
mäßigkeitserwägungen“ – Freiheit ist das Einzige, das wir 
„unbeugsam, dogmatisch und doktrinär“ verteidigen 
müssen. Auch das gehört zur Grundhaltung der Zivilge-
sellschaft. Es ist wenig sinnvoll, mehr Autonomie und 
Entscheidungsfähigkeit zu fordern, wenn man nicht 
bereit ist, dafür mehr zu geben als ein bisschen Engage-
ment und ein paar gute Worte. Davon, dass der Mensch 
im Mittelpunkt steht, wird heute viel geredet. Doch das 
im neuen Managementsprech beliebte Wort „Freiraum“ 
ist meist nur eine Ausflucht. Der Wirtschaftsethiker 
Rupert Lay hat in seinem Buch „Kommunikation für 
Manager“ folgenden Satz geschrieben: „Wir leben in einer 
Zeit unverantworteten Geschwätzes.“ Bei anderer Gele-
genheit hat Lay darauf hingewiesen, „dass das Reden von 
Freiheit anstatt des Gebens von Freiräumen […] ein 
beliebiges Manipulationsinstrument pseudodemokrati-
scher Diktaturen“ sei. Mit inflationärem Freiheitsge-
schwätz lässt sich alles legitimieren, einschließlich härte-
rer Gesetze, Regeln und Ausgangssperren – schließlich 
muss man ja die Freiheit auch schützen, nicht wahr? Was 
dabei herauskommt, ist allerdings nichts anderes als eine 
subtile Form der Freiheitsberaubung.

Lassen wir uns kein X für ein U vormachen. Solange 
ein Mensch materiell abhängig ist, kann er sich das 
Gerede von der Freiheit an den Hut stecken. Auch wer 
am Tropf sozialer Zuwendungen hängt, ist nicht unab-
hängig. Sozialhilfe macht abhängig. Ein beliebtes, aber 
dabei eben immer „beliebiges Manipulationsinstrument“ 

im Sinne Lays ist auch das heute so populäre Werte-
Beschwören in Unternehmen und Organisationen. Statt 
zu handeln redet man lieber, seitenlang, in Seminaren, 
Druckschriften, penibel kontrollierten Verhaltenscodi-
zes, die von bürokratischen Besserwissern exekutiert 
werden – und die nichts weiter sind als eine weitere 
Form der Freiheitsberaubung. Das erfolgt subtiler, heim-
tückischer als früher, als man robuste Methoden zur 
Unterdrückung seiner Untertanen anwandte. Um sie 
heute zur Räson zu bringen, werden sie mit Pseudofrei-
räumen versorgt. Echte Freiheit wird nicht gewährt, 
denn allein die Gewährung wäre ja ein Zeichen dafür, 
dass es sich um Manipulation handelt.

Man kann sich das ruhig mal merken: Freiheit wird 
nicht gegeben, Freiheit wird nicht gewährt. Freiheit 
nimmt man sich. Sie ist die Folge einer Entscheidung, 
nicht eines Gnadenaktes. Wer in diesen Breiten „Freiheit“ 
sagt, dem wird schnell Gefühlskälte unterstellt – denn frei 
sein bedeutet nach wie vor nicht viel mehr, als einer 
kalten, feindlichen Welt ausgesetzt zu sein. Freiheit wird 
als Bedrohung oder wenigstens als lästig empfunden. 
Das aber gefährdet die Demokratie an ihrer Substanz.

Bei alldem darf man nicht vergessen: Viele lassen 
sich gerne ihre Freiheit rauben, sie helfen sogar dabei 
mit. Sie spielen „Ruf der Freiheit“, so der deutsche Ver-
leihtitel des Films „Free Willy“, der 1993 in die Kinos kam 
und die rührselige Geschichte des Orcas Willy zeigte, der 
als Jungtier gefangen wurde und sein Leben in einem 
Spaß-Zoo fristen muss – bis er durch die beherzte Aktion 
von Tierschützern in die Freiheit des Ozeans entlassen 
wird. Das ist eben Hollywood. Die Wahrheit sieht so aus: 
Der Orca Keiko, der im Film Willy spielt, lebte zeitlebens 
gern und gut in Gefangenschaft. Wegen seiner ungeheu-
ren Popularität formierte sich eine Gruppe namens „Free 
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Willy Keiko Foundation“, die unter enormer medialer 
Anteilnahme für die Befreiung des mächtigen Schwert-
wals kämpfte. Das Tier wurde schließlich freigekauft, in 
den Atlantik gebracht, wo es kurz darauf starb, entkräftet 
durch die verzweifelten Versuche, wieder in die mensch-
liche Obhut zu geraten, an die das Tier seit seiner Geburt 
gewöhnt war. Das spricht nicht gegen die Freiheit, ist 
aber eine Geschichte über falsche Fürsorge, die in Ab-

hängigkeit führt und die wir überwinden müssen. Wir 
alle sind ein wenig Willy. Wir alle lassen uns ökonomisch 
vorführen wie die Kinder, wir brauchen den Spaß-Zoo 
der Konsumgesellschaft und jede Menge Erziehungsbe-
rechtigte, die davon leben, dass sie uns Vorschriften 
machen.

In dieser Welt ist jede Form von Veränderung Ruhe-
störung. Das führt zu diesem so typischen Klima des 
neuen Biedermeiers, das sich seit dem Millennium 
breitgemacht hat. Man mag sich erinnern: Die Hoffnun-
gen der sogenannten New Economy zerstoben an der 
Börse. Es waren selbstbewusste, engagierte, an der Sache 
interessierte Unternehmer, die sich des Internets und 
der neuen Technologien bedienten, um eine neue Wirt-
schaft zu schaffen. Es war ein großer Bruch mit den 
klassischen Karrieren in Konzernen und bei Behörden. 
Man organisierte sich nicht mehr von oben nach unten, 

straff mit Chef und Untertanen, sondern flach und in 
einer sozialen Gemeinschaft, in der die Interessen des 
Einzelnen klar erkennbar zu einem größeren Ganzen 
führen sollten. Die Arbeit und ihre Ziele waren nicht 
entfremdet und über Hunderte Zwischenstufen nicht 
mehr in ihrem Wesen erkennbar, sondern transparent. 
Es war eine neue Form von Wirtschaften entstanden, 
verantwortlicher, zielorientierter. Der große Rückschlag 
kam, als sich das alte Industrie- und Finanzkapital in 
diese hoffnungsvolle Branche drängte. Plötzlich tauchten 
die Bürokraten der alten Ökonomie auf, krempelten sich 
schnell die Hemdsärmel hoch, brachten viel zu viel Geld 
ins Spiel, aber keine Ideen – kurz, sie versuchten, die 
Spielregeln der alten Konzernökonomie in der zivilkapi-
talistischen Welt der New Economy zu etablieren.

Diese unmögliche Verbindung scheiterte – auf den 
ersten Blick. Genauer betrachtet ist aber auch die schein-
bar alte Welt des Industriekapitalismus längst zu einer 
Brutstätte des Zivilkapitalismus geworden. Das gilt für 
Autokonzerne ebenso wie für den schwäbischen Mittel-
ständler. Gut ausgebildete Leute, die sich nicht mehr 
einfach unterordnen, die nicht so leicht beherrschbar 
sind wie noch die Angestellten eine Generation zuvor. 
Diese Intrapreneure haben die Veränderung verstanden, 
sie verlangen mehr Mitspracherecht, mehr Einfluss, 
mehr echte Freiräume – und nicht einfach nur jene 
Hafterleichterungen, die ihnen von den alten Systemen 
gewährt werden. Sie sind die Vorhut der Zivilkapitalisten, 
die im Vormärz der Zivilgesellschaft leben. […]

Die Harvard-Ökonomin Shoshana Zuboff gehört zu 
den Visionären dieser Zukunft eines neuen Manage-
ments, das wenig mit dem Mainstream der Organisation 
zu tun hat. Zuboffs Analyse macht beispielhaft klar, dass 
wir mitten in einer Transformation sind. Am Horizont 
steht ein völlig neues Kapitel des Kapitalismus, bei dem 
die Menschen „haben wollen, was sie sich wünschen – 
und nicht das, was der Markt ihnen bietet“. Wenn der 
alte Kapitalismus nicht damit aufhöre, unsere Bedürfnis-
se kontrollieren zu wollen, wenn er nicht lerne, sie ernst 
zu nehmen und mit uns zu ihrer Befriedigung zu koope-
rieren, dann werde er eben untergehen.

Es geht  

tatsächlich um 

Gleichheit,  

aber eben nicht 

um jene  

Gleichmacherei, 

die sich 

verordnen lässt.
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Zivilkapitalismus ist dieser kooperative Kapitalismus, 
der sich dem alten Herrschaftsgefüge entzieht. Der alte 
Kapitalismus ist wie die alte Politik, der alte Staat, der alte 
Chef, die alten Vorgesetzten, der Gutsherr, der Fürst, die 
ganze alte Macht: Ich weiß schon, was für dich gut ist. Ich 
sorge für dich, weil du es selbst nicht kannst. Paternalis-
mus, Bevormundung, Entmündigung. Welches Primat ist 
da zu fordern? Etwa jenes, bei dem den Leuten, die das 
alte System verbockt haben, nun auch der Aufbau des 
neuen Systems überlassen wird? Doch das geschieht 
ohnehin nicht. Während die alte Welt so tut, als müsse 
sie nur das Altbewährte zum Jahresservice schicken, 
entwickelt sich eine Netzwerkökonomie, deren Teilneh-
mer sich auf Augenhöhe begegnen. Es geht tatsächlich 
um Gleichheit, aber eben nicht um jene Gleichmacherei, 
die sich verordnen lässt.

Das ist der neue Kammerton, unter dem sich ökono-
mische Gemeinschaften bilden. Wir sehen das im World 
Wide Web besonders gut, weil uns das die Technik eben 
nahelegt. Aber die interaktive, kommunikative Ökono-
mie bricht überall aus. Und das ist nicht mehr die banale 
Qualität, wie sie schlichte Meinungsumfragen haben, bei 
denen es Methode hat, dass die Antworten den Fragen 
folgen. „Märkte sind Gespräche“, das ist die Quintessenz 
des Cluetrain Manifesto aus dem Jahr 1999. Rick Levine, 
Christopher Locke, Doc Searls und David Weinberger 
haben darin die Vorzeichen der neuen ökonomischen 
Reformation, des Zivilkapitalismus, klargemacht, in einer 
Klarheit, die erst heute zutage tritt. „Wir sind keine Ziel-
gruppe oder Endnutzer oder Konsumenten“, kann man 
darin lesen, „unser Einfluss entzieht sich eurem Zugriff. 
Kommt damit klar.“

Die alte Wirtschaft kommt damit immer noch nicht 
klar, so wenig wie die Politik, aber die Dinge ändern sich. 
Märkte sind Gespräche, der Markt war nie etwas anderes 
als das. Diese Eigenschaft teilt er mit der Demokratie. Es 
geht um Verhandlungen, immer, aber es geht nicht mehr 
um die Vorherrschaft einer Machtform, ganz gleich, ob 
sie sich als Industriekapitalismus, Managerismus oder 
Politik definiert. Diese Zeiten sind vorbei, und genau 
betrachtet waren sie immer nur ein kleines Zwischen-

spiel. Der kooperative Kapitalismus, den der Cluetrain-
Unterstützer Eric S. Raymond als „Bazar“ versteht, wäh-
rend die Konzernwelt als „Kathedrale“ erscheint, prägte 
die Verhältnisse der Menschen lange bevor es das Wort 
Kapitalismus gab.

Vergessen wir aber nicht: Um Gespräche führen zu 
können, um am Markt teilnehmen zu können, muss man 
erst einmal wissen, dass ein solcher Markt existiert. Und 
man muss eine gemeinsame Sprache sprechen, sich 
verständigen wollen. Das ist die eigentliche Leistung, die 
wir am Anfang des 21. Jahrhunderts erbringen müssen: 
Wir müssen Ökonomie lernen, wir müssen wiederentde-
cken, was der Markt, den wir selbst in die Hand nehmen, 
eigentlich ist. Auch das gehört zum Projekt des Zivilkapi-
talismus dazu. Es ist sogar die Voraussetzung, um über 
eine neue Wirtschaft nachzudenken.   ●

WOLF LOTTER
Zivilkapitalismus
Wir können auch anders

224 Seiten
ISBN: 978-3-570-55231-5
Pantheon, 14,99 Euro
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„Deutsche müssen so hohe Steuern und Abgaben zahlen wie kaum ein anderes Volk. Sogar  
in skandinavischen Sozialstaaten gibt es mehr Netto“ – so und so ähnlich lauteten vor wenigen 
Wochen die Schlagzeilen, als die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit  
und Entwicklung (OECD) ihre aktuellen Zahlen zur Steuer- und Abgabenlast vorlegte. Viele 
Berichte zitierten dabei nur die Werte für einen ledigen Durchschnittsverdiener.  
liberal hat aus der Studie noch einige Zahlen mehr zusammengetragen.

STEUER-WELTMEISTERSCHAFT

Die 34 Mitgliedsländer sind: 
USA, Kanada, Mexiko, Chile, 
Australien, Neuseeland, Japan, 
Korea, Israel, Norwegen, Island, die 
Schweiz und die Türkei sowie 21 der 
derzeit 27 EU-Mitgliedsländer. Dazu 
gehört auch das OECD-Gründungsmitglied 
Deutschland. Mitglied in der EU, jedoch nicht 
in der OECD sind derzeit Bulgarien, Lettland, 
Litauen, Malta, Rumänien und Zypern. Die 
Europäische Kommission nimmt ebenfalls an der 
Arbeit der OECD teil. Mit einem Beitritt Russlands 
wird in den kommenden Jahren gerechnet. 

Die aufstrebenden Wirtschaftsmächte Brasilien, Indien, 
Indonesien, China und Südafrika (BIICS) haben bisher 
noch keine Anträge auf Aufnahme in die OECD 
gestellt. Der OECD-Ministerrat entschied im Jahr 2007, 
dass die OECD mit diesen Ländern eine vertiefte 
Zusammenarbeit anstreben solle, auch im Hinblick auf 
einen möglichen späteren Beitritt. Außerdem 
entschied der Ministerrat, dass Südostasien eine 
Region darstelle, die im Hinblick auf die Gewinnung 
neuer Mitgliedsländer für die OECD von strategischem 
Interesse sei. Programme zur vertieften Zusammen
arbeit werden derzeit entwickelt.

Quelle: Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
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 5  Veränderung der Steuer- und Abgabenlast 2012/2013, Ehepaar, ein 
Durchschnittsverdiener, zwei Kinder

	 -1,5 	 Niederlande, Frankreich

	 Portugal, Neuseeland 	 +1,9

	 -0,2  	 Deutschland

 1  Steuer- und Abgabenlast, Durchschnittsverdiener,  
ledig, kinderlos

	 Belgien	 55,8

	 Chile	 7

	 Deutschland	 49,3 

 2  Steuer- und Abgabenlast, Ehepaar,  
ein Durchschnittsverdiener, zwei Kinder

	 Griechenland	 44,5

	 Neuseeland	  2,4

	 Deutschland	 33,8

 3  Steuer- und Abgabenlast, saldiert mit Sozialleistungen, 
Ehepaar, ein Durchschnittsverdiener, zwei Kinder

	 Griechenland		  29

	 Tschechische Republik	 -7

	 Deutschland		  21

 4  Abgabenlast (Arbeitnehmeranteil), 
Durchschnittsverdiener, ledig, kinderlos

	 Slowenien	 19

	Neuseeland, Australien	 0

	 Deutschland	 17,1
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Stefan Klinkigt, Jahrgang 1956, gehört zu den wenigen bildenden Künstlern,  
die sich offen zum Liberalismus bekennen. Das bringt ihm manchmal Ärger  

ein, was Klinkigt aber gewohnt ist, denn seine Biografie ist die eines widerständigen 
DDR-Bürgers. liberal hat den in Leverkusen lebenden  

Künstler im Hof des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit getroffen  

//  INTERVIEW // BORIS EICHLER  //  ILLUSTRATIONEN // STEFAN KLINKIGT

Sie zeigen offen Ihre Sympathie 
für den Liberalismus, unter ande-
rem bei Facebook und in Blogbei-
trägen. Eine Haltung, die bei 
Künstlern eher selten anzutreffen 
ist. Woran merkt man, dass man 
ein Liberaler ist? 
In meinem Fall ganz sicher durch 
das Eingesperrtsein in einem absur-
den System, das ich zunehmend als 
faschistisch empfunden habe. Später 
dann, als ich im Rahmen meiner Freiberuflichkeit 
über sechs Jahre als Art-Direktor für die Kölner Kom-
munikationsagentur eines Technologiekonzerns tätig 
war, habe ich die Vorteile der freien Marktwirtschaft 
im Vergleich zur sozialistischen Planwirtschaft sehr zu 
schätzen gelernt.   

Nicht wenige DDR-Bürger haben 
wohl ähnlich empfunden, denken 
aber weiterhin, dass der Sozialis-

mus im Prinzip eine feine Sache 
sei – nur eben in der DDR schlecht 
umgesetzt …
Sozialismus, nur falsch gemacht? Nein, 
ich hatte bereits damals den Eindruck: 
Das ist systemimmanent und kein 
Fehler, der sich reparieren lässt. So 
richtig für diese DDR eingetreten bin 

ich ohnehin nur als Kind – ich war ja schließlich ge-
nauso gehirngewaschen wie alle anderen auch. Ich 
glaube, den ersten Bruch hat es für mich im Jahr 1972 
gegeben. Da wurde die gut funktionierende Baufirma, 
die mein Vater 1949 aus dem Nichts geschaffen hatte, 
zwangsverstaatlicht. Er wurde also faktisch enteignet. 

„ICH HABE MIR
MEINE FREIHEIT

ERARBEITET“ 

Ballade vom  
hässlichen Deutschen 

gezeichnet mit  
Stifttablett (digital), 2013
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Turmbau zu Brüssel II
gezeichnet mit  
Stifttablett (digital), 2012
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Dem nunmehr „volkseigenen Betrieb“ erging es in den 
Folgejahren so wie der ganzen DDR: Zum Schluss 
waren nur noch abgewirtschaftete traurige Reste 
davon übrig. 

Heute ein Liberaler zu sein, das heißt, zu einer 
Minderheit zu gehören – vielleicht ist das gerade 
für einen ehemaligen DDR-Bürger eine seltsame 
Sache? 
Meiner Wahrnehmung nach haben viele Menschen 
mit DDR-Vergangenheit sensiblere Antennen gegen-
über Zwangsmechanismen. Und oft auch einen sachli-
cheren Zugang zu Themen, die mit Naturwissenschaft 
und Technologie zusammenhängen. Ich stelle gerade 
im Westen unseres Landes immer wieder fest, wie 
leichtfertig man gegenwärtig mit der Freiheit umgeht 
und alles, was sozialistisch oder ökologistisch ist, toll 
findet. Verbunden mit einer grotesken Sympathie für 
alles, was im Gewand der Gleichheit und Gerechtigkeit 
daherkommt …

… was insbesondere für Künstler gilt?
Ja, die meisten Künstler verorten sich im links-grünen 
Spektrum und wollen natürlich in den Reihen der 

Guten, der Weltverbesserer und Klimaretter stehen. 
Dass sie damit jedoch einer pessimistischen Technolo-
gie- und Fortschrittsfeindlichkeit das Wort reden, 
scheint vielen nicht bewusst zu sein – oder sie leugnen 
es konsequent. Daher ist es in der Tat, was Künstler-
kollegen angeht, recht einsam um mich geworden. So 
einige von ihnen haben über Facebook mitbekom-
men, wie ich politisch denke – und mich entfreundet. 
Ich verfüge über eine naturwissenschaftlich-techni-
sche Ausbildung und bin offen für Naturwissenschaft 
und technologischen Fortschritt – und ich habe kein 
Problem mit Kernenergie und Gentechnik. Damit 
kommen offenbar viele meiner Kollegen nicht klar.

Sie sind Künstler und Bauingenieur. Eine unge-
wöhnliche Kombination. Wie kam es dazu?
Ich hatte vielerlei Studienwünsche: Kartografie, Geolo-
gie oder Geografie, etwas Naturwissenschaftliches. 
Später auch Kunst, aber das wurde eher an mich 
herangetragen. Als Kind habe ich von Eltern und 
Verwandten oft gehört, ich sei doch zeichnerisch 
begabt und solle unbedingt Künstler werden. Aber für 
beide Karrierewege hatte ich in diesem Teil Deutsch-
lands denkbar ungünstige Voraussetzungen: Mein 
Vater war kein Arbeiter, sondern Bauunternehmer. 
Bereits deswegen verfügte ich über den falschen 
Zugangscode für eine akademische Laufbahn. Den 
ersten Ärger gab es, als ich nicht der FDJ beigetreten 
bin. Statt zur Jugendweihe ging ich zur Konfirmation. 
Und ich wollte mich nicht für längere Zeit für die 
Nationale Volksarmee verpflichten lassen. Allein ans 
Abitur zu kommen war deshalb nicht leicht und war 
schließlich nur über den Weg einer „Berufsausbildung 
mit Abitur“ möglich. 

Mit dem Studium hat es dann aber doch geklappt …
Ja, mit einigem Widerwillen studierte ich Bauingeni-
eurwesen an der damaligen Ingenieurhochschule 
Cottbus, der heutigen BTU. Glück im Unglück: An 
dieser Schule gab es eine künstlerische Werkstatt, eine 
Keramikwerkstatt. Dort habe ich meinen künstleri-
schen Lehrer gefunden und quasi ein künstlerisches 

„Für meine 
Person wurde 

eine OPK, eine 
‚Operative 
Personen
kontrolle‘ 

angeordnet. 
Insgesamt neun 

Stasispitzel 
waren auf mich 

angesetzt.“

Tektonische Fragmente VI
Digital Art, 2013
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Mauna Lisa II
Digital Art, 2013
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Ent-Hüllung
verschiedene Hölzer 
(geflämmt), Stahl, Öl- und 
Acrylfarben, 2011 

Zusatzstudium absolviert. Über diesen Weg bin ich 
doch zur Kunst gekommen. Nach meinem Studium 
bekam ich eine befristete Assistentenstelle im Bereich 
Baustoffchemie, sollte dozieren und promovieren. 
1982 sprach mich ein Mitarbeiter der Staatssicherheit 
an und fragte, „ob ich nicht ein wenig mehr für mein 
Land zu tun bereit wäre“. Meine Antwort, für die man 
mir eine zweiwöchige Bedenkzeit eingeräumt hatte, 
war letztendlich „Nein, danke!“. Eine Antwort, die 
Konsequenzen nach sich ziehen sollte. 

Hat man Sie rausgeworfen?
Das nicht. Aber es war plötzlich nicht mehr davon die 
Rede, dass ich einmal die künstlerische Leitung der 
Keramikwerkstatt übernehmen sollte. Es war nicht 
mehr davon die Rede, dass ich die Klasse für Freihand-
zeichnen der später gegründeten Sektion „Architektur 
und Städteplanung“ bekommen sollte. Es war nicht 
mehr davon die Rede, dass die befristete in eine 
unbefristete Stelle umgewandelt werden sollte. Im 
Sommer 1985 stand ich auf der Straße. Ich war zwar 
diplomierter Bauingenieur, fand aber in diesem Be-
reich keinen Job. Also habe ich versucht, mich als 
freischaffender bildender Künstler durchzuschlagen. 

War das in der DDR möglich?
Jedenfalls nicht so wie in Westdeutschland. Unabding-
bare Voraussetzung dafür war die Mitgliedschaft im 
VBK-DDR, dem Verband bildender Künstler. Die wie-
derum erforderte ein akademisches Kunststudium, 
das ich so nicht absolviert hatte. Die einzige Möglich-
keit, die Ausnahmeregelung für „Autodidakten“, habe 
ich damals mehrfach für mich zu reklamieren ver-
sucht – allerdings ohne Erfolg. Nach wiederholter 
Ablehnung meines Aufnahmeantrags wandte ich mich 
schließlich an den Zentralvorstand des VBK in Berlin. 
Dort musste ich im Januar 1986 meine in Cottbus 
zuletzt abgelehnten Arbeiten zur Begutachtung vorle-
gen – eine Veranstaltung wie bei Monty Python. Zu 
Beginn wurde das Statement, das mein damaliger 
Mentor, der Cottbuser Maler Gerhard Knabe, verfasst 
hatte, verlesen und von dem hohen Gremium mit 
lautem Hohngelächter quittiert. Während der Begut-
achtung hatte ich dann vor der Tür zu warten und 
hörte von innen erneut schallendes Gelächter. Nach 
einer halben Stunde rief man mich herein. Der Inhalt 
meiner fein säuberlich sortierten Mappe war über den 

Z U R  P E R S O N

STEFAN KLINKIGT arbeitet seit 1985 als bildender 
Künstler (Maler, Zeichner und Bildhauer). Nach einem 
mehrjährigen Berufs- und Ausstellungsverbot und 
seiner Ausbürgerung aus der DDR im Sommer 1989 
lebt er seitdem im Rheinland. Er ist seit 1993 auch als 
Kommunikationsdesigner tätig – darunter mehrere 
Jahre als Art-Direktor für General Electric 
Deutschland – und darüber hinaus auch als Dozent 
für Gestaltung und Printmedien.
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ganzen Tisch verstreut und sah aus wie ein großer 
Haufen Altpapier. Mit hämischen Worten erklärte man 
mir, dass ich mich nie wieder bei diesem Verband zu 
bewerben bräuchte – egal, was ich noch vorlegen 
könne. Am nächsten Tag stellte ich den Ausreiseantrag 
für meine Frau, meine beiden schon damals gebore-
nen Kinder und mich. 

Hatten Sie Erfolg?
Nein. Uns wurde gesagt, für eine Ausreise gäbe es 
keine gesetzliche Grundlage. Und dann ging der Ärger 
richtig los. Für meine Person wurde – wie ich 
Jahre später durch Akteneinsicht erfahren 
konnte – eine OPK, eine „Operative 
Personenkontrolle“ angeordnet. Insge-
samt neun Stasispitzel waren auf 
mich angesetzt. Zwei davon konnte 
ich später enttarnen, von den ande-
ren kenne ich bis heute nicht die 
Identität – und will es mittlerweile 
auch nicht mehr wissen. Über drei 
Jahre lang hat man immer wieder 
versucht, mich zu provozieren, offenbar 
mit dem Ziel, mich zu einer gesetzwidri-
gen Handlung hinzureißen, um mich 
anschließend ins Gefängnis schicken zu 
können. Aber ohne Erfolg. Aus Rücksicht 
auf unsere Kinder kam Flucht für uns nicht infrage. 
Das waren harte, entbehrungsreiche Jahre, erschwert 
durch ein künstlerisches Arbeits- und Ausstellungs-
verbot. Gelebt haben wir in dieser Zeit von kleinen 
Nebenbeschäftigungen und dem Gehalt meiner Frau. 

Wann haben Sie sich der Bürgerrechtsbewegung 
angeschlossen?
Es war Anfang 1989, als ich mich in der Umweltgruppe 
Cottbus zu engagieren begann. Da machten natürlich 
viele mit, die nicht nur politisch motiviert waren, 
sondern auch ihre Ausreise beschleunigen wollten. Bei 
den Kommunalwahlen im Mai 1989 beteiligte ich mich 
mit anderen Aktivisten der Gruppe an der Stimmen-
auszählung. Laut dem amtlichen Endergebnis gab es in 
Cottbus insgesamt 32 Gegenstimmen – wir hatten allein 
in einem Drittel der Wahllokale über 100 Gegenstim-
men gezählt. Ein paar Tage später entschloss ich mich, 
Strafanzeige gegen unbekannt wegen Wahlfälschung 
zu stellen. „Jetzt holen sie dich ab“, war mein Gedanke 

dabei, aber das war mir nach dieser langen Zeit untäti-
gen Wartens nahezu egal. Kurz darauf bat mich die 
Staatsanwaltschaft Cottbus schriftlich und in unge-
wohnt höflicher Form, dort vorzusprechen. Ziel dieser 
Unterredung war, mich dazu zu bewegen, die Strafan-
zeige zurückzuziehen. Darauf bin ich nicht eingegan-
gen und – siehe da – drei Wochen später lag ein rosa 
Kärtchen mit einer Terminmitteilung bei der „Abtei-
lung Inneres“ im Briefkasten. Dort verkündete man uns 
schließlich, dass unsere Ausreise genehmigt sei. Plötz-
lich ging alles ganz schnell, innerhalb von knapp zwei 

Wochen mussten wir verschwinden. Am 19. Juli 
1989 sind wir mit dem Zug nach West-

deutschland ausgereist. 

Das war gerade vier Monate vor 
dem Mauerfall …
Ja, klar. Freunde fragten mich später 
oft, ob ich mir das alles nicht hätte 
ersparen wollen, wenn wir gewusst 

hätten, dass wenige Monate später 
die Grenzen offen sein würden. Nein, 

habe ich stets darauf geantwortet, ich 
habe mir meine Freiheit erarbeitet; den 
meisten anderen ist sie in den Schoß 
gefallen. Und das hat für mich bis heute 
einen unschätzbaren Wert behalten.

Sie sind im Rheinland gelandet, wo Sie bis heute 
leben. Konnten Sie als Künstler durchstarten?
Überhaupt nicht. Schließlich hatten wir drei Kinder 
großzuziehen. Mir war klar, dass eine künstlerische 
Existenz nicht so leicht aufzubauen sein würde, und 
ich habe schnell begriffen, dass es für einen jungen 
Künstler nicht zielführend ist, mit seiner Mappe unter 
dem Arm Galeristen abzuklappern. Also habe ich 
neben meiner Ateliertätigkeit erst einmal drei Jahre 
lang als Taxi- und Kurierdienstfahrer gearbeitet. 1993 
absolvierte ich eine Umschulung auf Grafikdesign und 
Desktop-Publishing. Anschließend habe ich mich 
gleich als Kommunikationsdesigner selbstständig 
gemacht. Später fing ich an, elektronische Hilfsmittel 
auch künstlerisch einzusetzen, insbesondere die Tools 
für digitale Bildbearbeitung, mit denen man hoch-
komplexe Bildmontagen herstellen kann. Auch das 
digitale Zeichnen mit dem Stifttablett habe ich schließ-
lich für mich entdeckt.   ●

„Als Freiberufler 
habe ich die 
Vorteile der 
freien Marktwirt-
schaft im 
Vergleich zur 
sozialistischen 
Planwirtschaft 
sehr zu schätzen 
gelernt.“

Hefezopf terrible
gezeichnet mit  

Stifttablett (digital), 2013
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V
or dem Mauerfall war die „Rei-
che“, die Reichenberger Straße in 
Kreuzberg, eine der schummrigs-
ten Gegenden Westberlins. Ich 

erinnere mich genau, wie wir in den 80ern 
aus Düsseldorf kommend über die Transit-
strecke nach Westberlin trampten und uns 
herrlich gruselten beim Gang durch die 
morbide Straße mit ihren bröckelnden 
Fassaden. Wie wir in der „Schwarzen Rose“, 
einer düsteren Absturzkneipe, einkehrten, 
um etwas zu Kiffen zu besorgen, ach, es war 
wunderbar existenzialistisch! Dieser Teil 
Kreuzbergs, der frühere Postzustellbezirk  
SO 36, war von der Stadtplanung in den 
60er- und 70er-Jahren regelrecht hingerich-
tet worden. Es sollte eine Autobahntrasse 
entstehen, weshalb man nach und nach 
ganze Straßenzüge entmietete und verfallen 
ließ. Die Autobahn kam aber nicht, dafür 

zogen einkommensschwache Bevölkerungs-
gruppen her. Migranten, vor allem aus der 
Türkei – und aus Westdeutschland: Studen-
ten, Wehrpflichtsflüchtlinge, Lebenskünstler, 
Hippies, Punks.

So entstand hier ein Zentrum der Alter-
nativkultur und eine Hausbesetzerszene. In 
der Reichenberger Straße wurden Ende der 
80er drei Häuser besetzt, eines davon ist 
heute noch ein linkes Hausprojekt, dessen 
Bewohner sich tapfer gegen die Gentrifizie-
rung ihres Kiezes wehren. Die vollzog sich 
hier nämlich mit Riesenschritten, hat gar 
einige Stufen ausgelassen. Ohne den Umweg 
über subkulturelle Galerien, Secondhand
läden und coole Clubs eröffneten hier Bio
läden und Kindertagesstätten, Logopäden 
ließen sich nieder und Heilpraktiker. Die 
Mieten stiegen rasant.

Ausgerechnet in der Reichenberger, an 
der Ecke zur Liegnitzer Straße, manifestiert 
sich auch das plastischste Symbol der Gen-
trifizierung Berlins: Das 2009 fertiggestellte 
„CarLoft Haus“, ein Neubau mit elf Luxuslofts 
zu Preisen von 500.000 bis angeblich 2,5 
Millionen Euro. Hier kann man sein Auto in 
einem Fahrstuhl mit ins Appartement neh-
men, damit es nicht zur Zielscheibe militan-
ter Gentrifizierungsgegner wird. Selbst 
Herbert Grönemeyer soll sich, berichteten 
Lokalmedien, für eine Wohnung interessiert, 
dann jedoch den Gedanken wieder verwor-
fen haben. Um sein Auto muss man sich im 

DER TRAUM 
IST HAUS

Der Berliner Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg ist ein linker 
Stadtbezirk. 75,7 Prozent der Wähler haben sich bei der 
Bundestagswahl 2013 für Grüne, SPD, Linke oder Piraten 
entschieden, die meisten davon für die Linke. Das bürgerliche 
Lager kam auf 17,6 Prozent, davon 2,2 für die FDP. Der Bezirk ist 
zugleich ein Brennpunkt linker politischer Gewalt. Anschläge 
auf Autos, auf Neubauten und Sanierungsprojekte, auf 
Restaurants und Geschäfte des gehobenen Bedarfs – das ist 
Alltag in Friedrichshain-Kreuzberg. Die Anschläge werden von 
den Tätern als Schritte im „Kampf gegen die Gentrifizierung“ 
etikettiert, nicht geringe Teile der Bevölkerung zeigen 
unverhohlen Sympathie für diese „Politik der (Gewalt-)Tat“. 
Bezirksbürgermeisterin und Bezirksverordnetenversammlung 
schweigen. Und selbst außerhalb Berlins scheinen Brandsätze 
auf Luxusappartements oft als „Kreuzberger Folklore“ 
verstanden zu werden. Für Außenstehende ist das alles schwer 
zu verstehen. Deshalb haben wir mit Ivo Bozic (Mitherausgeber 
der linken Wochenzeitschrift Jungle World) einen Kenner des 
Bezirks und der linken Szene um eine Innenansicht gebeten.
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CarLoft zwar keine Sorgen machen, aber die 
Nachbarschaft ist auch sonst nicht gut auf 
die neuen Anwohner zu sprechen. Militante 
haben das Haus immer wieder mit Farbbeu-
teln, zuweilen auch mit Pflastersteinen 
beworfen. Im Februar ist eine aus Israel 
stammende Bewohnerin, die im ersten 
Stock lebt, nur mit Glück unverletzt 
geblieben, weil ihr Fenster dank einer 
Folienverstärkung dem Stein standhielt. Im 
CarLoft-Haus hat man versucht, auf die 
Nachbarschaft zuzugehen. 2010 eröffnete im 
Erdgeschoss ein relativ preisgünstiges Café 
mit Bioprodukten. Der Betreiber ist Türke. 
Die Berliner Morgenpost zitierte Recep Sacik 

2010 mit den Worten: „Ich finde es schlimm, 
wenn Minderheiten attackiert werden. Ich 
als Ausländer bin eine Minderheit, und die 
CarLoft-Bewohner sind es auch. Man sollte 
sie in Ruhe lassen.“

Doch die Proteste gehen weiter. Und 
natürlich nicht nur gegen das CarLoft. Im 
vorigen Jahr soll es in Berlin mehr als 60 
größere Sachbeschädigungen an Luxus-
Neubauprojekten gegeben haben. Im Inter-
net kursiert eine „Berliner Liste“, auf der 
Neubauprojekte und Adressen von Investo-

ren veröffentlicht werden, quasi als Anre-
gung für künftige Anschläge oder andere 
Proteste. Es sind auch Steckbriefe mit 
Namen, Telefonnummern und Fotos von 
Maklern in der Stadt aufgetaucht mit der 
Aufschrift: „Warnung! Dieser Mann will Ihren 
Lebensraum zerstören.“

Kritik und Kritik der Kritik
So abwegig die militanten Protestformen 
sind, so nachvollziehbar sind die Motive des 
Protests: In den vergangenen Jahren sind in 

Berlin die Immobilienpreise geradezu explo-
diert, in der Folge steigen auch die Mieten 
rasant (von durchschnittlich 6,65 Euro Netto-
kalt pro Quadratmeter im Jahr 2009 auf 
heute 8,50 Euro). Gleichzeitig ist das durch-
schnittliche Jahreseinkommen privater 
Haushalte in der Hauptstadt mit für 2014 
prognostizierten 19.423 Euro (zum Vergleich 
München: 28.920 Euro) immer noch mehr 

als bescheiden. Verdrängungsprozesse sind 
also unausweichlich. Der Hass der Gentrifi-
zierungsgegner auf aus ihrer Sicht teure 
Neubauten und deren Bewohner resultiert 
also aus ihrer Angst, sich den Wohnraum in 
den angesagten Innenstadtbereichen bald 
nicht mehr leisten zu können. Wenn sie „Der 
Kiez soll dreckig bleiben“ auf eine Wand 
sprühen, dann weniger, weil sie selbst gerne 
im Dreck leben wollen, sondern weil sie 
hoffen, auf diese Weise Investoren abschre-
cken zu können. Es geht den linken Gentrifi-
zierungsgegnern von heute, ebenso wie den 
Hausbesetzern der 80er- und 90er-Jahre, bei 
ihrem Kampf gegen die Aufwertung der 
Stadtteile aber nicht nur um bezahlbaren 
Wohnraum, sondern auch um den Erhalt 
von „Freiräumen“, womit selbstverwaltete, 
nichtkommerzielle Wohn- und Kulturstätten 
gemeint sind, um ein „selbstbestimmtes 
Leben“, um Kollektivität, um „Gegenkultur“. 
Allesamt Motive, über die man bei Karl Marx 
nicht viel finden wird. Die linke Stadtteilpoli-
tik ist ideologisch nicht gerade überladen. 
Traditions- und parteilinke Kommunisten 
konnten deshalb nie viel mit dieser Szene 
anfangen.

Nicht nur deshalb ist die Gentrifizie-
rungskritik innerhalb der Linken umstritten. 
Der Vorwurf lautet, hinter dem Kampf gegen 
die soziale Verdrängung alteingesessener 
Bewohner stecke doch nur der Wunsch, den 
Zustand des Viertels unverändert zu erhal-
ten, den Kiez als idyllischen Ort zu verklären, 
eine Art Heimatschutz – im Grunde also: 
zutiefst konservativ zu sein. In Berlin grün-
deten sich sogar zwei linke Gruppen, die 
sich explizit der Kritik der Gentrifizierungs-
kritik verschrieben haben. Eine davon ist die 
„Hipster Antifa Neukölln“, die die Kiezro-
mantik der linken Szene scharf kritisiert und 
mit Provokationen wie „Für die Aufwertung 
der Kieze – für mehr Bars, Soja-Latte, Wi-Fi 
und Biomärkte! Luxus statt Armut!“ vorüber-
gehend für Aufsehen gesorgt hat.

Und schließlich hat sich auch bei urba-
nen Linken die Erkenntnis durchgesetzt, 
oftmals selbst Teil der Gentrifizierungskette 
zu sein. Als ich kurz nach dem Mauerfall 
nach Ostberlin zog, sah es in Friedrichshain 

DANN ERÖFFNETEN IMMER 

MEHR KNEIPEN UND LÄDEN, 

DIE ZWAR AUCH COOL UND 

ALTERNATIV WAREN,  

ABER EBEN KOMMERZIELL.
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ähnlich trostlos aus wie in den 80ern in der 
Reichenberger Straße: Schwach beleuchtete, 
meist menschenleere Bürgersteige, kaum 
Geschäfte, eine Handvoll Eckkneipen, wo 
man eine Bockwurst mit Senf und Brötchen 
für 85 Ostpfennige bekam, graue, verfallende 
Fassaden, leer stehende Straßenzüge, der 
Geruch der Kohleöfen in der Luft. Reizvoll 
durchaus. Auch für uns, die wir aus dem 
inzwischen überquellenden Westberlin 
herüberkamen und in die leeren Häuser 
einzogen, Hausbesetzer wurden.

Wir eröffneten eine der ersten Kneipen 
im Kiez, in vielen der 120 besetzten Häuser 
in Ostberlin wurde das so gemacht. Einen 
Abenteuerspielplatz bauten wir auf einem 
freien Grundstück. Eine Halfpipe für Skater. 
Wir eröffneten Buch- und Secondhand-
läden, Kinos, Ateliers und Proberäume für 
Bands, aber nie, um etwas damit zu verdie-
nen. Haben wir auch nicht. Viele junge Leute 
aus aller Welt kamen, bevölkerten den 
Stadtteil, es wurde immer bunter und leben-
diger. Die Katzenoma, die bei uns in der 
Straße seit Jahren immer die streunenden 
Katzen gefüttert hatte, kam irgendwann 
nicht mehr. Zu viele Hunde, im Gefolge der 
Punks. Wir trugen ihr manchmal die Kohlen 
hoch. Dann zog sie weg. Wir haben ihr noch 
beim Umzug in eine Neubauwohnung 
geholfen. Über das Schicksal der anderen 
alteingesessenen Kiezbewohner weiß ich 
nichts. Viele von ihnen zogen auch weg.

Dann eröffneten immer mehr Kneipen 
und Läden, die zwar auch irgendwie cool 
und alternativ waren, aber eben kommerzi-
ell. Ihnen folgten Läden, deren Coolness nur 
noch Fassade war. Und dann Geschäfte, die 
einen deutlichen Hinweis darauf gaben, dass 
sich die soziale Lage im Viertel gewandelt 
hatte: Bioläden, Sushi-Restaurants, Mode-

boutiquen. Die Immobilienpreise stiegen 
rasant an, die Mieten ebenfalls. Zur Fußball-
WM 2006 wurden alle Berlin-Reiseführer 
neu aufgelegt, die Simon-Dach-Straße fehlte 
in keinem. Grölende Touristenhorden zogen 
nachts an meinem Haus vorbei, tagsüber 
dröhnten die Rollkoffer, ich wohnte natürlich 
längst in einer ganz normalen Mietswoh-
nung. Die Touristen kamen auch nach der 
WM noch jeden Abend, sie füllten die inzwi-
schen unzähligen Cocktailbars.

Irgendwann 2010 stand ich auf meinem 
Balkon und goss die Blumen, etwas Wasser 
spritzte über die Brüstung. „Ey, du Arsch, 
pass mal auf mit deinen Scheißblumen“, 
brüllte ein etwa 20-jähriger Baseballkappen-
träger mit riesigen Hip-Hop-Hosen, der vor 
dem neuen Laden im Haus auf einem Stuhl 
saß und kiffte. Er war der Eigentümer des 
Geschäfts, das Skateboard-Klamotten ver-
kaufte, die so teuer waren, dass sicherheits-
halber keine Preisschilder im Schaufenster 
hingen. Dafür aber ein Plakat, das zur Demo 
gegen Gentrifizierung aufrief: „Die Stadt sind 
wir!“ Da wusste ich, dass es Zeit ist, weiterzu-
ziehen. Nach 20 Jahren Friedrichshain.

Immer ein paar gute Jahre
Jetzt wohne ich in einem düsteren Eck 
Neuköllns, wo die Hartz-IV-Bezieher zu den 
Privilegierten gehören, weil sie über ein 
regelmäßiges Einkommen verfügen. Hier 
kann ich mich wieder uneingeschränkt über 
die nun auch hier voranschreitende Gentrifi-
zierung freuen. Wenn ein neues Café eröff-
net, ist das eine gute Nachricht und ich gehe 
hin, wenn ein prekärer Hippie-Künstler eine 
Galerie aufmacht, freue ich mich, wenn sich 
Touristen hierher verirren, erkläre ich ihnen 
geduldig und gerne den Weg. Aber ich weiß 
genau: Auch hier wird der Zeitpunkt kom-
men, an dem es kippt und das Viertel, heute 
sagt man ja Quartier, unerträglich oder 

unbezahlbar für mich wird. Und auch hier 
werde ich zu den Gentrifizierern gehört 
haben, zu den Bad Boys also, obwohl ich es 
immer nur gut gemeint habe. 

Es gibt irgendwo auf der Zeitleiste zwi-
schen der Besiedlung und Belebung eines 
kulturell und sozial verlorenen, toten Viertels 
durch Migranten, Punks und Lebenskünstler 
und seiner endgültigen Übernahme im 
sanierten Zustand durch MTV-Moderatoren 
und Webdesigner immer einige gute Jahre. 

Aber natürlich lassen sich die nicht 
einfach durch beherztes Einschreiten von 
Stadtplanern und Quartiersmanagern, 
durch Bestands- und Milieuschützer, fest
halten. Die gegenwärtigen Gentrifizierungs-
prozesse haben, gerade in Berlin, vor allem 
mit den Hartz-IV-Reformen zu tun. Weil das 
Amt die Kosten für die Wohnung nur dann 
übernimmt, wenn sie den Angemessenheits-
kriterien entspricht, muss zum Beispiel das 
Ehepaar, dessen volljährige Kinder aus dem 
Haushalt ausziehen, in einen Plattenbau an 
den Stadtrand umsiedeln, weil ihre bisheri-
ge Wohnung für zwei Personen als zu groß 
gilt. Und im inzwischen aufgewerteten 

CARLOFT: MILITANTE HABEN DAS 

HAUS IMMER WIEDER MIT FARB-

BEUTELN, ZUWEILEN AUCH MIT 

PFLASTERSTEINEN BEWORFEN.
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Innenstadtbereich lässt sich keine preiswer-
te Wohnung mehr finden. Ein weiteres 
Problem ist der nicht ausreichende Woh-
nungsbau. Dem Eduard-Pestel-Institut 
zufolge fehlen derzeit über vier Millionen 
Sozialwohnungen. Mitte der 70er-Jahre 
baute man über 700.000 Wohnungen pro 
Jahr, seitdem hat die Zahl stetig abgenom-
men. Von den 150.000 Wohnungen, die 
jährlich neu entstehen, sind nur rund 
70.000 Mietwohnungen. 

Für die meist selbst von den Folgen 
dieser Politik betroffenen Gentrifizierungs-
gegner sind die Bösen die Makler, „Spekulan-
ten“, „Miethaie“, „Yuppies“ und in Berlin auch 
gerne die Schwaben und Touristen. So lässt 
sich die Wut besser personifizieren und die 
eigene Rolle in diesem Prozess ausklam-
mern. Es gibt jedoch auch Protest, der sich 
nicht aus Ressentiments speist, sondern vor 
allem die Solidarität mit Betroffenen zum 
Ziel hat. In den vergangenen Jahren sind 
beispielsweise nach spanischem Vorbild 
zahlreiche Initiativen gegen Zwangsräumun-
gen gegründet worden. Sie organisieren 
Kundgebungen oder Sitzblockaden vor 
Häusern, aus denen Mieter wegen säumiger 
Mietzahlungen – eigener oder häufig auch 

des Jobcenters – polizeilich geräumt werden.
Der „Kampf um die Stadt“ ist nicht erst in 
den letzten Jahren eskaliert. Seit Anfang der 
80er ist das ein linkes Thema von hoher 
Bedeutung. Als im August 1992 in Rostock-
Lichtenhagen ein Flüchtlingsheim brannte 
und Neonazis und Rassisten in einigen 
Gegenden Ostdeutschlands die Straße zu 
erobern drohten, gab es für die linke, antifa-
schistische Szene eigentlich viel zu tun. Doch 
zur selben Zeit werden in Berlin reihenweise 
„Bonzenautos“ beziehungsweise „Edelkaros-
sen“ in Brand gesteckt und „Schickimicki-
Restaurants“ in Kreuzberg angegriffen. 

Alte Hüte
Anfang Oktober, nur wenige Wochen nach 
Rostock, kippen Vermummte einen Kübel 
stinkender Fäkalien in das Restaurant Auer-
bach. Zwei Wochen später wird eine Rauch-
bombe im selben Lokal gezündet, 1993 wirft 
die Gruppe „Klasse gegen Klasse“ (KgK) eine 
Handgranate hinterher. Ein paar Tage später 
begeht dieselbe Gruppe einen Anschlag auf 

einen italienischen Lebensmittelhändler 
und verschickt an Ladenbesitzer Drohbriefe, 
in denen es heißt: „Der einzige Platz für 
Mittelklasse-Schmarotzer ist der zwischen 
Mündungsfeuer und Einschussloch.“

Aber nicht nur die selbst von der autono-
men Szene weitgehend abgelehnte und sich 
mit breitbeinigem proletarischem Gestus 
drastisch vom Alternativmilieu abgrenzende 
Gruppe „Klasse gegen Klasse“ sorgte sich 
statt um hilfsbedürftige Flüchtlinge lieber 
um „ihren Kiez“, sondern auch die ganz 
normale, damals recht große, vor allem 
Kreuzberger autonome Szene, die eher von 
Mittelschichtskindern dominiert war. Mili-
tante Grüppchen veranstalteten eine „Wa-
gensportliga“ und versuchten, sich beim 
nächtlichen Anzünden von Autos quantitativ 
zu überbieten. Ein großer Teil der radikalen 
linken und grün-alternativen Szene war 
sogar vornehmlich damit beschäftigt zu 
versuchen, die Öffnung der Oberbaumbrü-
cke zwischen Kreuzberg (Westberlin) und 
Friedrichshain (Ostberlin) nach dem Mauer-
fall zu verhindern.

Die Kampagne „Wir bleiben in SO 36“ 
war eine Reaktion auf den Hauptstadtbe-
schluss des Bundestages im Jahre 1991. 
Seitdem fürchtete man in einem „Berlin der 
Bonzen“ an den Rand gedrängt zu werden, 
an den Stadtrand. Wie sich zeigte, nicht 
völlig zu Unrecht. In Kreuzberg eine bezahl-
bare Wohnung zu finden wird für einkom-
mensschwache Menschen zunehmend 
schwierig. Dass daran die Maultaschenprei-
se des Auerbach (16,50 Mark) schuld gewe-
sen sein sollen, dürfte sich jedoch kaum 
nachweisen lassen, und die Oberbaumbrü-
cke ist heute die Lebensader zwischen zwei 
Szenebezirken. 

Im März 2009 erreichte der militante 
Gentrifizierungsprotest das Ostberliner 
Friedrichshain, als nach einer Demonstrati-
on unter dem Motto „United we stay“ drei 
ganz normale Cocktailbars in der Simon-
Dach-Straße mit Buttersäure angegriffen und 
die Scheiben Dutzender Autos eingeschla-
gen wurden. In einem Bekennerschreiben 

 MILITANTE GRÜPPCHEN 

VERSUCHTEN, SICH BEIM 

NÄCHTLICHEN ANZÜNDEN 

VON AUTOS QUANTITATIV 

ZU ÜBERBIETEN.
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bezeichneten „Autonome Stinktiere“ dies als 
eine „Aktion gegen die Gentrifizierung und 
die damit einhergehende Vertreibung aus 
unseren Wohnungen“, weshalb man „einige 
Cocktailtrinker und feine Schnösel aus den 
Bars vertrieben“ habe. Stringent ist diese 
Argumentation freilich nicht, denn bei der 
McDonald’s-Filiale im selben Kiez, die in der 
folgenden Nacht mit Steinen und Farbbeu-
teln beschmissen wurde, kann wohl kaum 
von einem Yuppie-Treff die Rede sein. Es 
geht eben nicht nur gegen „Bonzen“ und 
„Yuppies“, also gegen Reiche, sondern gegen 
so ziemlich alles, was als fremdartig gegen-
über der eigenen Subkultur betrachtet 
respektive als „kapitalistisch“ im Sinne von 
kommerziell ausgemacht wird. Und das sind 
neben Yuppie-Bars, Feinkosthändlern und 
Boutiquen auch McDonald’s, Aldi und Sub-
way, wo der Plebs sich trifft. 

Wenn ich heute durch Friedrichshain 
spaziere, denke ich immer daran, wie es  
dort aussah, bevor wir 1990 mit der Gentri
fizierung begannen, und freue mich über 
das bunte quirlige Leben dort. Denn ja, trotz 
inzwischen hoher Mieten gibt es immer 
noch Subkultur ohne Ende: Volksküchen, 
Konzerträume, Flohmärkte und Skater
bahnen. Und junge, engagierte Menschen, 
die sich über Gentrifizierung beschweren. 
Ohne die wär’s eben auch keine echte 
Gentrifizierung.   ●

IVO BOZIC ist Mitherausgeber der 
Wochenzeitung Jungle World und lebt seit 
1989 in Berlin. Anfang der 90er-Jahre hat er 
Häuser besetzt und so zur Gentrifizierung 
beigetragen.
redaktion@libmag.de
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Zeichentrickserien werden in 
Deutschland noch vor allem der 
Kinderunterhaltung zugeordnet. In 
den USA haben sie eine andere 
Bedeutung. Allein die explizite 
Darstellung von Sex und Gewalt  
und die Behandlung politischer 
und gesellschaftlicher Themen 
machen viele Formate für Kinder 
ungeeignet. In TV-Serien wie „Die 
Simpsons“ und „South Park“ hält 
sich die amerikanische Gesellschaft 
den Spiegel vor. Der Zeichentrick 
ermöglicht eine Zuspitzung,  
Verfremdung und Überzeichnung, 
die eine normale TV-Serie nicht 
erlauben würde.

//  TEXT //  GÉRARD BÖKENKAMP 
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Die Simpsons“ und „South Park“ haben ge-
meinsam, dass sie in der Regel irgendwo in 
Amerika in mittelgroßen Städten wie dem 
fiktiven Springfield oder South Park in Colo-

rado angesiedelt sind. Die Simpsons haben das Format 
der traditionellen Familienserie gewählt, in dem der 
Durchschnittsamerikaner im Mittelpunkt steht, dessen 
Leben aber als der ganz normale Wahnsinn erscheint. 
South Park beschreibt die Welt aus der Perspektive 
von vier zwölfjährigen Schülern. Die Autoren von 
South Park haben auf einen ähnlichen Kniff zurückge-
griffen wie die politische Satireserie „Ein Herz und eine 
Seele“. Autor Wolfgang Menge erhob mit Ekel Alfred 
einen reaktionären Spießer zum heimlichen Helden. 
Diese Rolle übernimmt in South Park Eric Cartman, 
der durch seine reaktionären und rassistischen Res-
sentiments, seinen Egoismus und seine manipulativen 
Fähigkeiten hervorsticht. 

Die Simpsons gehören inzwischen trotz Gewalt, 
schwarzem Humor und durchaus zynischer Darstel-
lung der amerikanischen Verhältnisse zur akzeptierten 
Populärkultur. Das hat auch etwas mit der Herange-
hensweise der Macher der Simpsons zu tun. Mad 
Groening erklärte das Konzept gegenüber der Süd-
deutschen Zeitung so: Er betreibe leichtgewichtige 

Kritik an der Gesellschaft, man könne sie fast liebevoll 
nennen. „Wir machen uns über sie lustig, sind kindisch 
und respektlos, aber immer mit einem Rest Wahrheit. 
Wir stürzen uns nur selten auf die schlichten aktuellen 
Themen, so brutal, so schrecklich sie auch sein mö-
gen.“ Groening, Anhänger des früheren demokrati-
schen Präsidentschaftskandidaten Al Gore, sieht seine 
Aufgabe darin, „bei den Leuten, die die Macht haben, 
alle Selbstgefälligkeit, ihr Überlegenheitsgehabe, zu 
untergraben. Das hat gar nicht so viel mit Politik zu tun 
– ich bin ein Spaßmacher“. 

Anarchisch, antiautoritär, brutal
Den Simpsons wurde eine gewisse Linkslastigkeit 
vorgeworfen. So meinte etwa Präsident George W. 
Bush in einer Rede über Familienwerte, dass man eine 
Nation sein müsse, die den Waltons – eine traditionelle 
amerikanische Familienserie – näher als den Simpsons 
stehe. Dagegen spricht man im Zusammenhang mit 
South Park auch von den „South Park Republicans“. 
Damit sind Jugendliche und junge Erwachsene ge-
meint, die mit South Park aufwuchsen und sich eher 
dem republikanischen Lager zuordnen. Matt Stone 
erklärte in einem Interview, dass er Konservative 
hasse, aber „Liberals“, also Anhänger der Demokraten, 
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„Die Simpsons“ sind mit 25 Staffeln und 540 Episoden die 
am längsten laufende US-Zeichentrickserie. Die Reihe wird 
seit der Erstausstrahlung 1989 auf dem Sender Fox gezeigt.  
Die erste Ausstrahlung in Deutschland erfolgte im 
September 1991 im ZDF. Seit April 1994 sind die Simpsons 
bei ProSieben zu sehen. Die Serie erhielt zahlreiche Preise, 
darunter 27-mal den renommierten Emmy. 

noch mehr. South-Park-Autor Trey Parker ist Mitglied 
der Libertarian Party, und insgesamt dominiert in 
South Park das anarchische, antiautoritäre Moment. 
South Park ist brutaler und politischer als die Simp-
sons. Während Prominente sich drängen, von den 
Simpsons-Machern gezeichnet zu werden, geht South 
Park mit ihnen viel rücksichtsloser um und beschreibt 
sie in der Regel als verdorben, egomanisch und ideolo-
gisch verbohrt. 

Die Simpsons zeichnen ebenso wie South Park 
kein besonders vorteilhaftes Bild des politischen 
Systems. Der Bürgermeister von Springfield ist der 
korrupte und ständig fremdgehende Demokrat Joseph 
Quimby, sein Herausforderer bei der Bürgermeister-
wahl der Republikaner und Erzganove Sideshow Bob. 
Dieser analysiert messerscharf, tief in ihrem Herzen 
wünschten sich die Amerikaner einen hartherzigen 
Republikaner, der die Steuern senkt, die Armen krimi-
nalisiert und wie ein König regiert. Die Medienmacher 

sind sensationshungrige Opportunisten. Als der Mode-
rator Kent Brockman glaubt, dass die Invasion außerir-
discher Ameisen zur Unterwerfung der Menschheit 
unmittelbar bevorsteht, hängt er in seinem Studio ein 
Transparent mit der Aufschrift: „Heil Ameisen!“ auf, 
um die neuen Herrscher zu begrüßen. Als er feststellt, 
dass es sich um einen Irrtum handelt, erklärt er, die 
Demokratie sei immer noch das beste System, das wir 
hätten – zumindest vorläufig. 

Auch die Wähler kommen nicht gut weg: Nach-
dem ein Bär sich in der Stadt Springfield verirrt und 
für Panik sorgt, fordern die Bürger lautstark das sofor-
tige Handeln der Politik. Wobei die Frau des Pfarrers 
hysterisch ausruft, man solle doch an die Kinder 
denken. Nachdem die Stadt ein lückenloses Bärenab-
wehrsystem installiert hat und deshalb die Steuern 
erhöht werden müssen, wird dieselbe aufgebrachte 
Menge wieder beim Bürgermeister vorstellig, diesmal 
um gegen die Steuererhöhung zu protestieren. Wobei 
die Frau des Pfarrers erneut hysterisch ausruft, man 
solle doch an die Kinder denken. Der Bürgermeister, 
der seinen Leibwächter beiläufig fragt, ob die wirklich 
so blöd sind, beruhigt die Menge schließlich, indem er 
behauptet, dass die illegalen Einwanderer an allem 
schuld seien. Die Folge endet damit, dass der aus 
Schottland stammende Schulhausmeister abgescho-
ben wird. 

Wahl zwischen Kotstulle und Rieseneinlauf
In South Park ist der „Culture War“ zwischen Republi-
kanern und Demokraten ein oft wiederkehrendes 
Thema. Die Konservativen erscheinen bei South Park 
oft als einfach gestrickte Hinterwäldler und Waffen-
narren, die während eines Gesprächs schon mal 
nebenbei Vögel und Eichhörnchen mit dem Sturmge-
wehr totschießen. Die Demokraten werden hingegen 
als selbstverliebte Gutmenschen dargestellt, die so 
weit gehen, genussvoll an ihren eigenen Fürzen zu 
riechen, weil sie sich als etwas Besseres fühlen. South 
Park macht sich oft über diese Polarisierung lustig. 
Dabei nimmt South Park aktuelle Bezüge wie die Wahl 
Barack Obamas zum Präsidenten auf. Während sich 
nach der Wahl Obamas Republikaner massenweise 
umbringen, tanzen die Demokraten wie verrückt auf 
den Straßen. Im Laufe der Folge zeigt sich, dass der 
Wahlkampf nur ein Ablenkungsmanöver von Obama 
und McCain war, die in Wahrheit Komplizen sind, um 
sich gemeinsam zu bereichern.
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GÉRARD BÖKENKAMP ist Referent im 
Liberalen Institut der Friedrich-Naumann-
Stiftung für die Freiheit und erklärter Fan 
beider beschriebenen Serien.
redaktion@libmag.de

Die amerikanische Zeichentrickserie „South Park“ 
läuft seit 1997. Es wurden bislang 17 Staffeln 
produziert, die auf dem US-Kabelsender Comedy 
Central ausgestrahlt werden. In Deutschland wurde 
South Park von 1999 bis 2006 auf RTL, von 2003 bis 
2005 auf Viva, seit 2006 auf MTV und seit 2008 auf 
Comedy Central Deutschland gezeigt. Das Time 
Magazine nahm die Sendung in seine Liste der 100 
besten TV-Sendungen aller Zeiten auf.

einem weisen Mann sein Dilemma schildert, nicht 
zwischen einer Kotstulle und einem Rieseneinlauf 
abstimmen zu wollen, erklärt dieser ihm, dass es bei 
jeder Wahl nur solche Alternativen gebe. Damit wird 
die Geschichte zur Metapher für die Erkenntnis, bei 
Wahlen keine Wahl zu haben, als das kleinere Übel zu 
wählen.  

Ted Gourmelos von der Maryville University 
erkennt in den beiden Cartoon-Serien den wachsen-
den Einfluss der Ironie in der politischen Kritik. Das 
führt er auf eine wachsende Skepsis der Bevölkerung 
gegenüber dem politischen System an sich zurück. In 
der Populärkultur sei der ernsthafte Umgang mit 
politischen und gesellschaftlichen Phänomenen 
immer mehr durch ironische Erzählstile und Darstel-
lungen ersetzt worden. Das habe den Vorteil, dass sehr 
ernste Themen behandelt werden könnten, ohne sich 
offen zu einem politischen Lager bekennen zu müs-
sen. Insoweit stehe das Bedürfnis nach gesellschaftli-
chen Kontroversen in Form von satirischen Zeichen-
tricksendungen durchaus im Zusammenhang mit der 
Polarisierung der amerikanischen Gesellschaft seit 
den 80er-Jahren. Die politische Satire bei den Simp-
sons und South Park erlaube eine distanzierte, witzige 
und zugleich drastische Auseinandersetzung mit den 
Problemen der Zeit.   ¬

Sowohl bei South Park als auch bei den Simpsons 
wird kritisiert, dass in der Politik keine wirklichen 
Alternativen zur Wahl stehen. In der Folge „Wähl oder 
stirb!“ setzt sich South Park mit der Kritik an Nicht-
wählern auseinander. Bei einer Umfrage unter den 
Schülern über ein neues Schulmaskottchen finden die 
Kotstulle und der Rieseneinlauf den größten Anklang 
und zwischen beiden sollen die Schüler in einer 
Stichwahl entscheiden. Stan weigert sich, wählen zu 
gehen, und wird deshalb aus der Stadt verbannt. Als er 
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WA A G E R E C H T :  1 Unter der Karlsbrücke, Die …, 6 Hoff-
nungsläufer auf der Beamtenlaufbahn 15 Aus dem Ave Maria 
der gesanglich schönste Teil 16 Dieser Fall: in Amerika ein tief-
gründiger Grenzfall 17 Wo Prinz Harry und David Cameron 
lesen lernten 18 Wenn’s dort recht windet, trägt man ihn auch 
dort 20 Nein vor Straße auf Italienisch, zu deutschem Püree, 
mit      prophetischem Resultat 22 Von drei baltischen Drillingen 
der mittlere 24 Griechenvorsilbe in Paris, fehlt Zona und Mo-
nette 25 Von hinten erinnert die Senorita an Wallensteins 
Sterngucker 26 Der Philosophenpapa der wilden 68-er (initi-
alisch) 27 Das ist zerbrechlicher als die Liebe, wusste Drafi 28 
Fernsüdlich ein weihnachtliches Land irgendwie  30 Zu Lux’ 
und Max’ Zeiten hatten die drei Buchstaben noch nicht die 
mörderische Bedeutung von heute 32 Die ist, wenn Währung 
nicht währt 34 Neben Stars and Stripes der Dritte im Bunde 
36 Das h.c. eines Doktors in der deutschen Variante (Abk.) 37 
Kurzer Titel für dickes Ding vom King 38 … ist auch eine Kunst; 
es gehört etwas dazu, etwas Großes als groß zu begreifen 
(nach Theodor Fontane) 39 Einer von fifty bei den thirteen 
stripes 41 Das Rezept des Hippokrates von Kos: Sei ... in allem! 
43 Gut, zur BLZ-Nr. auch die …-Nr. im Kopf zu haben 44 Das 
arme Flattermännchen war als Totenvogel verhasst 45 Wenn 
man an der von hinten nichts ändern kann, dann ist sowieso 
alles von vorn  47 Wer Tzatziki aus dem Effeff sagen kann, kann 
es auch auf das genau mit zweien davon schreiben 49 Sprich-
wörtlich: die Hoffnung ist ein langes … 50 Der Blinde hinter der 
Grotte, zu besichtigen in Olmütz 51 Die schluckt die 1 waagr.  
52 Afrikanischer Landgewinn nach stadtlichem Silbendreher 

in Peru 54 Darin bewahren die Frauen das Erbgut 55 Normale 
Schrauben und Papiere sind es 

S E N K R E C H T :  1 Tiere, die immer nur maulen und meckern, 
oder was? 2 Erst war’s die Jungfrau von Domrémy, dann die 
von dort 3 Mit ihr kompensierte ein alter Ithaker Körperkräf-
te 4 Die wirft einen Schatten auf die Oase 5 Zappelphilipps 
Zappelgrund 6 Verliehene Bücher will man bitte ohne die 
zurückhaben 7 Ein solcher Ist ist, wer von seinem Lego etwas 
wegtut 8 Kaum verspeist, hatte man seine Federn einst am 
Hut 9 Die sind …, die man mit dem Mühlstein am Hals …  
10 Die findet man nicht alle Tage, sonst wär’s ja keine 11 James 
… spielte Jenseits von Eden, leider nicht lange  12 In jedem 
Tatmenschen steckt, was er stetig tut 13 Sein Gesellschafts-
vertrag wurde damals gleich verboten  14 Das Seiende in der 
Philosophie; abkürzlich auch als Kaderschmiede in Paris be-
kannt 19 Der Prophet, der von Raben ernährt wurde 21 In der 
Saure-Gurken-Zeit ist der oft mit dabei 23 Als fließendes 
Wasser ist die für Deutsche grenzwertig 29 Unwissen, wie es 
der Wiener Seelen-Sigmund nannte 31 Mit Scharfblick ermit-
telt man sie linker Hand 33 Es liegt nicht immer an dem, wenn 
das Bild runterfällt  35 Wer seine Rolle kann, muss keine Wel-
le fürchten 40 Es wirkt so düster unnahbar der hohe Richter 
im …  41 Was die Traube dem Wein, ist das … dem Bier 42 Der 
... ist das richtige Weglassen des Unwesentlichen (Anselm 
Feuerbach) 46 Wenn er is a …, darf er am Schabbes arbetn 
48 Daran starben Violetta und Mimi im letzten Akt (Abk.)  
53 Initialisch das viel zitierte deutsche Durchschnittsmädel 
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AUFLÖSUNG: waagerecht: 1  Moldau, 6 Referendare, 15 Aria, 16 Niagara, 17 Eton, 18 Ulster,  20 Nostradamus, 22 Lettland, 24 Ari, 25 Ines, 25 T.A. (Theodor Adorno), 
27 Eisen, 28 Natal, 30 NSU, 32 Inflation, 34 Eagle, 36 eh. (ehrenhalber) 37 Es (Buchtitel von Stephen King), 38 Staunen, 39 Star, 41 maessig, 43 Kto. 44 Kauz,  
45 egal, 47 TeZett („aufs Tezett genau“), 49 Seil, 50 Olm, 51 Elbe, 52 Mali, 54 Eizellen, 55 genormt Senkrecht: 1 Maultiere, 2 Orleans, 3 List, 4 Dattelpalme, 5 Unrast, 
6 Randnotizen, 7 Ego,  8 Fasan, 9 Ertraenkte, 10 Raritaet, 11 Dean, 12 atmen, 13 Rousseau, 14 ENS (École normale supérieure), 19 Elia, 21 Dill, 23 Neisse, 29 Agnosie, 
31 Uhrzeit, 33 Nagel,  35 Eskimo, 40 Talar, 41 Malz, 42 Stil, 46 Goi (Nichtjude auf Jiddisch), 48 TBC, 53 L.M. (Lieschen Müller). �Lösungswort: HEUSS
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Über die Trennung von Kirche und Staat wurde in Deutschland oft gestritten und lange diskutiert. Die 

Kirchensteuer, Religionsunterricht und religiöse Symbole im öffentlichen Raum waren dafür die Auslöser. 

Gerade für die Liberalen waren diese Fragen von großer Bedeutung. Im Kirchenpapier von 1974 legte 

die FDP weitgehende Reformvorschläge vor. liberal druckt das Papier 40 Jahre nach Verabschiedung 

auf dem Hamburger Parteitag ab. IRMGARD SCHWAETZER nimmt aus heutiger Sicht dazu Stellung.

M
it den Thesen „Freie Kirche im 
freien Staat“ hat die FDP einen 
noch heute nachwirkenden 
Stein des Anstoßes gelegt, aber 

auch einen hart umkämpften Grundsatz-
streit um das Verhältnis von Staat und Kirche 
ausgetragen, der immer wieder einmal 
aufflackert. 

Um zu Beginn ganz klarzumachen, 
worum es nicht geht: Die Thesen enthalten, 
so wie sie verabschiedet worden sind, kei-
nen antireligiösen Impetus. „Die Grund-
rechtsnorm der Glaubensfreiheit schließt 
ein, dass Kirchen und Weltanschauungsge-
meinschaften das Recht und die Möglichkei-
ten des Wirkens in der Öffentlichkeit unein-
geschränkt haben müssen.“ So formulierte 
Liselotte Funcke, Mitglied des Präsidiums 
der FDP, EKD-Synodale und Vorsitzende der 
Kommission zur Vorbereitung der Thesen, 
in ihrer Einbringungsrede auf dem Parteitag 
in Hamburg 1974. Was sie dort einbrachte, 
war das Ergebnis eines jahrelangen Vorbe-
reitungsprozesses innerhalb der FDP. In 
Treffen mit den beiden großen christlichen 
Kirchen, mit Juristen, Vertretern diakoni-
scher und karitativer Einrichtungen und 
Bildungspolitikern wurden die Konsequen-
zen der unterschiedlichen im Prozess vorge-
tragenen Meinungen ausgelotet. Die Entste-
hungsgeschichte und die Rezeption der 

,Thesen „Freie Kirche im freien Staat“ ist von 
der jungen Theologin Tabea Mariga Esch in 
einer 2011 erschienenen Dissertation gründ-
lich aufgearbeitet worden und fügt der 
Parteiengeschichte der FDP einige Facetten 
hinzu.

Mit den 13 Thesen des Kirchenpa-
piers hat die FDP die immer wie-
der in der Gesellschaft aufkom-

mende Diskussion über die Rolle der 
Religionen in der Gesellschaft und das 
deutsche Staatskirchenrecht durchdacht. 
Von besonderem Interesse ist auch heute 
das Grundmotiv der Auseinandersetzung 
zwischen den Jungdemokraten und den 
Älteren in der Führungsspitze der FDP: Das 
Modell eines säkularen Toleranzhumanis-
mus als Ersatz für Religionen wird dem 
pluralistischen Modell der Mitwirkung der 
Religionen und Glaubensgemeinschaften am 
Wertediskurs in der Gesellschaft gegenüber-
gestellt. Dieser Grundsatzstreit ist schon im 
Vorfeld des Parteitages vom Bundesvorstand 
der FDP im Sinne der „fördernden Neutrali-
tät“ des Staates im Grundgesetz entschieden 
worden – allerdings mit deutlicher Kritik an 
einzelnen Regelungen des Staatskirchen-
rechts.  

So liefern die Thesen auch heute noch 
genug Stoff zum Streit, nicht nur unter 

4 0  J A H R E  F D P - K I R C H E N P A P I E R

 Wie hast du's mit der Religion? 

IRMGARD SCHWAETZER, Präses 

der Synode der Evangelischen Kir-

che in Deutschland und Mitglied 

des Vorstands der Friedrich-Nau-
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Liberalen. Die „Trennung“ von Kirche und 
Staat, die in der Forderung nach Abschaf-
fung der „Privilegien der Kirchen“ ihren 
Ausdruck findet, genießt viel Zustimmung 
unter den Religionskritikern. Besonders 
populär ist immer die Forderung, den Kir-
chensteuereinzug durch den Staat abzu-
schaffen und die Staatsleistungen an die 
Kirchen mit den entsprechenden Verträgen 
abzulösen. Auch die Forderung nach dem 
Verbot religiöser Symbole im öffentlichen 
Raum ist umso beliebter, je säkularer die 
Gesellschaft wird. 

U m beim letzten anzufangen: Inzwi-
schen hat das Bundesverfassungs-
gericht längst klargestellt, dass ein Ja 

oder Nein zu religiösen Traditionen, sei es 
ein Kreuz im Klassenzimmer oder das Tra-
gen des Kopftuchs im Unterricht, eine Frage 
des Schulfriedens ist, die im Einzelfall ent-
schieden werden muss. Und der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschenrechte hat in 
seinem Urteil von 2010 sowohl die laizisti-
sche Tradition Frankreichs als auch die 
anderen Traditionen europäischer Staaten 
für rechtens erklärt. Entscheidend ist, was 
dem Frieden in der Gesellschaft dient. Damit 
trauen die Verfassungsrichter den Bürgern 
deutlich mehr Toleranz zu als die FDP 1974 
und verpflichten sie gleichzeitig auf die 

Ausdrucksformen einer pluralistischen 
Gesellschaft.

D a der Kirchensteuereinzug durch 
den Staat als ein Privileg der Kir-
chen wahrgenommen wird, ver-

wundert es nicht, dass die Forderung nach 
Aufhebung dieses Privilegs am nachhaltigs-
ten in Erinnerung blieb und mit der FDP 
noch heute in Verbindung gebracht wird. 
Konsequenterweise wurde in den Thesen 
auch beschlossen, den Kirchen den Status 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, 
aus dem die Möglichkeit des staatlichen 
Einzugs resultiert, nicht länger zuzuerken-
nen. Da islamische Glaubensgemeinschaften 
ohne eine feste Mitgliederstruktur Schwie-
rigkeiten haben, die Voraussetzungen zur 
Erlangung dieses Status zu erfüllen, bleibt 
diese Frage auf der Tagesordnung. Für heute 
bleibt festzuhalten, dass die Kirchen den 
Staat gut für seine Dienstleistung bezahlen, 
von einem Privileg also keine Rede sein 
kann. Auch die schon in der Weimarer 
Reichsverfassung vorgesehene Ablösung der 
aus der Enteignung kirchlicher Güter zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts resultierenden 
Staatsleistungen wird weiter ein Thema 
bleiben, wenngleich hier der Staat am Zuge 
ist, ein entsprechendes Grundsätzegesetz zu 
erlassen. 

Klare Kompromisse zwischen Laizisten 
und den Verfechtern einer öffentlichen Rolle 
der Religionen in einem pluralistischen Staat 
wurden in den Bereichen der sozialen, 
diakonischen und karitativen Aufgaben und 
im Bildungsbereich erzielt. Gesehen wurde 
vor allem in der Führung der FDP die ge-
meinwohlfördernde Haltung vieler Kirchen-
mitglieder, die sich stärker als andere ehren-
amtlich betätigen, ein Befund, der gerade in 
der neuesten Kirchenmitgliedschaftsunter-
suchung der EKD bestätigt worden ist. 

Staunen lässt allerdings heute die Forde-
rung nach Abschaffung des Subsidiari-
tätsprinzips für soziale, diakonische 

und karitative Einrichtungen und damit die 
Forderung nach einer Ausweitung der 
Staatstätigkeit, was im Übrigen nicht dem 
Wunsch vieler kirchenferner oder atheisti-
scher Menschen entspricht, die sich gern in 
kirchlichen Altersheimen und Hospizen 
betreuen lassen. 

Wie viel Aufbegehren gegen die etablier-
ten Denkmuster und Werte in der von den 
Jungdemokraten massiv geforderten Debatte 
über das Verhältnis von Staat und Kirche 
und das aus der Zeit der Weimarer Republik 
stammende Staatskirchenrecht steckte, ist 
ungewiss. Immerhin war die Zeit noch nicht 
lange vorbei, als von den Kanzeln Wahlemp-
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Das Kirchenpapier der FDP von 1974 im Originalwortlaut

„ F R E I E  K I R C H E 
I M  F R E I E N  S T A A T “

P R Ä A M B E L

Z iel liberaler Politik ist die Sicherung und Erweiterung der Freiheit. 
Hierzu gehören entscheidend die gerade auch vom Liberalismus 
erstrittene Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit sowie das 

Recht auf freie Religionsausübung, wie sie im Artikel 4 des Grundgesetzes 
stärker als je zuvor in der deutschen Geschichte als unmittelbar geltendes 
Recht garantiert sind. Für die F. D. P. ist es daher selbstverständlich, die  
weltanschaulich-religiöse Überzeugung von Einzelnen und Gruppen zu 
achten sowie jedem die Freiheit zu sichern, sein Leben danach zu gestalten.

Das Christentum hat Geschichte, Kultur und ethisches Bewußtsein in 
Europa entscheidend geprägt. Im caritativen Bereich haben die christli-
chen Kirchen wegweisende Arbeit geleistet. Das Bekenntnis zur persönli-
chen Glaubens- und Gewissensfreiheit schließt daher untrennbar ein, daß 
das Wirken der Kirchen nicht nur im innerkirchlichen Bereich, sondern 
auch in der Gesellschaft gesichert sein muß.

Jedoch verlangt das Grundrecht der Glaubens- und Gewissensfreiheit 
die Gleichbehandlung aller Bürger im Bereich von Gesetzgebung, Recht-
sprechung und Verwaltung. Deshalb muß der Staat sich weltanschaulich-
religiös neutral verhalten. Die Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu 
einer Religions- oder  Weltanschauungsgemeinschaft darf keine Vor- oder 
Nachteile mit sich bringen.

I n diesem Verständnis setzt sich liberale Politik für die gegenseitige 
Unabhängigkeit von Kirche und Staat ein. Es geht darum, jenen Raum 
freizuhalten, in dem die Kirchen und andere Religionsgemeinschaften 

ihre Aufgaben nach ihrem eigenen Selbstverständnis erfüllen können. Das 
Verhältnis von Staat und Kirche wird immer spannungsvoll bleiben. Gera-
de deshalb muß es in einem freien Staat von Zeit zu Zeit neu überdacht 
und neu bestimmt werden. Die F.D.P. ist zu eingehenden Gesprächen mit 
den Kirchen und anderen religiösen und weltanschaulichen Gruppen be-
reit. Sie erwartet, daß die Kirchen selbst sich aktiv an einer sachlichen Dis-
kussion beteiligen, denn sie weiß, daß es Christen in allen Kirchen gibt, die 
gleiche oder ähnliche Ziele um der Glaubwürdigkeit der Kirche willen 
anstreben.

In diesem Sinne zu einem neuen Verhältnis von Staat und Kirche bei-
zutragen, ist das Ziel dieser Forderungen. Dabei ist der F.D.P. bewußt, daß 
ein Teil dieser Forderungen zu ihrer Verwirklichung verständiger Über-
gänge oder angemessener Zeitspannen bedarf.

fehlungen gegeben wurden. Bis zur Verab-
schiedung der sogenannten „Demokratie-
denkschrift“ der evangelischen Kirche in 
Deutschland, in der die EKD ihr Verhältnis 
zum demokratischen Verfassungsstaat 
formulierte, dauerte es noch über zehn 
Jahre. Insofern war es wohl nicht verwun-
derlich, dass die Kirchen sich gegen die 
Forderung nach Veränderung wehrten, 
insgesamt aber eher verunsichert auf die 
Grundsatzfrage reagierten, welche Rolle die 
Religionen in einer modernen, pluralen 
Gesellschaft spielen.

Christian Lindner fragt heute zu Recht, 
was die Gesellschaft zusammenhält, 
und antwortet: die Werte, die die 

Bürger als Maßstab für ihr Leben, ihre 
Verantwortung nehmen. Die können nicht 
diktiert werden, nicht vom Staat, nicht von 
den Parteien, nicht von den Religionen. Ihr 
Grundbestand sind die allgemeinen 
Menschenrechte. Nur in gegenseitigem 
Respekt und Toleranz wird der Friede in der 
Gesellschaft gesichert. Empathie oder wie 
die christlichen Religionen formulieren: 
Nächstenliebe fügt dem noch ein wichtiges 
Bindeglied hinzu. 

Das Kirchenpapier war so anstößig, dass 
es in der FDP nie wieder ernsthaft diskutiert 
wurde. Nur hier und da wurde ein Bröck-
chen als Forderung für ein Wahlprogramm 
aufgegriffen. Heute wäre ein klarer Blick auf 
die Vielfalt der Religionen in einer Gesell-
schaft, die sich selbst immer stärker säkulari-
siert, auf die Bedeutung religiöser Identität 
für die Integration von Zuwanderern und 
auf die durch religiöse Traditionen geprägte 
Rolle von Migrantinnen notwendig. Hier 
warten Probleme auf liberale Antworten. 
Wie wär's, FDP?

Die Pluralität der Werthaltungen in 
Religionen und Weltanschauungen sind 
für Liberale Ausdruck der Freiheit der 
modernen Gesellschaft in einer globalen 
Welt. Diese Freiheit zu leben, dafür  
treten Liberale ein, damals wie heute.
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T H E S E N
1.	 Kirchen und weltanschauliche Gemeinschaften entscheiden 

über ihre Angelegenheiten unabhängig von staatlichen Einflüs-
sen. Das erfordert, daß der Staat seine verbliebenen Einflußmög-
lichkeiten (insbesondere die Mitwirkung an der regionalen Glie-
derung der Kirchen, die Forderung des bischöflichen Treueides 
auf die Verfassung, den Einfluß auf  die Besetzung kirchlicher 
Ämter) aufgibt.

2.	 Der Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts ist für reli-
giös und weltanschaulich gebundene Gruppen wie die Kirchen 
nicht geeignet, da diese ihre Aufgaben nicht aus staatlichem Auf-
trag herleiten. Andererseits wird das Vereinsrecht der Bedeutung 
der Kirchen und anderen Großverbände nicht gerecht. Es ist daher 
ein neues Verbandsrecht zu entwickeln, das der Bedeutung der 
Verbände und ihrem öffentlichen Wirken Rechnung trägt und 
auch für die Kirchen gilt. Dabei sind religiös und weltanschaulich 
bedingte Besonderheiten zu berücksichtigen.

3.	 Kirchen und weltanschauliche Gemeinschaften regeln die Mit-
gliedschaft im Rahmen der Religionsfreiheit nach eigenem Recht. 
Der Austritt erfolgt durch Willenserklärung gegenüber den Kir-
chen und weltanschaulichen Gemeinschaften. Die Religionsmün-
digkeit beginnt wie schon heute in den meisten Bundesländern 
mit Vollendung des 14. Lebensjahres.

4.	 Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenba-
ren. Diesem Verfassungsgrundsatz ist überall, insbesondere im 
Personenstandsrecht und im öffentlichen Dienst, Geltung zu ver-
schaffen.

5.	 Die bisherige Kirchensteuer ist durch ein kircheneigenes Beitrags-
system zu ersetzen. Es sind mit den Kirchen entsprechende Ver-
handlungen über die Modalitäten der Überleitung aufzunehmen 
und ausreichende Fristen vorzusehen.

6.	 Der Verfassungsgrundsatz der weltanschaulich-religiösen Neutra-
lität des Staates ist auf Länderverfassungen und Gesetze, Regeln 
und Gebräuche im öffentlichen Bereich anzuwenden. Die Glau-
bensüberzeugungen einzelner Gruppen dürfen nicht für alle ver-
bindlich gemacht werden. Auf sakrale Formen und Symbole ist im 
Bereich staatlicher Institutionen wie Gerichten und öffentlichen 
Schulen zu verzichten. Die Eidesformel ist neutral zu fassen; dem 
Eidesleistenden muß es freistehen, den Eid durch einen Zusatz im 
Sinne seiner Weltanschauung zu ergänzen.

7.	 Die bestehenden Staatsverträge mit den Kirchen (Kirchenverträge 
und Konkordate) sind wegen ihres Sonderrechtscharakters kein 
geeignetes Mittel, die Beziehungen zwischen Kirche und Staat zu 
regeln. Deshalb dürfen solche Verträge nicht neu abgeschlossen 

werden. Die bestehenden Kirchenverträge und Konkordate sind, 
soweit sie noch gültig sind, in gemeinsamer Übereinkunft aufzu-
heben. Ihre Gegenstände sind, soweit erforderlich, durch Gesetz 
oder Einzelvereinbarungen neu zu regeln.

8.	 Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden 
Staatsleistungen an die Kirchen sind abzulösen. (Wie es Artikel 140 
GG und Artikel 138 Abs. 1 WRV vorsehen.) Soweit Kirchen und Re-
ligionsgemeinschaften gegenüber anderen gemeinnützigen Insti-
tutionen steuer- und gebührenrechtliche Sondervorteile besitzen, 
sind diese aufzuheben.

9.	 Bildung, Krankenpflege und soziale Versorgung sind öffentliche 
Aufgaben. Das Recht der freien Träger, in diesen Bereichen tätig 
zu sein, muß gewahrt werden - allerdings ohne Vorrangstellung. 
Dazu sollen die freien Träger sachgerechte staatliche Zuschüsse 
erhalten. Die öffentliche Hand muß sicherstellen, daß eine ausrei-
chende Anzahl von Einrichtungen bereitsteht, um den Bedarf an 
weltanschaulich neutralen, jedermann zugänglichen Einrichtun-
gen zu decken. Soweit Einrichtungen der freien Träger öffentlich 
gefördert werden, müssen sie allgemein zugänglich sein; Anders-
denkende dürfen keinerlei Benachteiligungen oder Zwängen aus-
gesetzt sein. 

10.	Die religiös und weltanschaulich neutrale Gemeinschaftsschule 
soll im gesamten Bundesgebiet die staatliche Regelschule sein. Der 
Religionsunterricht ist nach der Verfassungslage ordentliches 
Lehrfach. Alternativ wird ein Religionskundeunterricht angeboten. 
Zwischen beiden Fächern besteht freie Wahlmöglichkeit. Das 
Recht, private Schulen zu errichten und zu unterhalten, bleibt un-
berührt.

11.	 Die Seelsorge in staatlichen Institutionen wie Bundeswehr, Bun-
desgrenzschutz und Strafvollzug ist in die alleinige Verantwor-
tung der Kirchen zurückzugeben. Die Möglichkeit unbehinderter 
religiöser Betreuung durch kirchlich bestellte und bezahlte 
Seelsorger muß sichergestellt sein. Das gleiche Recht gilt für alle 
anderen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften.

12.	Geistliche und Theologiestudenten sind in ihren staatsbürgerli-
chen Rechten und Pflichten, auch im Hinblick auf den Wehrdienst 
oder seine Verweigerung, allen anderen Staatsbürgern gleichzu-
stellen.

13.	Die Vertretung der Kirchen wie auch anderer gesellschaftlicher 
Gruppen in öffentlichen Gremien (z. B. Rundfunkräte, Schulaus-
schüsse,  Jugend- und Sozialausschüsse, Hearings u. a.) ist darauf-
hin zu überprüfen, wieweit sie der Funktion der Verbände für den 
jeweiligen Bereich entspricht.
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D E R  Z AU B E R -
L E H R L I N G

Legalisiertes Unrecht: Russlands Staatschef Wladimir Putin bei der Unterzeichnung des Vertrages, 
der die Eingliederung der Halbinsel Krim in die Russische Föderation besiegelt.

WOLFGANG GERHARDT



S
eit dem Zusammenbruch der alten bipolaren 
Welt sind viele westliche Staaten eine „Partner-
schaft“ mit Russland eingegangen. Durch gemein-
same Einrichtungen wie die G8, den Europarat 

und durch eine Vielzahl von bilateralen Abkommen und 
Erklärungen. Mit großer Erleichterung, so stellte die 
trilaterale Kommission 2006 fest, wurde Russland als 
Problem von der Tagesordnung gestrichen und als 
Partner aufgenommen. Die westlichen Staaten begrüß-
ten die Absichten von Präsident Putin, Russland zu 
stabilisieren, zu modernisieren und es stärker in das 
internationale System und die Gemeinschaft zu integrie-
ren. Wichtige Herausforderungen, das war damals den 
Verfassern einer Studie klar, müssen mit Russland 
bewältigt werden und langfristige Ziele einer Partner-
schaft sollten nicht aufgegeben werden. Aber, so schrie-
ben die Verfasser: „Wir müssen mit Russland umgehen, 
wie es ist, nicht wie wir es als Idealfall wünschen.“

Russland hat mit der Annexion der Krim die Charta 
der Vereinten Nationen verletzt, besser gesagt, gebro-
chen, ebenso wie die Schlussakte von Helsinki, ebenso 
wie das Memorandum von Budapest und das Statut des 
Europarates. Darüber kann man nicht hinwegsehen, 
auch wenn es in Deutschland viele gibt, die die Verlet-
zung von Völkerrecht anscheinend nicht für so wichtig 
erachten. Man müsse doch Verständnis für den Wunsch 
Russlands haben, die Krim sozusagen wieder zurückzu-
bekommen. So als ob es keine Geschichte gäbe, kein 
Völkerrecht, und man sich das Recht nehmen könnte, all 
das urplötzlich nicht mehr beachten zu müssen, was 
man mit eigener Unterschrift versehen hatte.

Werte, Verträge, Übereinkommen, Völkerrecht sind 
nicht beliebig. Dass wir zu ihnen stehen müssen, ist auch 

entscheidend für jene in Russland, die ihr Land in 
Richtung einer stärkeren Zivilgesellschaft verän-
dern wollen. Die Staaten des Westens sollten 
weiterhin für diese Werte stehen und nicht den 
Eindruck vermitteln, dass sie blind und gleichgül-
tig einem Werteverfall gegenüberstehen. Ja, so 
wird dann argumentiert, die Nato sei ja bis an die 
Grenzen Russlands vorgerückt, wobei Russland 

immer noch mit der früheren Sowjetunion gleichgesetzt 
und das Recht von souveränen Staaten, über ihr eigenes 
Schicksal und ihre Bündnisse mit anderen zu entschei-
den, gröblich missachtet wird. Die NATO ist im Übrigen 
nicht an die Grenzen vorgerückt, sondern frühere, von 
der alten Sowjetunion unterdrückte Völker haben 
Schutz und Schirm unter der NATO gesucht, weil sie 
schlicht Angst vor einem neuerlichen Versuch Russlands 
hatten, auf sie auszugreifen.

Deutsche Bemühungen, insbesondere vom damali-
gen Außenminister Klaus Kinkel, in den baltischen 
Staaten für eine langsamere Gangart zu werben, haben 
Deutschland dort nicht sehr viel Sympathie eingebracht. 
Die Balten haben uns, wie auch vor Jahren unsere 
polnischen Nachbarn, eher vorgeworfen, den Charakter 
russischer Politik zu blauäugig zu sehen und ihre 
eigenen Sicherheitsinteressen nicht zu respektieren, 
geschweige denn zu verstehen. Russische Gesprächs-
partner haben sich oft bis heute nicht die Frage gestellt, 
warum manche Länder sich vor ihnen fürchten. Sie 
sehen zu oft nur den eigenen Schmerz über den Verlust 
der alten Sowjetunion, nicht aber die Bedrohung, die die 
alte Sowjetunion auf andere ausgeübt hat. Diese Sowjet-
union ist im Übrigen nicht zusammengebrochen, weil 
die NATO bis an ihre Grenzen vorgerückt wäre, sondern 
sie brach wie ein Kartenhaus urplötzlich zusammen, als 
der Freiheitswille der Menschen ihre Kommandostruk-
turen nicht mehr ertragen wollte. Niemand hat der 
Sowjetunion mehr geschadet als ihre eigene Politik.

Wir haben grob unterschätzt, dass Russland eine 
längere Zeit braucht, um politisch-gedanklich in eine 
internationale Gemeinschaft zurückzukehren, von der 
es sich durch eigene Entscheidungen nahezu abgeschot-

Putin hat durch seine Politik Geister geweckt, die ihn 
andernorts selbst heimsuchen könnten. Wenn der nationale 
Rausch verflogen ist, wird man Trümmer zusammenkehren 
müssen, die gegenwärtig, wenn auch immer mühsamer, von 
alter imperialer Nostalgie, verbunden mit propagandisti-
schen Anstrengungen, verdeckt werden. 
 // TEXT // WOLFGANG GERHARDT
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tet hatte. Auch wenn die Absichten in den ersten Reden 
von Präsident Putin begründete Hoffnungen aufkeimen 
ließen, Wort und Tat lagen, wie später erkennbar wurde, 
weit auseinander.

Der gegenwärtige Frust mit Russland entspringt zum 
Teil auch der Fehleinschätzung darüber, was erreichbar 
ist, und über die Zeit, die dafür notwendig ist. Wir 
brauchen einen geduldigen Ansatz unermüdlicher 
Anstrengungen, die jetzt eingetretene kritische Situation 
zu bewältigen. Wir sollten Russland sagen, dass wir ein 
erfolgreiches Russland als europäischen Nachbarn 
wollen, nicht schwach und instabil. Wir sollten sagen, 
dass wir einen Nachbarn wollen, dessen Staat auf wirt-
schaftlichem Erfolg und zivilgesellschaftlichem Engage-
ment und nicht auf militärischer Macht gegründet ist.

Die Bedenken russischer Politiker, dass die westli-
chen Länder Russland schwächen wollten, sind grund-
los, bis hin zum Absurden. Manche Äußerungen haben 
den paranoiden Beigeschmack des Kalten Krieges. 
Russland muss akzeptieren, dass starke unabhängige 
Nachbarn für Russland selbst ein Vorteil und kein 
Nachteil sind. Russlands Stärke darf sich nicht auf Kosten 
der benachbarten ehemaligen Satellitenländer der 
Sowjetunion gründen. Russland profitiert nicht von 
schwachen und instabilen Nachbarn. Politische und 
gesellschaftlich reife Beziehungen unter Wahrung der 
Integrität des jeweils anderen sind unabdingbar für 
Stabilität und in dem gegenwärtigen in Rede stehenden 
Fall der Ukraine Voraussetzungen für den Frieden.

Russland muss sich an Regeln halten, in dieser Frage 
kann es keinen Rabatt geben. Solange es das nicht tut, ist 
strategische Partnerschaft nicht der geeignete Ausdruck 
für die Beziehungen zwischen Deutschland und Russ-
land. Sie ist keine Realität. Denn sie braucht ein Werte-
fundament, gemeinsame Ziele, die Grundlage gegenseiti-
ger Unterstützung ist. Eine Partnerschaft ist mehr als ein 
gegenseitiger Ausgleich zum Wohle von Eigeninteressen. 
Viele Russlandkenner demgegenüber vermitteln ein 
Bild, dass Russland eher einen nüchternen Ansatz 
verfolgt und keinen, der auf Gefühlen basiert. Russland, 
so sagen sie, vertrete seine Interessen machtbewusst, 
wie es seine Art zu sein scheint. Wir sollten unsere 
Werte bewusst vertreten. Wenn Russland sich gegenwär-
tig nicht an Regeln zu halten beabsichtigt, dann ergibt 
strategische Partnerschaft keinen Sinn. Besser wäre es, 
von pragmatischem Engagement auszugehen, das 
Kooperationen in wichtigen Bereichen nicht ausschließt, 

aber eine Überhöhung vermeidet, die angesichts des 
Versuchs des Kremls, die territoriale Integrität der 
Ukraine zu unterminieren, einfach unwürdig ist.

Putin modernisiert Russland nicht. Er führt die 
russische Gesellschaft nicht in die Moderne. Vermutlich 
wird seine Abenteuerlust Russland teuer zu stehen 
kommen. Seine öffentlichen Kassen werden gewaltig 
strapaziert, Kapital wandert schon ab, der Rubel ist 
unter Druck, das Land ist unter Stress. Wenn der 
nationale Rausch verflogen ist, wird man Trümmer 
zusammenkehren müssen, die gegenwärtig, wenn auch 
immer mühsamer, von alter imperialer Nostalgie, 
verbunden mit propagandistischen Anstrengungen, 
verdeckt werden. Putin hat durch seine Politik Geister 
geweckt, die ihn auch andernorts selbst heimsuchen 
könnten. Er scheint stark, sein Land ist groß, aber 
verletzlich zugleich.  ●

Zehn Jahre vor dem 
Einmarsch: Auf einer 
mit der russischen 
und der ukrainischen 
Flagge dekorierten 
Harley-Davidson trat 
der damalige russische 
Premierminister Wladi-
mir Putin im Jahr 2004 
bei einem Bikertreffen 
auf der Krim nahe der 
Stadt Sewastopol auf. 

WOLFGANG GERHARDT ist 
Vorsitzender des Vorstands der 
Friedrich-Naumann-Stiftung für die 
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W enn jemand über die deutsche 
Handelsmarine schreiben wollte, 
wäre es recht fragwürdig, sich 

ausschließlich auf der Brücke aufzuhalten und 
Gespräche mit Besatzung, Hafenpersonal 
oder Reeder auszusparen. Da hilft es auch 
nicht, sich immerhin ein Jahr lang an Bord 
aufzuhalten und sich zu rühmen, öfter und 
länger als der Kapitän oder der Lotse den 
Steuerstand beobachtet zu haben. Roger Wil-
lemsens „Das Hohe Haus. Ein Jahr im Parla-
ment“ läuft gerade an diesem Umstand auf. 
Schon der Name scheitert am Praxistest. Seit 
dem 2. September 2013 kam die parlamenta-
rische Arbeit völlig zum Erliegen, keine weite-

re Arbeitssitzung fand im restlichen Jahr mehr 
statt. Einen Vergleich zwischen den zwei Bun-
destagen vor und nach der Wahl zieht Willem-
sen nicht. Stattdessen gibt er subjektiv und 
scheinbar wahllos seine Beobachtungen wie-
der, die er „unvoreingenommen“ nennt – wo-
bei sich aber selbst schon nach wenigen Seiten 
und dann durchgehend bis zum Ende des 
Buches widerlegt. Empfehlung: Lesen Sie lie-
ber etwas über die Deutsche Handelsmarine. 

Patrick Kurth 

ROGER WILLEMSEN
Das Hohe Haus: 
Ein Jahr im Parlament
S. Fischer 
400 Seiten, 19,99 Euro

M an muss starke Nerven haben, um 
Frank Dikötters detaillierte Aufar-
beit u n g von Maos „Großem 

Sprung“ über 450 Seiten durchzuhalten. In-
nerhalb weniger Jahre wollte der große Füh-
rer das riesige Land einer landwirtschaftli-
chen, industriellen und gesellschaftlichen 
Modernisierung unterziehen und hat damit 
ein ganzes Volk in Chaos, Elend und Tod ge-
trieben. Dass dieses unbarmherzige Men-
schenexperiment mindestens 45 Millionen 
Menschenleben forderte, schockiert noch 
mehr, wenn man erfährt, mit welchem öko-
nomischen und technologischen Dilettantis-
mus Chinas Nomenklatura das Land verwüs-
tete. Mao und seine ihm treu ergebenen 
Parteikader zogen phrasendreschend und 
mit fixen Ideen von Volkskommunen, gigan-
tischen Bewässerungsprojekten, Tiefpflügen 
des Bodens und Abertausenden von Hoch-
öfen zur Stahlproduktion im Kopf eine Spur 
der Verwüstung durch das Land. Um ihre 
Visionen wirklich werden zu lassen, wurden 

die Menschen zu auszehrender Arbeit ge-
zwungen, aus ihrer Heimat vertrieben und 
ihres Eigentums beraubt. Als die chinesische 
Wirtschaft daraufhin im planwirtschaftli-
chen Chaos versank, überließ man sie schutz-
los dem Hungertod und der Willkür der Par-
teikader. Dikötter geht 50 Jahre später in den 
chinesischen Parteiarchiven den Details und 
menschlichen Tragödien nach, die in ihrer 
Summe das wohl finsterste Kapitel des Kom-
munismus ausmachen. Nicht nur für Roman-
tiker kollektiver Gesellschaftsutopien dürfte 
dieses Buch einige lehrreiche Lektionen ent-
halten, sondern auch für diejenigen, die sich 
mit Plänen von einer „Großen Transformati-
on“ auch heute noch anschicken, eine moder-
ne Weltgesellschaft auf dem Papier zu ent-
werfen.� Steffen Hentrich

FRANK DIKÖTTER
Maos Großer Hunger
Massenmord und Menschenexperiment in China
Klett-Cotta 
526 Seiten, 29,95 Euro

97

BÜCHER

liberal  3.2014



„GLÜCKLICHE SKLAVEN SIND DIE  
ERBITTERTSTEN FEINDE DER FREIHEIT.“ 

MARIE EBNER-ESCHENBACH

E
insamkeit kann sehr wohl auch ein finsterer 
Kerker sein, durch dessen Gitterstäbe die 
Fratze der Illusion, des Vergebens grinst. 
Kaum ein Autor der Weltliteratur, der nicht 

von der Lust, aber auch von der Qual des einsamen 
Produzierens Klage geführt hätte.

Gibt es glückliche Sklaven? Aber sicher doch, so 
wie es stets den benevolenten Sklavenhalter gab. 
Heute nennt der sich zwar anders, aber er ist immer 
noch der Alte. Der, der sich kümmert und für die 
Seinen sorgt. Der weiß, was sie brauchen, „meine 
Menschen“. Einen festen Halt, ein gut gebautes morali­
sches Korsett, ein kommodes Leben, kurz: Sicherheit. 
Wer will da schon aufbrechen ins Ungewisse? Freiheit 
ist etwas für die Starken oder die Unbekümmerten. 
Der große Rest möchte sich geborgen fühlen. Nichts 
Neues also, auch wenn sich die Form verändert hat.

Der gute Sklavenhalter von einst verwirklicht sich 
heute im Ammenstaat. Die glücklichen Sklaven nen­
nen sich Bürger. Es kümmert sie nicht, dass sie ihren 
Komfort selbst bezahlen, die milden Gaben von Staats 
wegen empfinden sie vielmehr als Großzügigkeit, die 
sie Gerechtigkeit nennen. Die Kälber gehen gern zum 
Metzger.

Doch immerhin gibt es ihn, den kleinen Unter­
schied: die Freiheit, sich herauszuwagen aus der 

Kuschelzone. Das war die eigentliche Revolution der 
Moderne, der Ausgang aus der paternalistischen 
Gemeinschaft: das Recht des Individuums, sein eige­
nes Risiko einzugehen, in der Hoffnung, zu gewinnen. 
Das hat Gesellschaften, die auf Individualisierung 
setzen, einst so erfolgreich gemacht. Wer alles ab­
geben muss – an die Familie, an den Clan, an den 
Steuerstaat – verliert die Lust am Kampf für das eigene 
Glück. Wo Eigennutz sich nicht lohnt, entsteht Still­
stand. Genau das, was manch einer sich so ersehnt: ob 
es sich nun Entschleunigung nennt oder Achtsamkeit 
oder wie sie alle heißen, die Wörter aus dem Näh­
kästchen der Kümmerer. 

Im deutschen Muttistaat ist es bald wieder so weit. 
Die glücklichen Sklaven wenden sich erbittert gegen 
die Fröste der Freiheit und gegen das Leben im Risiko. 
Wer nicht wagt, der nicht gewinnt. Glückliche Sklaven 
haben nichts zu gewinnen.  ●

Mehr Freiheitszitate: www.freiheit.org/zitate

Z I T A T E  D E R  F R E I H E I T

Cora Stephan ist Publizistin und 
Schriftstellerin – und leidenschaftlich frei. 
Zuletzt erschien von Stephan ihre 
Abrechnung mit der Kanzlerin: „Angela 
Merkel. Ein Irrtum“. Ill
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